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#MeToo – wohl kein zweiter Hashtag hat in den vergangenen Jahren so schnell Auf-

merksamkeit erzielt und weltweit für Furore gesorgt. Mit #MeToo eroberte das Thema 

(sexuelle) Gewalt gegen Frauen Ende 2017 die Öffentlichkeit, es beherrschte lange Zeit 

die Schlagzeilen, in den sozialen Medien ist der Hashtag nach wie vor prominent plat-

ziert und weiterhin omnipräsent. Wenige Monate später, am 1. Februar 2018, trat das 

Übereinkommen des Europarats zur „Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 

Frauen und häuslicher Gewalt“ in Deutschland in Kraft. Im Artikel 17 der sogenannten 

Istanbul-Konvention werden explizit auch die Medien aufgerufen, „Richtlinien und 

Normen der Selbstregulierung festzulegen, um Gewalt gegen Frauen zu verhüten und 

die Achtung ihrer Würde zu erhöhen“. Damit wird in einem Gesetz implizit festgehal-

ten, was in der Wissenschaft schon seit langem breiter Konsens ist und was auch die 

#MeToo-Bewegung deutlich zeigte: Ob und in welcher Form über Gewalt gegen Frauen 

berichtet wird, beeinflusst den gesellschaftlichen Umgang mit diesem Problem.

 Verstehen Öffentlichkeit, Politik und nicht zuletzt auch die Justiz Gewalt gegen 

Frauen als tragische Einzelfälle oder als strukturelles Phänomen?

 Wird die größte Bedrohung bei unbekannten Angreifern gesehen oder im Kreis 

der Familie und im sozialen Umfeld, bei vertrauten Personen, verortet?

 Wird den Beweggründen des Täters Raum gegeben oder wird das Martyrium des 

Opfers emphatisch nachvollzogen?

Individuelles Verhalten, politisches Handeln und rechtliche Konsequenzen fallen 

sehr unterschiedlich aus – je nachdem, welche Perspektive im politischen Dis-

kurs gepflegt und von den Medien transportiert wird oder in der Öffentlichkeit 

vorherrscht. Wie aber berichten Medien in Deutschland über Gewalt gegen Frauen, 

welches Bild zeichnen sie? Werden sie ihrer Verantwortung gerecht, zur „Verhütung“ 

dieser Gewalttaten beizutragen und die „Achtung der Würde“ der Opfer zu erhöhen, 

wie es Artikel 17 der Istanbul-Konvention fordert?

Mit Christine Meltzer haben wir eine kompetente Kommunikationswissenschaft-

lerin für eine Untersuchung dieser Fragen gewinnen können. Die Forscherin vom 

Institut für Publizistik der Johannes Gutenberg-Universität Mainz hat die Berichter-

stattung deutscher Tageszeitungen über einen längeren Zeitraum (2015-  Mitte 2019) 

untersucht und rund 3.500 Artikeln aus vier überregionalen Qualitäts- sowie drei 

Boulevard- und zehn Regionalzeitungen (aus Ost- wie Westdeutschland) analysiert. 

Auf der Basis dieses breiten Querschnitts der bundesdeutschen Presselandschaft 

konnten valide Aussagen über das mediale Bild von Gewalt gegen Frauen gewon-

nen werden. Hinzu kommt, dass die Autorin die Darstellung in den Medien immer 

wieder mit realweltlichen Daten und Statistiken vergleicht – ein Vorgehen, das das 
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Aufdecken besonders starker Verzerrungen ermöglicht und bereits in der faktischen 

Darstellung des Phänomens problematische Zerrbilder zeigt:

 So wird in über der Hälfte der Artikel über Gewaltfälle berichtet, die mit dem Tod 

des Opfers enden. Dieser Extremfall macht jedoch weniger als ein Prozent aller 

Gewalttaten gegen Frauen aus.

 Die mit zwei Dritteln „alltäglichste“ Form der Gewalt gegen Frauen, die Körper-

verletzung, findet medial hingegen kaum Erwähnung (18 Prozent aller Artikel).

 Gewalttaten an Frauen werden viel zu selten als Gewalttaten in Partnerschaften 

oder intimen Beziehungen präsentiert. Nur rund jeder vierte Artikel behandelt 

diese Form der Gewalt – obwohl (Ex-)Partner für knapp 40 Prozent der Gewalt-

taten verantwortlich sind.

Die Ergebnisse unserer Untersuchung werfen darüber hinaus ein kritisches Licht 

auf die Art und Weise, wie die Fakten in den deutschen Medien dargestellt wer-

den. Fast 70 Prozent der Artikel verpassen die Chance, auf Muster und strukturelle 

Hinter gründe von Gewalt gegen Frauen hinzuweisen. Gewählt wird als Berichtsform 

meist die Einzelfalldarstellung – Gewalt gegen Frauen wird so nicht als Politikum 

präsentiert. Der Fokus der Artikel liegt zudem überwiegend auf den Tatverdächtigen, 

die betroffenen Frauen bekommen wenig Raum. Überraschend ist auch, dass sich 

in der Berichterstattung kaum Hinweise auf Hilfseinrichtungen finden. Entgegen 

eines weit verbreiteten Eindrucks wird allerdings auf verharmlosende Begriffe wie 

„Familiendrama“ oder „Ehetragödie“ weitgehend verzichtet. Auch eine überpro-

portionale Nennung der Herkunft nichtdeutscher Tatverdächtiger – im Vergleich zur 

polizeilichen Kriminalstatistik – konnte nicht konstatiert werden. Es finden sich je-

doch Hinweise, dass vor allem die Taten von Nichtdeutschen zum Politikum gemacht 

werden und Gewalt gegen Frauen kulturalisiert wird.

Das Thema Gewalt gegen Frauen ist in der medialen Öffentlichkeit angekommen 

und bleibt in der Politik präsent. Von Gewalt Betroffene finden Gehör, sie sprechen 

über ihre Erlebnisse, fordern strafrechtliche Konsequenzen und mehr politische 

Grenzziehungen. Diese Entwicklungen müssen von Medien mit einer angemessenen 

Form der Berichterstattung begleitet, unterstützt und gestärkt werden. Stiftung und 

Autorin hoffen, mit der Studie dazu einen konstruktiven Beitrag zu leisten. 

Jupp Legrand

Geschäftsführer der OBS                   Frankfurt am Main, im Juni 2021
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1 Einleitung

Einleitung

Weltweit wird Gewalt gegen Frauen als eine 

der größten Gefahren für die Gesundheit, In-

klusion und gesellschaftliche Gleichberech-

tigung von Frauen und Mädchen angesehen 

(Devries et al., 2013). Dies gilt auch für Länder, 

in denen Gleichstellung verhältnismäßig weit 

fortgeschritten ist. In Deutschland stirbt sta-

tistisch gesehen jeden dritten Tag eine Frau 

durch die Hand eines (Ex-)Partners (deut-

lich seltener durch eine (Ex-)Partnerin; Stöckl 

et al., 2013). Dies hat gravierende Folgen für 

die körperliche und psychische Gesundheit, 

nicht nur der Opfer, sondern auch der poten-

ziell lebenslang mitbetroffenen Kinder (Hell-

bernd, 2019). Gewalt erfahren Frauen jeden 

Alters, aus allen gesellschaftlichen Schichten 

und Milieus. Auch außerhalb von (Nah-)Bezie-

hungen werden Frauen und Mädchen Opfer 

von Gewalt. Sie sind dabei so deutlich über-

proportional von sexualisierter Gewalt betrof-

fen, dass die Gewaltdelikte keine Einzel fälle 

darstellen können, sondern als Ausdruck ei-

nes Machtverhältnisses zwischen Tätern und 

Opfern verstanden werden müssen. Die so-

genannte Istanbul-Konvention, die 2018 in 

Deutschland in Kraft getreten ist, hält fest, 

dass partnerschaftliche Gewalt gegen Frauen 

als Menschenrechtsverletzung verstanden 

werden muss (Artikel 3). Geschlechtsspezifi-

sche Gewalt gegen Frauen wird in der Konven-

tion ebenfalls als Ausdruck eines andauern-

den Macht- und Abhängigkeitsverhältnisses 

zwischen Tätern und Opfern aufgefasst: Eine 

strukturelle Form von Gewalt, deren Wurzel in 

den patriarchalischen Machtverhältnissen der 

Gesellschaft liegt. 

Trotz der eindeutigen Faktenlage und den 

rechtlichen Fortschritten der Istanbul-Konven-

tion wird geschlechtsspezifische Gewalt gegen 

Frauen jedoch häufig als Privatsache verstan-

den und behandelt. Zudem scheint die gesell-

schaftliche Wahrnehmung von dem Vorurteil 

geprägt, (partnerschaftliche) Gewalt fände nur 

in bildungsfernen Schichten oder nichtdeut-

schen Haushalten statt. Auch ist geschlechts-

spezifische Gewalt gegen Frauen nach wie vor 

hoch tabuisiert, sodass lediglich ein Bruchteil 

der von Partnerschaftsgewalt und sexualisier-

ter Gewalt betroffenen Frauen jemals die Polizei 

einschaltet (Schröttle, 2017). Dies hat Einfluss 

auf offizielle Statistiken, denn was nicht ange-

zeigt wird, findet sich nicht in der polizeilichen 

Kriminalstatistik. Somit bleibt das Problem im 

Dunkelfeld und eine breite gesellschaftliche 

Reflexion und die Entwicklung von Lösungen 

werden erschwert. 

Medien haben einen entscheidenden Ein-

fluss darauf, welche Themen in der öffentlichen 

Meinung (also in Alltagsgesprächen genauso 

wie in der politischen Debatte) besprochen 

werden – und innerhalb welcher Rahmung sich 

diese Themenbehandlung vollzieht (Flood & 

Pease, 2009). Wie gesellschaftlich mit Gewalt 

gegen Frauen umgegangen wird, hängt von 

den gesellschaftlichen Einstellungen zu Gewalt 

gegen Frauen ab – und diese Einstellungen 

können von den Medien beeinflusst werden. 

Sorgfältige Berichterstattung ist ein wichtiger 

Schritt zur Enttabuisierung von Gewalt gegen 

Frauen. Sie kann dazu beitragen, das Problem 

gesellschaftlich sichtbar zu machen und somit 

einzudämmen. Dies kann aber nur geschehen, 
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wenn die Berichterstattung Gewalt gegen Frau-

en als gesellschaftliches Problem benennt. 

Studien zeigen jedoch, dass Gewalt gegen 

Frauen medial wenig sichtbar ist. Vor allem 

partnerschaftliche Gewalt wird unterproportio-

nal beleuchtet und wenn über sie berichtet 

wird, dann wird die Gewalttat oft als Einzelfall 

präsentiert (Carlyle et al., 2008; Sutherland 

et al., 2019). Verharmlosende Bezeichnungen 

wie „Familiendrama“ oder „Eifersuchtstragö-

die“ schüren zudem die Vorstellung, dass vor 

allem tragische Schicksale zu unvorherseh-

barer und plötzlicher Gewalteskalation führen. 

Dies führt potenziell dazu, dass die Verantwor-

tung für die Tat bei Einzelpersonen (beim Täter, 

im schlimmsten Fall beim Opfer), nicht jedoch 

in gesellschaftlichen Strukturen gesucht wird. 

Entsprechend mündet eine solche Form der Be-

richterstattung langfristig auch nicht in gesell-

schaftlichen und politischen Veränderungen, 

sondern konserviert Gewalt gegen Frauen als 

privates Thema. Zudem gibt es Hinweise da-

rauf, dass bestimmte Tätergruppen1 überpro-

portionale mediale Sichtbarkeit erfahren. So 

werden migrantische Personen überproportio-

nal häufig im Kontext von Gewaltkriminalität 

erwähnt. Vor allem die Kölner Silvesternacht 

2015/2016, in der es zu zahlreichen Übergrif-

fen auf Frauen von Männern überwiegend aus 

dem nordafrikanischen Raum kam, markiert 

einen Wendepunkt in der medialen Berichter-

stattung zur Thematik. Seit diesem Ereignis fin-

det vor allem für nichtdeutsche Tatverdächtige 

eine zunehmende – und weit über ihren realen 

Anteil an den jeweiligen Taten hinausgehen-

de – Herkunftsnennung in den Medien statt 

(Hestermann, 2019). Im direkten Nachgang der 

Ereignisse wurde sexualisierte Gewalt gegen 

Frauen medial oftmals als ein Problem kons-

truiert, das vor allem von außen in die deutsche 

Gesellschaft getragen wird (Drüecke, 2016). 

Auf dem Boden einer solchen Berichterstattung 

können zwei drastische Fehlwahrnehmungen 

wachsen: Dass Gewalt gegen Frauen erstens 

hauptsächlich von dem Opfer fremden Perso-

nen und zweitens überproportional von nicht-

deutschen Tätern ausgeht. Die polizei liche 

Krimi nalstatistik spricht hier eine deutlich 

andere Sprache: Die meisten Frauen erfahren 

Gewalt durch ihnen nahestehende Personen, 

häufig durch ihre Partner oder Expartner – und 

die Mehrheit dieser Personen hat die deutsche 

Nationalität.  

Eine systematische Erfassung medialer 

Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen 

in Deutschland fand bisher nicht statt. Die 

vorliegende Studie versucht diese Lücke an-

hand einer inhaltsanalytischen Erfassung 

der Printberichterstattung über Gewalt ge-

gen Frauen zu schließen. Es wird dokumen-

1 Gewalt gegen Frauen geht fast immer von Männern aus. Eine deutsche Studie zu Gewaltbetroffenheit zeigt, dass von 
99 Prozent der Frauen männliche Beziehungspartner als Gewalt ausübende Partner benannt wurden und nur ein Pro-
zent der gewaltbetroffenen Frauen Übergriffe durch weibliche Beziehungspartner erlebt haben (Müller & Schröttle, 
2004). Gewalt gegen Frauen wird als Ausdruck eines Machtverhältnisses von Männern gegenüber Frauen gesehen. 
Um dieses Machtverhältnis nicht zu verdecken wurde sich dazu entschieden, den Begriff Täter sowie Partner/Expart-
ner in der vorliegenden Studie nicht geschlechtsneutral zu formulieren. Trotzdem können sexuelle und körperliche 
Übergriffe gegen Frauen in seltenen Fällen auch von weiblichen Tätern ausgehen. 
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tiert, welche Sichtbarkeit das Thema in der 

deutschen Berichterstattung erfährt, welche 

Deliktarten besonders hervorgehoben und 

wie sie eingeordnet werden und über welche 

Merkmale von Opfern und Tatverdächtigen be-

richtet wird. Zudem wird betrachtet, wie sich 

die Bericht erstattung im Zeitverlauf verändert 

und ob Unter schiede zwischen verschiede-

nen Zeitungs typen bestehen. Die Auswertung 

wird in drei Teile gegliedert. Zunächst wird ein 

Überblick über die gesamte Berichterstattung 

über Gewalt gegen Frauen, die Deliktarten, Op-

fer und Tatverdächtigen gegeben. Im zweiten 

Schritt wird dann ein Fokus auf die Berichter-

stattung zu partnerschaftlicher Gewalt gelegt 

und zuletzt die Berichterstattung über nicht-

deutsche Tatverdächtige betrachtet. 

Wann immer es möglich ist, wird im Zuge 

der Ergebnisdarstellung ein Vergleich zu real-

weltlichen Daten und Statistiken gezogen. Da-

bei steht nicht im Vordergrund, ob Medien die 

Thematik „richtig oder wahrheitsgemäß“ ab-

bilden – ob eine solche realistische Abbildung 

überhaupt möglich ist und wie eine Überprü-

fung auf den Wahrheitsgehalt der Medien statt-

finden kann und soll, wurde in der kommuni-

kationswissenschaftlichen Forschung zum Teil 

hitzig diskutiert (Bentele, 2008; H. M. Kepplin-

ger, 2011b). Vielmehr soll der vorliegende Be-

richt aufzeigen, an welchen Stellen die Medien 

im Vergleich zu realweltlichen Entwicklungen 

besonders verzerrt berichten. Insofern ist es 

nicht Ziel des Berichts, ein Urteil im Sinne rich-

tiger oder falscher Berichterstattung zu fällen, 

sondern Tendenzen in der Berichterstattung 

aufzuzeigen. Dies soll helfen Lösungswege für 

eine sensible und würdigende Berichterstat-

tung im Sinne der Opfer und im Sinne einer 

langfristigen Eindämmung von Gewalt gegen 

Frauen aufzuzeigen. 

Einleitung
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Der vorliegende Abschnitt stellt das dieser Ar-

beit zugrundeliegende Verständnis des Phäno-

mens Gewalt gegen Frauen in Deutschland und 

seine verschiedenen Dimensionen dar. Dazu 

wird der Begriff in Kapitel 2.1 definiert. Was 

genau unter Gewalt verstanden wird, hängt da-

bei jedoch immer auch von gesellschaft lichen 

Werten und Normen ab. Betrachtet man die 

gesetzliche Lage zur Gewalt gegen Frauen in 

Deutschland, zeigt sich beispielsweise, dass 

Gewaltanwendung innerhalb der Familie erst in 

den letzten Jahrzehnten und sexualisierte Ge-

walt gegen Frauen sogar erst in jüngster Zeit in 

der Öffentlichkeit als soziales Problem thema-

tisiert werden. Daher wird in Kapitel 2.2 knapp 

die Entwicklung der rechtlichen Lage in Bezug 

auf Gewaltschutz von Frauen in Deutschland 

erläutert. Um das Ausmaß von Gewalt gegen 

Frauen erfassen und im Zuge dieser Studie 

mit realweltlichen Entwicklungen vergleichen 

zu können, benötigt es zudem Statistiken. 

Geschlechtsspezifische Gewalt betreffend be-

wegen diese sich jedoch eher im Dunkel- als 

im Hellfeld, was in Kapitel 2.3 erläutert wird, 

bevor ein Überblick über das dokumentierte 

Ausmaß von Gewalt gegen Frauen in Deutsch-

land erfolgt.

2.1 Wie ist Gewalt gegen Frauen 
 definiert?

Grundsätzlich wird in der vorliegenden Stu-

die unter Gewalt gegen Frauen jede Form von 

geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen 

oder Mädchen verstanden, die körperlichen 

oder psychischen Schaden hinterlässt, bzw. 

dies intendiert, einschließlich der Androhung 

derartiger Handlungen, sowie Nötigung (also 

das Erzwingen von bestimmten Handlungen) 

oder Freiheitsberaubung. Geschlechtsspezifi-

sche Gewalt meint dabei Gewalt, die Frauen 

erfahren, weil sie Frauen sind, oder die Frauen 

unverhältnismäßig häufig betrifft (Henneber-

ger, 2018). 

Gewalt gegen Frauen kann sich in ver-

schiedenen gesellschaftlichen und sozialen 

Dimensionen abspielen (siehe Abbildung  1). 

Zunächst einmal kann Gewalt allgemein aus-

geübt werden, ohne dass sie spezifisch auf ein 

bestimmtes Geschlecht gerichtet ist (Ring 1 in 

Abbildung 1). Dies ist beispielsweise der Fall, 

wenn ein Terroranschlag oder Amoklauf aus-

geübt wird oder wenn ein anderes Motiv als die 

Gewaltausübung selbst im Vordergrund steht 

(z. B. bei einem Raubüberfall). Sofern eine sol-

che Tat aber genau deswegen begangen wird, 

weil eine oder mehrere Frauen Opfer dieser 

Gewalttat werden können, (wie beispielsweise 

die im April 2018 begangene und durch Frauen-

hass motivierte Amokfahrt in Toronto), wird 

von geschlechtsspezifischer Gewaltausübung 

gesprochen (Ring 2 in Abbildung 1). 

Diese Form der Gewalt spielt sich in einer 

Vielzahl von Situationen und durch unter-

schiedliche Mechanismen ab. Von sexueller 

Belästigung über Gewalt in Beziehungen oder 

sogenannten Ehrenmorden bis hin zur strate-

gischen Vergewaltigung als Kriegswaffe wird 

hierunter jedes Phänomen verstanden, bei 

dem Gewalt besonders gegen Frauen gerich-

tet ist, die weniger Macht oder Ressourcen 

haben als die (fast immer männlichen) Täter 

2 Gewalt gegen Frauen in Deutschland
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(World Health Organization, 2012). Liegt im 

Rahmen von geschlechtsspezifischer Gewalt 

ein Tötungsdelikt vor, wird oftmals der Begriff 

Femizid oder Feminizid verwendet. In Mexiko, 

einem Land, in dem die Rate an Frauenmorden 

besonders hoch ist, wird der Begriff bereits seit 

den 1990er Jahren verwendet. Die dortige De-

batte über die geschlechtsspezifische Tötung 

von Frauen hat zu Strafrechtsreformen geführt, 

die bessere Prävention und eine härtere Be-

strafung von Femiziden ermöglichen. Die Welt-

gesundheitsorganisation (2012) verwendet 

den Begriff ebenfalls und definiert Femizid als 

vorsätzliche Morde an Frauen, weil sie Frauen 

sind. In Deutschland wird die Verwendung des 

Begriffs bisher von der Bundesregierung ab-

gelehnt, mit der Begründung, dass der Begriff 

Femizid nicht klar konstruiert sei und somit 

zu viele Interpretationsmöglichkeiten eröffnet 

würden (Deutscher Bundestag, 2018). 

Da die Tatmotivation in der polizeilichen 

Kriminalstatistik nicht erfasst wird, und es 

derzeit auch keine andere systematische Er-

hebung geschlechtsspezifischer Gewalt in 

Deutschland gibt, ist auch keine Aussage über 

das Ausmaß von Femiziden (also die Tötung ei-

ner Frau, weil sie eine Frau ist) möglich. Belegt 

ist hingegen, dass in Deutschland die meisten 

Gewaltverbrechen gegen Frauen von Personen 

aus dem engeren sozialen Umfeld (also im 

Kreis der Freunde und Familie, 3.  Ring in Ab-

bildung 1) und vor allem von intimen (Ex-)Part-

Abbildung 1

Dimensionen von Gewalt gegen Frauen

Quelle: Eigene Darstellung.

1 Gewalt gegen Frauen

2 Geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen

3 Gewalt gegen Frauen im sozialen Nahfeld

4 Gewalt durch (Ex-)Partner
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nern (Kern der Abbildung 1) begangen werden 

(siehe auch Abschnitt 2.4). In der statistischen 

Auswertung des Bundeskriminalamts wird von 

„Partnerschaftsgewalt“ gesprochen, wobei 

hier auch Taten aufgeführt wurden, die von 

ehemaligen Partnern begangen wurden. Ande-

ren Studien bezeichnen das Phänomen syno-

nym als „Gewalt in Paarbeziehungen“ oder 

„häusliche Gewalt“ (Hellbernd, 2019). Gegen 

diese Begrifflichkeiten kann man einwenden, 

dass Gewalt gegen Frauen auch außerhalb von 

Paarbeziehungen und außerhalb des Hauses 

und unabhängig eines gemeinsamen Wohnsit-

zes vorkommt und sie deswegen ein falsches 

Bild der Problematik vermitteln. In der vorlie-

genden Studie wird in Anlehnung an die poli-

zeiliche Kriminalstatistik von „Partnerschafts-

gewalt“ die Rede sein, wenn diese durch intime 

(Ex-)Partner ausgeübt wird und von „Gewalt im 

sozialen Nahbereich“, wenn Täter und Opfer 

miteinander bekannt sind.    

2.2 Die Entwicklung der rechtlichen Lage 
und der Prävention partnerschaft­
licher Gewalt

 

Im Grundgesetz wurde 1949 der Satz „Männer 

und Frauen sind gleichberechtigt.“ (Artikel 3, 

Absatz  2, GG) aufgenommen. Dies ist vor al-

lem der Sozialdemokratin Elisabeth Selbert zu 

verdanken, die als eine von wenigen Frauen 

in der verfassungsgebenden Versammlung 

anwesend war. Doch der Weg zur Gleich-

berechtigung von Frauen und Männern in Bezug 

auf den Schutz vor Gewalt war aus juristischer 

Per spektive ein langer – und es zeichnet sich 

ab, dass er noch nicht zu Ende beschritten ist. 

Lange Zeit war Gewalt gegen Frauen und vor al-

lem partnerschaftliche Gewalt in Deutschland 

kein öffentliches Thema, sondern wurde stark 

tabuisiert. Vor allem der Initiative der (west-

deutschen) Frauenbewegung der 1970er Jahre 

ist es zu verdanken, dass Gewalt in Paarbezie-

hungen langsam nicht mehr als privates und 

individuelles Problem, sondern als Folge von 

gesellschaftlichen und politischen Strukturen 

verstanden wird (Bals, 2008; Brzank, 2012). 

In Westdeutschland entstanden ab 1976 erste 

Frauenhäuser und gemeinnützige Vereine, die 

die Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen als 

gesellschaftliche Aufgabe begreifen wollten. 

Auch in der damaligen DDR gehörte Gewalt 

gegen Frauen zu einem (noch stärker als in 

Westdeutschland) tabuisierten Problem, denn 

sie passte nicht in das Bild der sozialistischen 

Gesellschaft (Augstein, 2013).  

Erst im Jahr 1997 wurde in Deutschland die 

Vergewaltigung in der Ehe schließlich unter 

Strafe gestellt. Zuvor wurde in der Bundesre-

publik nur derjenige bestraft, der mit Gewalt 

„außer ehelichen Beischlaft“ erzwang. Einer 

Frau war es in Deutschland rechtlich gesehen 

also bis zum Ende der 1990er Jahre nicht mög-

lich, eine Vergewaltigung anzuzeigen, wenn 

der Täter ihr Ehemann war. Partnerschaftliche 

Gewalt (zumindest in Bezug auf die sexuelle 

Selbstbestimmung) stand somit unter dem 

Schutz des deutschen Rechts und es wird deut-

lich, warum eine Tabuisierung dieser Gewalt 

tief in der Gesellschaft verankert war und im-

mer noch ist. Zwei Jahre nachdem die Verge-

waltigung in der Ehe unter Strafe gestellt wur-
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de, verabschiedete die Bundesregierung 1999 

den „Aktionsplan zur Bekämpfung von Gewalt 

gegen Frauen“, in dem strategische Schritte 

zur Prävention und Intervention festgehalten 

werden. Damit wurde erstmals in Deutsch-

land ein umfassendes Gesamtkonzept für alle 

Ebenen der Gewaltbekämpfung in Bezug auf 

partnerschaftliche Gewalt und darüber hinaus 

entwickelt (Augstein, 2013). 

Mit dem 2002 in Kraft getretenen Gesetz 

zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten 

und Nachstellungen (kurz Gewaltschutzgesetz) 

wurde die Enttabuisierung weiter vorangetrie-

ben. Das Gesetz bezweckt den Schutz von Per-

sonen vor allen Formen von Gewalt im privaten 

und häuslichen Umfeld. Kernstück ist die Re-

gelung zur Wohnungsüberlassung: Das heißt, 

dass die Polizei die tatverdächtige Person für 

einen gewissen Zeitraum der Wohnung verwei-

sen kann, wenn eine strafbare Handlung inner-

halb einer Partnerschaft (bzw. eines Haushalts) 

verübt wird. Verlässt die tatverdächtige Person 

nicht freiwillig die gemeinsame Wohnung, kann 

die Polizei sie mit Gewalt entfernen. Seit dem 

Eintritt des Gewaltschutzgesetzes besteht also 

nicht mehr die Notwendigkeit, eine gemein-

same Wohnung mit einer gewalttätigen Person 

zu teilen. Zudem kann das Gericht gegenüber 

gewalttätigen Personen weitere Maßnahmen 

zum Schutz des Opfers anordnen, beispiels-

weise ein Kontaktverbot. Dies ist auch möglich, 

wenn Belästigungen in Form von wiederholter 

Nachstellung (das sogenannte Stalking) aus-

geübt wird, denn Stalking ist seit 2007 nach 

§ 238 des Strafgesetzbuches strafbar. Das 

Bundes kabinett beschloss 2007 den zweiten 

Aktionsplan der Bundesregierung zur Bekämp-

fung von Gewalt, mit dem sich vor allem auf den 

Bereich der gesundheitlichen Versorgung und 

auf die besondere Situation von Migrantinnen 

und Frauen mit Behinderungen bezogen wurde 

(Augstein, 2013). 

Trotz dieser wichtigen Schritte zum Schutz 

vor geschlechtsspezifischer (partnerschaft-

licher) Gewalt finden sich vor deutschen Ge-

richten Rechtsauslegungen, die den Anschein 

erwecken, Gewalt milder zu bestrafen, auch 

und gerade, wenn sie von (Ex-)Partnern aus-

geübt wird. In der deutschen Rechtsprechung 

wird ein Mord durch sogenannte Mordmerkma-

le (§ 211StGB) charakterisiert (z. B. Mordlust, 

Befriedigung des Geschlechtstriebs, Habgier, 

Verdeckungsabsicht, sonstige niedrige Be-

weggründe). Wenn diese nicht vorliegen, wird 

der Fall als Totschlag charakterisiert. 2008 

entschied der Bundesgerichtshof (BGH), dass 

„niedrige Beweggründe“ als Mordmerkmal 

bei einer Trennungstötung nicht zwangsläufig 

anzunehmen sind. Eine Bewertung der Beweg-

gründe als niedrig gilt als fraglich, wenn „die 

Trennung von dem Tatopfer ausgeht und der 

Angeklagte durch die Tat sich dessen beraubt, 

was er eigentlich nicht verlieren will“. Solche 

BGH-Urteile sind Grundsatzurteile, an denen 

sich Gerichte orientieren, wenn über ähnliche 

Fälle ein Urteil gesprochen wird. Folglich wird 

jemand, der seine Partnerin umbringt, weil 

sie sich von ihm trennen möchte oder dies vor 

kurzem getan hat, nicht wegen Mordes, son-

dern vornehmlich wegen Totschlags verurteilt. 

Entsprechend fallen Urteile bis heute deutlich 

milder und Haftstrafen deutlich kürzer aus, 

Gewalt gegen Frauen in Deutschland
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als es bei einer Verurteilung wegen Mordes 

der Fall wäre. Diese Rechtsprechung verstößt 

nicht nur gegen die Istanbul-Konvention des 

Europa rates zur Bekämpfung von Gewalt ge-

gen Frauen, welche fordert, dass Gewalt gegen 

Frauen unabhängig der Täter-Opfer-Beziehung 

zu ahnden ist (Art. 43). Der deutsche Juristin-

nenbund (DJB) sieht in dieser Rechtsauslegung 

zudem eine patriarchalische Besitzkonstruk-

tion, nach der die Frau „besser tot als frei sei“ 

(Deutscher Juristinnenbund e. V., 2018). Tren-

nungstötungen werden als Ausdruck von Ver-

zweiflung interpretiert, anstatt sie im Kontext 

von Besitz- und Machtansprüchen zu sehen. 

Zudem wird vom DJB ein Doppelstandard in Be-

zug auf die kulturelle Herkunft von Tätern ange-

mahnt. Denn sogenannten Ehrenmorden von 

türkisch- oder arabischstämmigen Tätern wür-

den fast durchgängig als Mord aus niedrigen 

Beweggründen bestraft, „obwohl sich faktisch 

auch dort Täter um die Tochter oder Schwester 

bringen, die sie häufig eigentlich nicht verlie-

ren wollten“. Verletzungen und Tötungen einer 

intimen Partnerin wird vor deutschen Gerich-

ten also deutlich milder bestraft, als das Verlet-

zen und Töten von fremden Personen – sofern 

es sich um deutsche Täter handelt (Foljanty & 

Lembke, 2014). 

Die bereits erwähnte sogenannte Istanbul- 

Konvention – offizielle Bezeichnung: „Überein-

kommen des Europarats zur Verhütung und 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 

häus licher Gewalt“ – ist Anfang 2018 in 

Deutschland in Kraft getreten. Die Konvention 

verpflichtet die im Europarat zusammenge-

schlossenen Staaten, also auch Deutschland, 

auf allen staatlichen Ebenen Gewalt gegen 

Frauen und häusliche Gewalt effektiv zu be-

kämpfen, ihr vorzubeugen sowie Betroffene 

von geschlechtsspezifischer Gewalt umfas-

send zu unterstützen. Dazu gehört beispiels-

weise, dass es genug Zufluchtsorte für betrof-

fene Frauen geben muss (sogenannte Frauen-

häuser, in denen Frauen und ihre Kinder im 

Falle von partnerschaftlicher Gewalt Beratung 

und vorrübergehend eine geschützte Unter-

kunft erhalten, Rabe et al., 2018). Expert*innen 

kritisieren in diesem Zusammenhang jedoch, 

dass das Übereinkommen in Deutschland nicht 

konsequent umgesetzt wird und teilweise an 

den Gerichten nicht genügend Kenntnis über 

die Konvention besteht. Vor allem an Plätzen in 

Frauenhäusern besteht großer Mangel und vie-

len Frauen und deren Kindern kann kurzfristig 

nicht der Schutz und die Unterstützung gege-

ben werden, die sie benötigen (Schlapeit-Beck, 

2018; Schröttle et al., 2016). In Zeiten, in denen 

ein erhöhtes Stresslevel besteht und Famili-

en auf engem Raum zusammenleben, steigt 

Gewalt gegen Frauen oft an, womit kurzfristig 

der Bedarf an Plätzen in Frauenhäusern nach 

oben schnellt. Dies zeigt sich beispielsweise 

regelmäßig an den Weihnachtsfeiertagen und 

zuletzt verschärft in Lockdowns während der 

Corona Pandemie. Seit Beginn der Pandemie 

fehlen in Deutschland vermutlich tausende 

Plätze in Frauenhäusern (Lenz et al., 2021). 

Eine genaue Aussage ist nicht möglich, da es 

keine zentrale Datenerfassung über die Auf-

nahme und Abweisung von Schutzsuchenden 

besteht. Ein Ausbau von Frauenhäusern und 

Beratungsstellen bis zum Jahr 2024 ist aller-
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dings geplant (Bundesminsterium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend, 31. Januar 2020).

Ein weiterer Meilenstein in Bezug auf die 

Verhinderung geschlechtsspezifischer Gewalt 

wurde mit dem Gesetz zur Verbesserung des 

Schutzes der sexuellen Selbstbestimmung 

erreicht. Mit dem im November 2016 in Kraft 

getretenen Gesetz wurde das Sexualstrafrecht 

verschärft, womit Betroffenen mehr Schutz 

vor sexualisierter Gewalt geboten wird. In der 

öffentlichen Debatte wurde dieser Schritt vor 

allem unter der Parole „Nein heißt Nein“ be-

kannt. Diese sogenannte Nichteinverständnis-

erklärung bewirkt, dass nicht nur unter Gewalt 

erzwungene sexuelle Handlungen strafbar 

sind. Unter Strafe steht bereits, wenn sich 

über den „erkennbaren Willen“ des Opfers 

hinweggesetzt wird. In früheren Fällen wur-

den Anzeigen wegen Vergewaltigung einge-

stellt, wenn keine Abwehrverletzungen oder 

andere Nachweise einer Abwehr erkennbar 

waren (beispielsweise lautes Schreien oder 

die Flucht aus der Wohnung). Nach dieser 

Neuerung kommt es nicht mehr darauf an, ob 

das betroffene Opfer sich körperlich gewehrt 

hat, sondern dass es die sexuelle Handlung 

nicht gewollt hat und der Täter dies erkennen 

konnte. Im Gegensatz zur vorherigen Rechts-

lage kann sich dies auch darin zeigen, dass 

das Opfer sich verbal äußert, weint oder in 

eine Angststarre verfällt. Berücksichtigt wird 

auch, ob ein Wille aufgrund des Zustands, in 

dem sich eine betroffene Person befunden 

hat, ausgedrückt, bzw. überhaupt gebildet 

werden konnte. Somit soll verhindert werden, 

dass eine schutzlose Lage für sexuelle Über-

griffe ausgenutzt wird (z. B., weil eine Person 

körperlich oder psychisch nicht in der Lage 

ist, sich zu wehren). Zudem wurde mit diesem 

Gesetz der Strafbestand der sexuellen Beläs-

tigung eingeführt. Übergriffe, die vorher nicht 

strafbar waren, können nun geahndet werden 

(z. B. das sogenannte Grapschen). Diesem Ge-

setz vorausgegangen waren die Vorgänge der 

Silvesternacht 2015/2016, in der es massen-

haft zu Diebstählen aber auch zu sexuellen 

Übergriffen an Frauen und Mädchen kam. In 

diesem Zuge wurde sexualisierte2 Gewalt als 

vor allem von migrantischen Tätern an deut-

schen Frauen begangenes Problem diskutiert 

(Drüeke, 2016). Da zudem der Verdacht auf-

kam, es handele sich um aus Gruppen heraus 

organisierte Angriffe, zielt der Gesetzesent-

wurf auch auf diesen Aspekt. Konkret heißt 

das, dass sich strafbar macht, „wer sich an 

einer Personengruppe beteiligt, die eine an-

dere Person zur Begehung einer Straftat an 

ihr bedrängt“ (§ 184j StGB). Zudem wurde es 

mit dem Gesetz leichter gemacht, Ausweisun-

gen und Abschiebungen von Personen ohne 

deutsche Staatsbürgerschaft vorzunehmen. 

Vor allem an letzterer Neuerungen wurde kri-

tisiert, dass sie eine härtere Bestrafung von 

Tätern ohne deutschen Pass für die gleichen 

Vergehen ermögliche, die auch von Tätern mit 

deutschem Pass massenhaft verübt werden. 

2 Sexualisierte Gewalt bedeutet, dass es sich nicht um Sexualität an sich, sondern um Machtausübung handelt, die 
mittels sexueller Handlungen zum Ausdruck gebracht wird. 

Gewalt gegen Frauen in Deutschland
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Gleichzeitig suggeriert diese Gesetzgebung, 

man könne (einheimische) Frauen durch Aus-

weisung vor sexualisierter Gewalt beschützen. 

In der Zusammenschau dieser juristischen 

Entwicklungen zeigt sich, dass insbesondere 

der Schutz vor partnerschaftliche Gewalt in 

Deutschland lange Zeit juristische Lücken auf-

wies, die nur langsam geschlossen werden. Zu-

dem gab und gibt es sowohl in der Rechtsaus-

legung als auch in der konkreten Neuschaffung 

von Gesetzen Tendenzen, die deutsche Täter 

gegenüber nichtdeutschen Tätern milder be-

strafen. 

2.3 Schwierigkeiten der statistischen 
Erfassung

Obwohl bereits seit 1993 Gewalt gegen Frauen 

als menschenrechtliches Problem anerkannt 

und dessen Bekämpfung auf der Weltmen-

schenrechtskonferenz 1993 festgelegt wurde, 

stellt sich eine Dokumentation des Phäno-

mens als problematisch heraus (Devries et al., 

2013). Aus der Istanbul-Konvention (siehe Ka-

pitel 2.2) geht unter anderem auch die Ver-

pflichtung hervor, über staatliche Koordinie-

rungsstellen Daten zu geschlechtsspezifischer 

Gewalt zu erheben und deren Verbreitung 

zu unterstützen. Diese Verpflichtung wurde 

bislang auf Bundes ebene nicht umgesetzt. 

Jedoch ist es das Ziel der Bundesregierung, 

eine entsprechende Monitoringstelle aufzu-

bauen (Bundesminsterium für Familie, Senio-

ren, Frauen und Jugend, 31.01.2020). Bisher 

werden solche Daten ledig lich im Rahmen der 

poli zeilichen Kriminal statistik erhoben. 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik bildet 

das sogenannte „Hellfeld“ ab, also die der 

Polizei bekannten und angezeigten Delikte. 

Dem gegenüber steht das „Dunkelfeld“, also 

diejenigen Fälle, die gar nicht erst angezeigt 

und somit nicht erfasst werden. Einen Eindruck 

des Verhältnisses von Hellfeld und Dunkelfeld 

bekommt man, wenn man zusätzlich zu den an-

gezeigten Fällen Befragungsdaten hinzuzieht. 

Als „Goldstandard“ gelten hier Befragungsstu-

dien, in denen Frauen in einer geschützten und 

privaten Interviewsituation Auskunft geben. 

Aufgrund der sensiblen Thematik werden sol-

che Interviews oftmals persönlich im Haushalt 

und nicht am Telefon oder online durchgeführt.

Expert*innen vermuten, dass aufgrund der 

gesellschaftlichen Tabuisierung des Themas 

die Dunkelziffer für partnerschaftlicher Gewalt 

und Gewalt in engen sozialen Beziehungen be-

sonders hoch liegt (Schröttle, 2017). Sorgen vor 

finanziellen Konsequenzen im Falle einer spä-

teren Verurteilung (z. B. bedingt durch einen 

Berufsverlust des Täters, durch die Notwendig-

keit eines eigenständigen Neuanfangs) oder 

vor der Rache eines Partners, der vorher schon 

gewalttätig geworden ist, können das Anzeige-

verhalten beeinflussen. Je enger die Beziehung 

zwischen Täter und Opfer ist, desto größer sind 

zudem die Schuldgefühle des Opfers. Oftmals 

unterliegt das Opfer in vertrauten Beziehungen 

dem Eindruck, das eigene Verhalten habe die 

Tat provoziert (Krahé & Scheinberger-Olwig, 

2002), dass also eine gewisse Mitschuld auf 

Opferseite vorliegt. Dies erklärt, warum Stu-

dien zeigen, dass die Anzeigebereitschaft vor 

allem dann sehr niedrig ist, wenn Täter aus 
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dem engen Umfeld stammen. Im Vergleich 

dazu liegt die Anzeigequote bei unbekannten 

Tätern deutlich höher (Treibel et al., 2017). Dies 

spricht dafür, dass in der polizeilichen Krimi-

nalstatistik Fälle partnerschaftlicher Gewalt im 

Vergleich zu ihrem tatsächlichen Vorkommen 

unterrepräsentiert sind. Demgegenüber sind 

Straftaten, die von Fremden begangen wur-

den, vermutlich adäquater abgebildet und in 

der Kriminalstatistik demnach relativ gesehen 

überrepräsentiert.  

Für Straftaten gegen die sexuelle Selbst-

bestimmung liegt im Vergleich zu anderen Straf-

taten (z. B. Diebstahl) ebenfalls ein sehr hohes 

Dunkelfeld vor (Treibel et al., 2017). Auch hier 

können Scham und Schuldgefühle, Sorgen vor 

gesellschaftlicher Stigmatisierung, Sorgen das 

Erlebte während der Anzeige ein zweites Mal 

durchleben zu müssen oder die Angst, nicht 

ernst genommen zu werden, dazu führen, dass 

Delikte nicht angezeigt werden (Landeskriminal-

amt Nordrhein-Westfalen, 2006). Dies deckt 

sich mit den Befunden einer bundesweiten Stu-

die. Aus dieser ergibt sich, dass nur acht Pro-

zent aller von sexualisierter Gewalt betroffenen 

Frauen und nur etwa jede vierte Betroffene von 

partnerschaftlicher Gewalt jemals die Polizei 

eingeschaltet, wobei die jeweils schlimmste 

Situa tion von körperlicher partnerschaftlicher 

und sexualisierter Gewalt so gut wie nie ange-

zeigt wurde (Schröttle, 2017). Es kann also von 

einer hohen Dunkelziffer nicht nur von partner-

schaftlicher Gewalt, sondern auch allgemein 

von sexualisierter Gewalt ausgegangen werden, 

da viele Delikte nicht angezeigt und somit nicht 

als solche erkannt werden. 

Potentielle Verzerrungen bestehen auch 

im Hinblick auf die Herkunft von Tatverdäch-

tigen. Studien legen nahe, dass Deutsche als 

Zeug*innen oder Opfer von Straftaten eine 

sehr viel höhere Anzeigebereitschaft zeigen, 

wenn sie vermuten, dass der/die Tatverdächti-

ge nicht Deutsch ist (Mansel & Albrecht, 2003). 

Auf der anderen Seite zeigen Migrant*innen 

deutsche Tatverdächtige erheblich seltener an 

als migrantische Tatverdächtige. Dies gilt ins-

besondere für Opfer von sexualisierter Gewalt. 

Zu vermuten ist, dass viele ausländische Opfer 

und insbesondere Geflüchtete Hemmungen ha-

ben, sich vor der deutschen Polizei zu äußern. 

Zudem sind sie wahrscheinlich über ihre Rech-

te und Möglichkeiten als Opfer einer Gewalttat 

nicht im gleichen Maß informiert wie deutsche 

Opfer (Pfeiffer et al., 2018). 

Ein Anstieg von Straftaten in der Polizei-

lichen Kriminalstatistik bedeutet also nicht 

auto matisch, dass die Gewalttaten real gestie-

gen sind. Taten können auch vom Dunkelfeld ins 

Hellfeld rücken. Dies kann durch Änderungen 

in der Verfolgungsintensität bestimmter Straf-

taten oder ein verändertes Anzeigeverhalten 

geschehen. Die Entwicklungen der polizeilichen 

Kriminalstatistik bietet somit nicht unbedingt 

ein getreues Spiegelbild der tatsächlichen Ge-

waltdelikte. In Bezug auf das Thema der vorlie-

genden Studie besteht potenziell eine doppelte 

Verzerrung: Sexualisierte und partnerschaft-

liche Gewalt gegen Frauen ist in der Statistik 

insgesamt unterrepräsentiert, während inner-

halb der angezeigten Delikte ausländische 

Tatverdächtige, deutsche Opfer und Taten von 

Fremden vermutlich überrepräsentiert sind. 

Gewalt gegen Frauen in Deutschland
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Die kriminalstatistische Auswertung für 

Partnerschaftsgewalt erfolgt vonseiten der 

entsprechenden Stellen seit dem Berichtsjahr 

2015. Davor erschöpfte sich die Erfassung und 

Auswertung lediglich in der Unterscheidung 

eines verwandtschaftlichen oder bekannt-

schaftlichen Verhältnisses. Ab dem Berichts-

jahr 2017 wurden Nötigung, Freiheitsberau-

bung, Zwangsprostitution und Zuhälterei als 

neue Delikte mit aufgenommen, was auf die 

geänderte Gesetzgebung (siehe Kapitel  2.2) 

zurückzuführen ist. Über partnerschaftliche 

Gewalt hinaus gibt es in Deutschland jedoch 

keine behördliche systematische Erhebung zu 

geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen. 

Dabei kann angenommen werden, dass auch 

außerhalb von Paarbeziehungen strukturelle 

Dynamiken bestehen, durch die vor allem Frau-

en von Gewalt betroffen werden (z. B. Gewalt-

taten auf Grund von antifeministischem Hass, 

Menschenhandel, sexualisierte Gewalt außer-

halb von Nahbeziehungen, Gewalt im Kontext 

von Sexarbeit, Gewalt bei der Geburt). 

2.4 Das Ausmaß von Gewalt 
 gegen Frauen 

Da Tatmotive in der polizeilichen Kriminalsta-

tistik nicht geführt werden, ist unklar in wel-

chen Fällen eine geschlechtsspezifisch moti-

vierte Tat stattgefunden hat. Aus der polizei-

lichen Kriminalstatistik lässt sich jedoch ab-

lesen, dass Frauen vor allem überproportional 

häufig Opfer von (vollendeter oder versuchter) 

Vergewaltigung und sexueller Nötigung wer-

den. Im Jahr 2018 wurden 31.115 Straftaten 

gegen die sexuelle Selbstbestimmung3 regis-

triert, 93  Prozent der Opfer dieser Vergehen 

sind weiblich (Bundeskriminalamt, 2019a). In 

allen anderen Delikten der Statistik überwie-

gen männliche Opfer. Im Jahr 2018 wurden in 

Deutschland nach der polizeilichen Kriminal-

statistik 3.094 Morde vollendet oder versucht, 

von denen rund zwei Drittel (2.015) der Opfer 

männlich waren. Ein umgekehrtes Bild ergibt 

sich allerdings, wenn man nur die Straftaten 

im Rahmen von partnerschaftlicher Gewalt, 

also durch (Ex-)Partner versuchte und vollen-

dete Morde, betrachtet. Im Jahr 2018 machten 

Frauen von den insgesamt 421 vollendeten und 

versuchten Tötungsdelikten in Paarbeziehun-

gen 77  Prozent der Opfer aus (Abbildung  2). 

Dieses Bild zeigt sich über die letzten Jahre 

konstant: Insgesamt werden bei Mord- und Tot-

schlagsdelikten überwiegend männliche Opfer 

registriert, bei partnerschaftlicher Gewalt ist 

dieses Verhältnis hingegen umgekehrt. Sta-

tistisch gesehen ist der eigene Partner oder 

Expartner also einer der gefährlichsten Kon-

takte für Frauen in Deutschland. Von allen in 

Deutschland getöteten Frauen stirbt beinahe 

die Hälfte durch die Hand eines Partners oder 

Expartners. Insgesamt ist seit 2015 die Anzahl 

der erfassten Opfer partnerschaftlicher Gewalt 

3 Als Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung werden im deutschen Strafrecht im Strafgesetzbuch folgende 
Delikte bezeichnet: Sexueller Missbrauch (§ 174), sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung und Vergewaltigung (§ 177), 
sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todesfolge (§ 178), sowie sexuelle Belästigung und 
Straftaten aus der Gruppe (§ 184).
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um elf Prozent gestiegen. Inwiefern es sich um 

einen tatsächlichen Anstieg oder nur um ein 

verändertes Anzeigeverhalten handelt lässt 

sich auf Basis der polizeilichen Kriminalstatis-

tik nicht sagen. Partnerschaftliche Gewalt und 

sexualisierte Gewalt sind also die zwei Arten 

von Gewalt, von denen Frauen überproportio-

nal betroffen sind. 

Die ersten umfassenden bundesweiten 

Daten zum Ausmaß von Gewalt gegen Frauen 

abseits der Informationen aus der Kriminalsta-

tistik wurden 2004 (Müller & Schröttle, 2004) 

veröffentlicht. Bei der von der Bundesregierung 

in Auftrag gegebenen Studie handelt es sich, 

anders als bei der polizeilichen Statistik, um 

eine Dunkelfeldstudie (siehe Abschnitt  2.3), 

bei der über 10.000 Interviews persönlich in 

den Haushalten der befragten Frauen durch-

geführt wurden. Die Studie kam zu dem Ergeb-

nis, dass fast jede siebte Frau in Deutschland 

(13 Prozent) mindestens einmal Opfer von se-

xualisierter Gewalt (also erzwungenen sexuel-

len Handlungen) geworden ist. Jede vierte Frau 

in Deutschland (25  Prozent) hat Gewalthand-

lungen durch einen aktuellen oder früheren 

Lebenspartner erfahren. Zwei Drittel der von 

partnerschaftlicher Gewalt betroffenen Frau-

en erlitten schwere bis sehr schwere körper-

liche und/oder sexualisierte Gewalt; ein Drittel 

leichte bis mäßig schwere körperliche Gewalt. 

Fast ausschließlich wurden männliche Bezie-

hungspartner als Gewalt ausübende Partner 

Abbildung 2

Opfer von Tötungsdelikten innerhalb und außerhalb von Paarbeziehungen

Quelle: Eigene Darstellung nach Bundeskriminalamt (2019a,b).

Gewalt gegen Frauen in Deutschland

Allgemein

65 %

35 %

Basis: PKS 2018, 3.094 vollendete und 
versuchte Morde insgesamt

(Ex­)Partnerschaft

77 %

23 %

Basis: PKS Partnerschaftsgewalt 2018, 
421 vollendete und versuchte Morde insgesamt
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benannt (99 Prozent). Beziehungspartner wa-

ren insgesamt mit großem Abstand die am häu-

figsten genannten Täter bei körperlicher und 

sexualisierter Gewalt (50  Prozent). Personen 

aus anderen Beziehungskonstellationen (z. B. 

Bekannte, Personen aus dem Arbeitskontext 

oder Unbekannte) spielen eine untergeordnete 

Rolle. Die Studie zeigt auch, dass Gewalt in allen 

gesellschaftlichen Schichten vorkommt. Weder 

zeigte sich ein signifikanter Zusammenhang 

zwischen Schulbildung/Berufsausbildung und 

der Gewalt des aktuellen Beziehungspartners 

noch ein Zusammenhang zwischen dessen Ein-

kommen und seiner Gewaltausübung. Frauen 

in gehobenen Bildungslagen und gehobenen 

sozialen Lagen sind demnach genauso häufig 

von (schwerer) Gewalt in Paarbeziehungen be-

troffen wie andere Frauen. 

Die aktuellsten Daten zum Ausmaß von Ge-

walt gegen Frauen gehen aus einer europawei-

ten Befragung hervor (European Union Agency 

for Fundamental Rights, 2014). Für Deutschland 

kommt diese Studie zehn Jahre nach der Initial-

studie von Müller und Schröttle (2004) zu einer 

fast deckungsgleichen Einschätzung. Etwa jede 

achte Frau in Deutschland (zwölf Prozent) hat 

sexualisierte Gewalt erfahren, jede vierte bis 

fünfte Frau (22  Prozent) war von körperlicher 

oder sexualisierter Gewalt durch Partner oder 

Expartner betroffen. Die Daten deuten darauf 

hin, dass sich kein Rückgang von Gewalt gegen 

Frauen in Paarbeziehungen oder sexualisierter 

Gewalt in Deutschland abzuzeichnen scheint, 

sondern Gewalt gegen Frauen auf stabilem Ni-

veau – und im europäischen Vergleich über-

durchschnittlich hoch – verbleibt. 

Eine Identifikation besonders betroffener 

Frauen(gruppen) ist auf Grund der Datenlage 

nicht immer möglich. Ein erhöhtes Risiko für 

Gewaltbetroffenheit besteht nach bisherigem 

Kenntnisstand allerdings für Frauen mit Migra-

tionshintergrund und für geflüchtete Frauen 

(Müller & Schröttle, 2004; Schröttle & Khelaifat, 

2008) sowie Frauen mit Beeinträchtigungen 

und Behinderung (Hellbernd, 2019; Müller  & 

Schröttle, 2004; Schröttle et al., 2012). Eine 

überproportionale Gewaltbetroffenheit konnte 

darüber hinaus für Sexarbeiterinnen und ob-

dachlose Frauen festgestellt werden (Müller & 

Schröttle, 2004).  

Besonders diese Gruppen von Frauen nut-

zen gleichzeitig seltener das Unterstützungs-

system, bzw. werden von diesem System gar 

nicht erst erreicht (Schröttle & Ansorge, 2008). 

Bei der Befragung von solchen Teilpopulatio-

nen verschärft sich die in Kapitel 2.3 aufgezeig-

te Dunkelfeldproblematik, zudem kommen bei 

nichtdeutschen Befragten kulturelle Unterschie-

de in der Benennung von Gewalt und eventuelle 

Sprachbarrieren erschwerend hinzu. Trotzdem 

ist der verbreitete Irrglaube, Gewalt in Partner-

schaften und engen sozialen Beziehungen sei 

ein Problem von vermeintlich fremden Kulturen, 

in keiner Weise von den Daten getragen. 79 Pro-

zent der Tatverdächtigen partnerschaftlicher Ge-

walt in der polizeilichen Kriminalstatistik 2018 

waren deutscher Natio nalität. Von denjenigen, 

die ihre (Ex-)Partnerinnen ermordeten, waren 

doppelt so viele deutsche Täter wie nichtdeut-

sche (Bundeskriminalamt, 2019a). 

Weitere Faktoren, die mit einem erhöhten 

Risiko einhergehen, Opfer von partnerschaft-
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licher Gewalt zu werden, sind Familiengründung, 

Schwangerschaft, eine schwierige finanzielle Si-

tuation und Alkoholismus. Die Zusammenhänge 

sind hier allerdings komplex. Die Analyse einer 

repräsentativen Gewaltprävalenzstudie zeigt, 

dass erwerbstätige Frauen nicht signifikant 

häufiger von Partnergewalt betroffen sind als 

arbeitslose Frauen. Auch gab es keinen signi-

fikanten Zusammenhang zwischen der Arbeits-

losigkeit des Partners und partnerschaftlicher 

Gewalt. Viel stärker waren Frauen in speziellen 

Täter-Opfer Konstellationen einem erhöhten Ri-

siko ausgesetzt, beispielsweise Frauen, deren 

Verdienst deutlich höher oder geringer war, als 

der ihres Partners (Bettio & Ticci, 2017). Part-

nerschaftliche Gewalt ist also weder ein „Unter-

schichtenphänomen“ noch ein nichtdeutsches 

Problem, sondern drückt sich in verschiedenen 

Machtdynamiken in Paarbeziehungen aus. 

Vieles spricht zudem dafür, dass die meis-

ten Täter ihre Partnerinnen oder Expartne-

rinnen nicht im Affekt töten, sondern geplant 

und reflektiert vorgehen. Die Tötungsabsicht 

erwächst also nicht spontan, sondern langfris-

tig aus der Angst, Kontrolle über die Beziehung 

und die (Ex-)Partnerin zu verlieren (Monckton 

Smith, 2019). Diese Befunde werden auch 

durch Daten gestützt, die ein besonders hohes 

Risiko für Frauen ausweisen, Opfer von Gewalt 

im Kontext von Trennung und Scheidung zu 

werden (Schröttle & Ansorge, 2008). Die Mehr-

heit der Täter ist dabei bereits vor der Tötung 

gewalttätig geworden. 

Insgesamt ist die Datenlage zu geschlechts-

spezifischer Gewalt in Deutschland allerdings 

recht dünn. Eine systematische Erfassung von 

Gewalt gegen Frauen findet nicht statt, was 

auch die Ursachenforschung erschwert. Im Fol-

genden wird sich für Vergleiche der medialen 

Repräsentation von Gewalt gegen Frauen mit 

dem realen Phänomen notgedrungen jedoch 

auf die präsentierten Daten gestützt. 

Gewalt gegen Frauen in Deutschland
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Ziel der vorliegenden Studie ist es, die mediale 

Berichterstattung in Deutschland zur Gewalt ge-

genüber Frauen systematisch zu untersuchen. 

Die Inhalte der Medienberichterstattung wur-

den mittels einer quantitativen Inhaltsanalyse 

erfasst. Diese Methode ermöglicht es, eine gro-

ße Menge an Texten auf Kernelemente zu redu-

zieren (z. B. Art des Verbrechens, Attribute von 

Tatverdächtigen und Opfern, deren Nationalität, 

der Fokus der Berichterstattung) und diese dann 

zu analysieren (Rössler, 2010). So können Mus-

ter in der Berichterstattung aufgezeigt werden.

3.1 Untersuchungszeitraum, 
 ausgewählte Medien und Vorgehen 

Um systematische Verzerrungen der Medien-

berichterstattung gegenüber den realen Ent-

wicklungen aufzeigen zu können, benötigt es 

eine Referenzgröße. Wie bereits beschrieben, 

wird Gewalt im nahen Umfeld in der deutschen 

polizeilichen Kriminalstatistik erst seit 2015 

ausgewiesen, zudem soll betrachtet werden, 

ob die Ereignisse der Kölner Silvesternacht 

eine veränderte Berichterstattung nach sich 

gezogen haben. Aus diesem Grund wurde in 

der vorliegenden Studie der Untersuchungs-

zeitraum Januar 2015 bis Juni 2019 gewählt. 

Es wurde eine Auswahl an Tageszeitungen 

getroffen, die einen Querschnitt durch die Be-

richterstattung deutscher Tageszeitungen lie-

fert. Konkret wurden folgende Medien in die 

Stichprobe aufgenommen:

 Zunächst wurden vier überregionale Tages-

zeitungen ausgewählt, um das publizisti-

sche Spektrum politisch abzubilden. Von 

links über liberal bis konservativ/rechts 

sind dies: TAZ, Süddeutsche, Frankfurter 

Allgemeine Zeitung und Welt.

 Als Boulevardzeitungen wurden die BILD 

Zeitung (in der Bundesausgabe), sowie auf 

regionaler Ebene der Kölner Express und 

der Berliner Kurier aufgenommen.

 Schließlich wurden zehn Regionalzeitun-

gen verschiedener Verlage aufgenommen, 

je fünf in Ostdeutschland (Leipziger Volks­

zeitung, Märkische Allgemeine, Mitteldeut­

sche Zeitung, Ostsee Zeitung, Sächsische 

Zeitung) und fünf in Westdeutschland 

(Wiesbadener Kurier, Tagesspiegel, Stutt­

garter Nachrichten/Stuttgarter Zeitung, 

Rheinische Post, Nürnberger Nachrichten/

Nürnberger Zeitung).

Es wurden Artikel aus allen Ressorts beachtet. 

Aufgegriffen wurden alle Artikel, die reale, vor-

sätzliche oder intendierte Gewalt gegen weibli-

che Personen in Deutschland thematisieren. Da-

runter fallen auch vorgeworfene Tathandlungen, 

über die noch kein rechtskräftiges Urteil aus-

gesprochen wurde (z. B. Anzeigen, Anklagen, 

laufende Gerichtsverhandlungen). Aufgegriffen 

wurden sowohl Artikel, die einen Einzelfall oder 

mehrere Fälle, als auch Artikel, die die allgemei-

ne Thematik „Gewalt gegen Frauen“ (z. B. Be-

richterstattung über die Kriminalstatistik) bzw. 

auch Gegenmaßnahmen (wie der Ausbau von 

Hilfsreinrichtungen) behandelten. Für die vorlie-

gende Studie wurde sich auf physische Gewalt, 

bzw. deren Androhung, Nötigung und Stalking 

beschränkt. Psychische Gewalt im Sinne von 

Beleidigung und Verleumdung sowie finanzielle 

Gewalt im Sinne einer finanziellen Abhängigkeit 

oder Unterdrückung wurde nicht beachtet. 

3 Forschungsdesign und Methode
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Die zu codierenden Artikel wurden anhand 

einer Kombination von Suchbegriffen4 in den 

Datenbanken LexisNexis, Factiva, Wisonet 

sowie SZLibraryNet und FAZBiblioNet recher-

chiert. Alle Artikel, die dem Aufgreifkriterium 

entsprachen, stellen die Grundgesamtheit der 

Inhaltsanalyse dar. Aufgrund der hohen Anzahl 

an Artikeln wurde aus diesen Treffern eine ge-

schichtete Zufallsstichprobe gezogen: Für die 

überregionalen Tageszeitungen wurden pro Be-

richtsjahr (sofern vorhanden) 80 Artikel, bzw. 

für die erste Jahreshälfte 2019 40 Artikel gezo-

gen. Für die Boulevardzeitungen wurden auf 

Bundesebene (Bild) 80 Artikel pro Berichtsjahr 

gezogen, für die lokalen Boulevardzeitungen 

60 Artikel pro Berichtsjahr, bzw. für die erste 

Jahreshälfte 2019 jeweils 30. Für die Regional-

zeitungen wurden 30  Artikel pro Berichtsjahr 

gezogen, bzw. für die erste Jahreshälfte 2019 

15. Hierbei wurde darauf geachtet, dass nur 

Artikel aufgegriffen wurden, die Gewalt gegen 

Frauen und Mädchen in Deutschland themati-

sieren. Gewalttaten gegen deutsche Frauen im 

Ausland wurden nicht erfasst. Darüber hinaus 

wurden Leser*innenbriefe, Film- und Buch-

rezensionen sowie Dubletten von verschie-

denen Lokalversionen gleicher Regionalzei-

tungen entfernt. Artikel, die in mehr als einer 

der Zeitungen aus der Stichprobe publiziert 

wurden, wurden beibehalten. Für jeden aus-

sortierten Artikel wurde (sofern vorhanden) ein 

neuer Artikel zufällig aus der Grundgesamtheit 

nachgezogen. Dies resultiert in einer finalen 

Stichprobe von 3.489 analysierten Artikeln. 

Die Codierung der Artikel erfolgte durch fünf 

geschulte Codiererinnen. Die in Abschnitt  3.2 

dargestellten Dimensionen der Untersuchung 

wurden in einem Codebuch festgeschrieben, 

mit dessen Hilfe die Merkmale in den Artikeln 

codiert wurden. Dieser Vorgang wurde intensiv 

geschult, um eine höchstmögliche Übereinstim-

mung beim Codieren der Inhalte zu gewährleis-

ten. Die Schulung und Probecodierungen des 

Materials wurden so lange wiederholt, bis der 

Grad der Übereinstimmung der Codierungen 

zufriedenstellend war5. Neben dieser durch 

menschliche Codiererinnen vorgenommenen 

Erhebung wurden mit einem automatisierten 

Verfahren einzelne Wörter (wie z. B. „Familien-

tragödie“ oder „Drama“) gezählt. 

3.2 Untersuchte Ebenen und Merkmale 
der medialen Darstellung von Gewalt 
gegen Frauen

Pro Artikel wurden Informationen auf drei ver-

schiedene Analyseebenen codiert. Zunächst 

wurde der Artikel insgesamt betrachtet. Da-

4 Der Suchstring lautete: (Häuslich! Gewalt! OR Partnergewalt OR Femizid! OR Beziehungstat!) OR ((!Frau! OR Mädchen! 
OR !Freundin! OR Lebensgefährtin! OR !T*chter OR !Mutter OR !Schwester! OR Tante! OR Nichte! OR Schwägerin! OR 
Oma OR Rentnerin! OR Seniorin! OR Patientin! OR Schülerin! OR Studentin!) AND (Opfer! OR !Mord! OR Angriff! OR 
Totschlag! OR getöt! OR tötet! OR misshand! OR Körperverletzung! OR Vergewaltig! OR Sexualdelikt! OR Nötigung! OR 
Bedroh! OR Stalk! OR Gewalt! OR Freiheitsberaubung! OR Zwangsprostitution OR Missbrauch! OR !Prügel!) AND NOT 
(„gewaltig“ OR „gewaltiger“ OR „gewaltigen“ OR „gewaltige“ OR „gewaltiges“))

5 Für die Überprüfung der Übereinstimmung der verschiedenen Codiererinnen wurde die paarweise Übereinstim-
mung nach Holsti berechnet. In Bezug auf die Artikelebene lag diese im Durchschnitt bei .77; auf der Ebene des 
Ver brechens bei .70 und auf der Ebene der Täter/Opfer bei .73, was jeweils als guter Wert für die Einheitlichkeit der 
Codierungen betrachtet werden kann.
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nach wurden (sofern vorhanden) Merkmale 

des dargestellten Gewaltverbrechens erfasst 

und schließlich wurden Aspekte der einzel-

nen genannten tatverdächtigen Personen und 

Opfer aufgenommen. Dabei wurden Informa-

tionen auf der Ebene des gesamten Artikels, 

des konkreten Verbrechens sowie des Tat-

verdächtigen und des Opfers gesammelt und 

so kategorisiert, dass ein Vergleich mit den 

realweltlichen Daten der polizeilichen Krimi-

nalstatistik möglich war.

Merkmale auf Artikelebene 
Auf der Ebene des gesamten Artikels wurde das 

Medium, Datum, Ressort, und die Stilform des 

Artikels sowie der Anlass der Berichterstattung 

erfasst. Der Anlass gibt Aufschluss über die 

Berichterstattungsursache, die dazu geführt 

hat, warum über Gewalt gegen Frauen in den 

Medien berichtet wird. Hier wurde zwischen 

verschiedenen Formen der Gewaltbericht-

erstattung unterschieden: (1) Meldungen über 

ein oder mehrere Verbrechen ohne, dass eine 

tatverdächtige Person bekannt ist, (2) Festnah-

men von Tatverdächtigen, (3) Berichte über Ge-

richtsverfahren sowie (4) allgemeine Berichter-

stattung über die Thematik ohne Bezug auf ein 

konkretes Verbrechen zu nehmen. Auf inhalt-

licher Ebene wurde zusätzlich auf einer fünf-

stufigen Skala betrachtet, auf wen im Artikel 

insgesamt ein Fokus gerichtet wurde (1 = Fokus 

auf das Opfer, 5 = Fokus auf den/die Täter).  

Zudem wurde erfasst, ob im Artikel ein Verweis 

auf Hilfseinrichtungen (z. B. Telefonnummern, 

Unterstützungsangebote) für Gewaltbetroffene 

gemacht wurde.

Merkmale auf der Ebene des Verbrechens
Die Ebene des Verbrechens wurde dann er-

fasst, wenn im Artikel Bezug auf ein konkre-

tes (also räumlich und zeitlich abgegrenztes) 

Verbrechen genommen wurde. Artikel, die auf 

reiner thematischer Ebene ohne konkreten 

Bezug auf ein Verbrechen verblieben, wur-

den als solche erfasst. Im Zusammenhang 

mit dem Verbrechen wurde Deliktart (in An-

lehnung an die polizeiliche Kriminalstatistik), 

Tatort- und Tatzeit, Anzahl von Tatverdächti-

gen und Opfern codiert. Auch Tatmotive und 

geforderte Maßnahmen im Zusammenhang 

mit dem Verbrechen wurden erfasst. Be-

sonders bei den letzten beiden Kategorien 

wurde darauf geachtet, dass die Erwähnung 

explizit stattfinden muss. Das heißt, prä-

sentierte Motive mussten als ursächlich für 

die Gewaltausübung genannt werden, gefor-

derte Maßnahmen als explizit abzulesender 

Handlungs bedarf. Bei beiden Kategorien war 

unerheblich, ob sie vom Journalisten/von der 

Journalistin selbst oder von externen Quellen 

genannt wurden. Bei den geforderten Maß-

nahmen wurde zwischen politischen (z. B. eine 

veränderte Gesetzeslage), gesellschaft lichen 

(z. B. mehr Zivilcourage bei der Beobachtung 

von Übergriffen) und persönlichen Maßnah-

men (z. B. persönliche Schutzmaßnahmen vor 

Gewalt) unterschieden. Dabei wurde nicht be-

achtet, wie realistisch deren Umsetzung ist. 

Entscheidend ist, ob in Bezug auf Tätergrup-

pen oder die Gewalttat ein Handlungsbedarf 

abzulesen ist und auf welcher Ebene dieser 

gesehen wird. Schließlich wurde erfasst, ob 

im Artikel ein Verweis auf andere Verbrechen, 
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die unter Gewalt gegen Frauen fallen, gemacht 

wird und ob in diesem Zuge auf den gleichen 

Tatverdächtigen wie im Artikel oder auch auf 

andere Tatverdächtige hingewiesen wird. Auf 

diese Art kann später analysiert werden, in-

wiefern das Verbrechen als isolierter Einzelfall 

dargestellt und inwiefern Bezüge zu anderen 

Verbrechen gemacht werden. 

Merkmale von Opfern und Tatverdächtigen
Schließlich wurden auf Ebene der einzelnen ge-

nannten Personen die in den Medien genann-

ten Attribute von Opfer und Tatverdächtigen er-

fasst. Dazu gehören Namen, Alter, Geschlecht, 

Nationalität, Aufenthaltsstatus, Religion, Be-

einträchtigungen und Behinderungen sowie 

Hinweise auf Alkohol- oder Drogenkonsum zur 

Tatzeit. Transpersonen wurden nicht gesondert 

erfasst, sondern in dem Geschlecht, dem sie 

sich nach der medialen Darstellung zugehörig 

fühlen. Bis zu fünf Opfer und bis zu fünf Tat-

verdächtige wurden auf diese detaillierte Wei-

se jeweils in der Reihenfolge ihrer Nennung 

pro Artikel erfasst. Als Tatverdächtige wurden 

dabei sowohl verurteilte Täter als auch von 

den Medien präsentierte Tatverdächtige auf-

gefasst. Dabei gilt der Zeitpunkt der Bericht-

erstattung. Wurde jemand eines Verbrechens 

von einem Gericht freigesprochen, bzw. ver-

kündet, dass kein Tatverdacht mehr besteht, 

wurde die Person auch nicht als Täter codiert, 

dies wirkte sich jedoch nicht auf die Codierung 

einer Person als tatverdächtig in der vorheri-

gen Berichterstattung aus. Schließlich wurde 

auch die Beziehung zwischen Opfer und Tatver-

dächtigen erfasst. 

Der Vergleich mit realweltlichen Daten
Bei der Erstellung der Kategorien wurde sich, 

um einen späteren Vergleich zu ermöglichen, 

an den Kategorien der polizeilichen Kriminal-

statistik orientiert. Bei einem solchen Vergleich 

ergeben sich jedoch mehrere Probleme. Die 

polizeiliche Kriminalstatistik kann, wie in Kapi-

tel 2.3 gezeigt, nur näherungsweise die Rea lität 

abbilden. Zudem beruht die polizeiliche Krimi-

nalstatistik auf „echten“ Zählungen der Tatver-

dächtigen. Das heißt, eine Person, die in einem 

Jahr mehrfach registriert wurde, wird für die Ge-

samtzahl der Tatverdächtigen nur als eine Per-

son ausgewiesen. Die Medien berichterstattung 

folgt hingegen einer anderen Logik: Über die 

gleiche Person kann in mehreren Zeitungen und 

innerhalb einer Zeitung mehrfach berichtet wer-

den. Fälle erlangen auch deswegen Bekannt-

heit, weil innerhalb eines gewissen Zeitraums 

intensiv Bericht erstattet wird und mit dem Fall 

in Zusammenhang stehende Informationen ak-

tualisiert werden. Über die gleichen Verbrechen 

und die gleichen Personen kann also mehrfach 

berichtet werden und wenn dies der Fall war, 

gingen sie auch mehrfach in die Auswertung mit 

ein. Wie ausführ licher in Kapitel 6 beschrieben 

ist die Einteilung der polizeilichen Kriminal-

statistik nach deutschen und nichtdeutschen 

Tatverdächtigen auch nicht mit der medialen 

Darstellung von deutschen und nichtdeutschen 

Tatverdächtigen gleichzusetzen. Insofern kann 

der Vergleich der Berichterstattung mit der poli-

zeilichen Kriminalstatistik nur als näherungs-

weiser Indikator für Verzerrungen dienen. Ver-

glichen wird eine Form der Dokumentation der 

Realität mit einer anderen. 

Forschungsdesign und Methode
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Wie gesellschaftlich mit Gewalt gegen Frauen 

umgegangen wird hängt von den gesellschaft-

lichen Einstellungen zu Gewalt gegen Frauen 

ab. In Kapitel 2.3 wurde bereits angesprochen, 

dass Scham und gesellschaftliche Tabuisie-

rung des Themas dazu führen, dass Straf taten 

nicht angezeigt werden. Medien haben einen 

entscheidenden Einfluss darauf, welche The-

men in der öffentlichen Meinung (also in All-

tagsgesprächen genauso wie in der politischen 

Debatte) besprochen und mit welchem Ton und 

welchen Verantwortungszuschreibungen diese 

Themen verhandelt werden (Carll, 2003; Flood 

& Pease, 2009; Gillespie et al., 2013). Medien 

können also einen erheblichen Beitrag dazu 

leisten, was als gesellschaftliche Umgangs-

form hinsichtlich von Gewalt gegen Frauen 

akzeptiert wird, was als Tabu wahrgenommen 

und zur Privatsache erklärt wird oder als berich-

tenswert gilt. Somit haben Medien Einfluss auf 

das gesellschaftliche Verständnis von Gewalt 

gegen Frauen. Mediale Berichterstattung kann 

Denkmuster herausfordern, neue Perspektiven 

präsentieren und potentiell auch entsprechen-

de politische Entscheidungen (mit)prägen. Sie 

spielen eine entscheidende Rolle dafür, welche 

Themen in einer Gesellschaft als wichtig er-

achtet werden und damit auch, welche Formen 

von (politischer) Aufmerksamkeit sie erhalten 

(McCombs & Shaw, 1972). Andererseits können 

Medien mit einer verzerrten Berichterstattung 

(also einer, die systematisch von realwelt-

lichen Entwicklungen abweicht, weil bestimm-

te Aspekte über- oder unterrepräsentiert sind) 

auch zu stereotypen Wahrnehmungen von Op-

fern, Tätern oder Taten beitragen bzw. vorhan-

dene Vorurteile verstärken (Edström, 2018). 

Daher gilt zu untersuchen, was überhaupt in 

den Medien Sichtbarkeit findet, welche Beson-

derheiten im Kontext der Taten hervorgehoben 

werden und ob sich Muster bzw. Abweichungen 

zu realweltlichen Entwicklungen identifizieren 

lassen.

Mediale Sichtbarkeit eines bestimmten 

Themas trägt dazu bei, dass dieses auch beim 

Publikum als wichtig wahrgenommen wird. 

Dies ist der Grundgedanke der sogenannten 

Agenda-Setting Theorie (McCombs  & Shaw, 

1972). Beispielhaft zeigt dies eine Studie aus 

dem U.S.-amerikanischen Raum, über den 

O.J. Simpson Fall. Der Strafprozess gegen den 

vormaligen US-amerikanischen Football-Star, 

in dem er wegen Mordes an seiner ehemali-

gen Ehefrau Nicole Brown Simpson und ihrem 

neuen Partner angeklagt war, wurde im Jahr 

1995 live im US-amerikanischen Fernsehen 

übertragen. Das Publikum gab an im Zuge der 

Berichterstattung an, etwas über (partner-

schaftliche) Gewalt gegen Frauen gelernt zu 

haben und das Thema verstärkt als ernsthaf-

tes gesellschaftliches Problem wahrzuneh-

men (Klein et al., 1997). 

Am Anfang medialer Berichterstattung 

steht die Auswahl dessen, worüber berichtet 

werden soll. Eine Selektion ist zwangsläufig 

notwendig, da Medien nicht in der Lage sind, 

über alles, was auf der Welt geschieht, zu 

berichten. Zur Erklärung, was in den Medien 

berichtet und was zur Publikation nicht aus-

gewählt wird, dienen häufig die sogenannten 

Nachrichtenwerte. Die Nachrichtenwertfor-

schung geht davon aus, dass Ereignisse, die 

4 Die Sichtbarkeit und Darstellung von Gewalt 
 gegen Frauen in den deutschen Medien



25

bestimmte Faktoren aufweisen (wie beispiels-

weise die Größe des entstandenen Schadens, 

die Prominenz der beteiligten Akteur*innen, 

die räumliche Nähe zum berichtenden Medium 

oder der Faktor Überraschung), mit größerer 

Wahrscheinlichkeit von Journalist*innen für 

die Publikation ausgewählt werden (Kepplin-

ger, 2011a). Je mehr dieser Nachrichtenfakto-

ren auf Ereignisse zutreffen, desto prominenter 

werden sie in der medialen Berichterstattung 

vorkommen. Beispielsweise zeigt sich für die 

Berichterstattung über Kriminalität, dass be-

sonders schwere Straftaten wie Tötungsdelik-

te überproportional für die Berichterstattung 

ausgewählt werden, obwohl sie lediglich ei-

nen sehr geringen Teil der polizeilichen Krimi-

nalstatistik ausmachen. Demgegenüber wer-

den alltägliche Straftaten wie Diebstahl oder 

Betrug (stark) unterproportional berichtet 

(Kepp linger, 2000; van Um et al., 2015). Die 

genannten Nachrichtenfaktoren sind aller-

dings nicht feststehend, sondern ihnen wird 

von Journalist*innen je nach Kulturkreis, Zeit-

geschichte und Mediengattung eine bestimmte 

Bedeutung zugemessen. So ist beispielsweise 

denkbar, dass Journalist*innen aus Boulevard-

zeitungen bestimmten Nachrichtenfaktoren 

(wie die Prominenz der Person, über die be-

richtet wird) größere Bedeutung zuschreiben 

als Journalist*innen von Qualitätszeitungen. 

Gleichzeitig ist auch denkbar, dass dem Thema 

Gewalt gegen Frauen (oder Unterthemen wie 

partnerschaftliche oder sexualisierte Gewalt) 

im Laufe der Zeit ein anderer Nachrichtenwert 

zugeordnet wird, da sich das gesellschaftliche 

Verständnis des Themas über die Zeit verän-

dert hat. Für ein verändertes gesellschaftliches 

Verständnis beim Thema Gewalt gegen Frauen 

gibt es Indikatoren, zumindest, wenn man die 

Entwicklung der Rechtslage betrachtet (siehe 

Abschnitt  2.2). So scheint es plausibel, dass 

Gewalt gegen Frauen mehr Aufmerksamkeit in 

der Berichterstattung erfährt, als das noch vor 

einigen Jahren der Fall war. Studien aus Argen-

tinien und den USA zeigen zudem, dass die Be-

richterstattung über Gewalt gegen Frauen seit 

den 1970er Jahren (Gillespie et al., 2013), und 

stärker noch in den letzten Jahren angestiegen 

ist (Andelsman & Mitchelstein, 2019). 

Besonders ins Licht rückt ein Thema in 

den Medien auch dann, wenn ein sogenann-

tes Schlüsselereignis geschieht. Schlüssel-

ereignisse sind besonders spektakuläre Ereig-

nisse, über die vermehrt sowohl in regionalen 

als auch in überregionalen Medien berichtet 

wird. Diese intensive Berichterstattung führt 

dazu, dass ähnliche Ereignisse und Themen 

mit einer höheren Wahrscheinlichkeit zur Pu-

blikation ausgewählt werden, ohne, dass diese 

Ereignisse in der Realität tatsächlich ansteigen 

(Brosius & Eps, 1995). Zumindest über einen 

gewissen Zeitraum werden also journalisti-

sche Selektionskriterien verändert. So konnte 

beispielsweise im U.S.-amerikanischen Raum 

gezeigt werden, dass nach der Berichterstat-

tung über den Fall von O.J. Simpson und Nicole 

Brown auch andere Fälle von partnerschaft-

licher Gewalt stärker in den Medien themati-

siert wurden. Diese Aufmerksamkeit sank aber 

nach einer gewissen Zeit wieder ab (Maxwell 

et al., 2000). Im deutschen Raum können die 

Ereignisse um die „Kölner Silvesternacht“ als 

Die Sichtbarkeit und Darstellung von Gewalt gegen Frauen in den deutschen Medien
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Schlüsselereignis wahrgenommen werden 

(Arendt et al., 2017). 

Im Folgenden wird dargestellt, wie sichtbar 

Gewalt gegen Frauen in den Medien ist, wie sie 

medial eingeordnet wird, welche Delikt arten 

und Attribute von Opfern und Tatverdächti-

gen insgesamt betont werden. Wann immer 

es sich anbietet, wird dabei eine Gegenüber-

stellung von überregionalen Tageszeitungen, 

Regional zeitungen sowie Boulevardzeitungen 

vorgenommen (die Kategorisierung findet in 

Anlehnung an die in Abschnitt  3.1 dargestell-

ten Zeitungstypen statt). Hintergrund hierfür ist 

die Erwartung, dass regionale Medien eher als 

überregionale über Kriminalität mit regionalem 

Bezug berichten (Schierz & Stockmann, 2019). 

Zudem wird vor allem partnerschaftlicher Ge-

walt von überregionalen Zeitungen häufig kein 

Nachrichtenwert zugeschrieben, weswegen zu-

mindest für diese Form von Gewalt gegen Frau-

en eine verstärkte Berichterstattung in Regio-

nalmedien zu erwarten ist. Auch zeigt sich, dass 

Regionalzeitungen einen überproportionalen 

Fokus auf Gewalt- und Sexualdelikte legen (van 

Um et al., 2015), wobei vor allem von letzteren 

hauptsächlich Frauen betroffen sind (siehe Ab-

schnitt 2.4). Aus diesem Grund wird erwartet, 

dass die Berichterstattung der Regionalpresse 

einen stärkeren Fokus auf die Thematik legt 

als die der überregionalen Presse. Zudem gilt 

räumliche Nähe zu einem Verbrechen als Nach-

richtenfaktor (Staab, 1990), weswegen lokale 

Berichterstattung von Gewalt gegen Frauen ver-

mutlich einfacher die Schwelle zur regionalen 

Publikation als zur überregionalen Berichter-

stattung überwinden kann. Schließlich werden 

Boulevardzeitungen gesondert betrachtet, weil 

deren Berichterstattung generell sensationalis-

tischer ist und Gewaltverbrechen oft auf leicht 

konsumierbare „Sex and Crime“-Stories redu-

ziert (Raabe, 2006). 

4.1 Häufigkeit, Anlass und Art 
 der Berichterstattung

Betrachtet man die Anzahl der Artikel, die über 

Gewalt gegen Frauen berichten, zeigt sich, 

dass die Berichterstattung im Jahr 2015 trotz 

Schwankungen noch auf einem vergleichswei-

se geringen Ausmaß verbleibt (Abbildung  3, 

blaue Linie). Ein rapider Anstieg zeigt sich im 

Januar 2016, der auf die Ereignisse der Kölner 

Silvesternacht zurückzuführen ist (ein Groß-

teil der Artikel aus diesem Monat beinhaltet 

die Schlagwörter Silvesternacht oder Köln). 

Danach unterliegt die Berichterstattung insge-

samt (z. T. starken) Schwankungen, verbleibt 

aber durchschnittlich auf einem höheren Aus-

maß. Ein erneuter Anstieg verzeichnet sich im 

Dezember 2016, der vermutlich auch mit der 

Berichterstattung über Vorbereitungen und 

verstärkte Sicherheitsmaßnahmen zur anste-

henden Silvesternacht zusammenhängt, die 

verhindern sollten, dass die Ereignisse der vor-

herigen Silvesternacht sich wiederholen. Da in 

diesem Zuge die Übergriffe gegenüber Frauen 

erneut erwähnt werden, wird ein Anstieg der 

Artikel über Gewalt gegen Frauen verzeichnet. 

Zudem hängen die Schwankungen in der Be-

richterstattung mit besonders prominenten 

Fällen zusammen, also Fälle, über die in den 

Medien besonders häufig berichtet wird.  
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Diese wurden durch eine Kombination aus 

Tatort, Tatzeitpunkt sowie (Vor-)Namensnen-

nung von Tatverdächtigen und Opfern identifi-

ziert. Rund ein Fünftel der Stichprobe (647 von 

3.489 analysierten Artikel) entfällt auf die Be-

richterstattung über die am häufigsten berich-

teten 30 Fälle. Es zeichnet sich für prominenten 

Fälle ein typisches Berichterstattungsmuster 

ab: Berichtet wird zu Anfang des Falls, wenn 

sich die Gewalttat ereignet, dann bei markan-

ten Daten wie einer Festnahme, bzw. dem Auf-

takt einer Gerichtsverhandlung und schließlich 

dann, wenn ein Gerichtsurteil gesprochen wird. 

Ob ein Fall in der vorliegenden Analyse beson-

ders prominent geworden ist, liegt damit auch 

am ausgewählten Analysezeitraum und der 

zeitlichen Entwicklung der Fälle selbst. Fälle, 

die sich 2015-2019 abgespielt haben und in die-

sem Zeitraum vor Gericht verhandelt wurden, 

haben eine größere Chance (als prominente Fäl-

le) in die Stichprobe des Untersuchungszeitrau-

mes zu gelangen als Fälle, die erst nach Mitte 

2019 vor Gericht verhandelt wurden oder über 

die zuerst vor Januar 2015 berichtet wurde. 

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: Gewichtete Darstellung (siehe Fußnote 6). 
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Abbildung 3

Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen im Zeitverlauf
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Die drei prominentesten Fälle in der Stich-

probe, über die etwa gleich stark berichtet 

wurde, sind die Fälle Höxter (76 Artikel, Tötung 

von mindestens zwei Frauen), Tugçe Albayrak 

(75  Artikel, Tötungsdelikt nach einem Streit) 

und Maria Ladenburger (73 Artikel, Vergewalti-

gung und Tötung).  Mit etwas Abstand folgt der 

Fall Susanna aus Wiesbaden (59 Artikel; Verge-

waltigung und Tötung). Der nächstprominente 

Fall ist der Fall von Anneli-Marie (34  Artikel; 

Entführung und Tötung), der im untersuchten 

Zeitraum jedoch deutlich weniger mediale Be-

richterstattung erfährt. Vergleicht man die Be-

richterstattung über prominente Fälle mit der 

Gesamtberichterstattung in Abbildung 3, geht 

mit ersterer oftmals auch ein Anstieg in der 

gesamten Berichterstattung einher. Dies kann 

zwei Gründe haben: Zum einen ist es möglich, 

dass bereits über prominente Fälle berichtet, 

Opfer oder Tatverdächtige jedoch noch nicht 

mit Namen genannt wurden – in diesem Fall 

wurden sie für die vorliegende Auswertung 

nicht unter den jeweiligen prominenten Fall 

gezählt. Zum anderen ist bekannt, dass nach 

prominenten Fällen die Berichterstattung 

über Gewalt gegen Frauen insgesamt ansteigt 

(Sutherland et al., 2019). 

Insgesamt findet die Thematik im Schnitt 

die meiste Aufmerksamkeit in Boulevardzei-

tungen (im Schnitt 30 Artikel pro Monat) und 

die geringste in überregionalen Zeitungen (im 

Schnitt 15  Artikel pro Monat).6 Die Regional-

zeitungen liegen in der Mitte (22  Artikel pro 

Monat). Überregionale Zeitungen thematisie-

ren die prominenten Fälle häufiger (24  Pro-

zent prominente Fälle an der Gesamtbericht-

erstattung), Regionalzeitungen thematisieren 

sie im Verhältnis am wenigsten (13  Prozent 

6 Die Berechnungen wurden anhand einer Hochrechnung der tatsächlich publizierten Artikel pro Jahr durchgeführt, da 
die Stichprobe auf eine bestimmte Anzahl an Artikeln pro Medium und Jahr beschränkt wurde (siehe Abschnitt 3.1). 
Für diese Hochrechnungen wurden die Artikel gewichtet anhand der Anzahl der Treffer in den Suchdatenbanken im 
Verhältnis zu den tatsächlich relevanten Artikeln pro Medium und Berichtsjahr.

Tabelle 1
Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen nach Zeitungstyp und Ressort 

Ressort Überregionale 
Zeitungen

Regional­
zeitungen

Boulevard­
zeitungen Gesamt

Lokales/Region 11 % 61 % 45 % 36 %

Panorama 26 % 12 % 20 % 19 %

Politik/Inland 37 % 3 % 5 % 19 %

Meldungen/
Nachrichten in Kürze 7 % 7 % 13 % 8 %

Sonstiges Ressort 19 % 17 % 17 % 18 %

Anzahl der Artikel 1.305 1.085 591 2.981

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: In 524 Artikeln war kein Ressort erkennbar. 

ˇ
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prominente Fälle), Boulevardzeitungen liegen 

dazwischen (18 Prozent prominente Fälle). Ge-

walt gegen Frauen wird also in überregionalen 

Medien seltener thematisiert, aber wenn, dann 

handelt es sich oft um prominente Fälle. 

Überwiegend findet die Berichterstattung 

dabei in Form von Nachrichten oder Berichten 

statt (93  Prozent), Reportagen (vier Prozent), 

Kommentare und Interviews (je ein Prozent) zu 

dieser Thematik finden sich kaum.   

Deutliche Unterschiede ergeben sich zwi-

schen den Typen von Zeitungen in Bezug auf 

das Ressort, in dem berichtet wird (Tabelle 1). 

In den überregionalen Tageszeitungen wird 

Gewalt gegen Frauen hauptsächlich im Ressort 

Politik berichtet. Etwa ein Viertel der Berichte zu 

der Thematik findet sich hier im Ressort Pano-

rama. In den Regional- und Boulevardzeitungen 

wird Gewalt gegen Frauen hingegen selten im 

Ressort Politik, stattdessen häufig im Bereich 

„Regionales“ berichtet. Das spricht dafür, dass 

in diesen beiden Zeitungstypen Gewalttaten 

aufgegriffen werden, die tatsächlich auch in der 

regionalen Umgebung der Redaktion stattfin-

den. Der Nachrichtenfaktor „Nähe“ greift also 

für diese beiden Zeitungstypen, während Ge-

walt gegen Frauen in überregionalen Medien 

andere Kriterien erfüllen muss, um in die Be-

richterstattung aufgenommen zu werden.

Am häufigsten erscheinen Gerichtsverfah-

ren – also Prozessbeginn, -verlauf, oder -aus-

gang des Verfahrens – als Anlass der Berichter-

stattung (Tabelle 2): Etwa jeder zweite Bericht in 

der Stichprobe ist auf diesen Anlass zurückzu-

führen. Im Vergleich zu überregionalen Medien 

greifen Regionalmedien Gewalt etwas häufiger 

bereits dann auf, wenn die Identität des oder 

der Tatverdächtigen noch nicht geklärt ist. Dies 

Tabelle 2
Anlässe der Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen nach Zeitungstyp

Anlass Überregionale 
Zeitungen

Regional­
zeitungen

Boulevard­
zeitungen Gesamt

Meldungen über Verbrechen 
Identität des/der Tatverdächtigen 
nicht geklärt

7 % 12 % 11 % 10 %

Meldungen über Verbrechen 
Identität des/der Tatverdächtigen 
geklärt

11 % 9 % 12 % 10 %

Aufklärung des Verbrechens, 
Festnahme von Tatverdächtigen 22 % 20 % 25 % 22 %

Berichte über Gerichtsprozesse 45 % 54 % 49 % 50 %

Allgemeine Berichterstattung 
über Gewalt gegen Frauen 15 % 6 % 2 % 8 %

Anzahl der Artikel 1.188 1.260 853 3.301

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: 141 Artikel hatten einen anderen Anlass, z. B. die Veränderung des 
Sexualstrafrechts, Beisetzung eines Opfers oder aber der Anlass war nicht erkennbar. Abweichungen von 100 % 

in der Summe ergeben sich durch Rundungen. 
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kann damit zusammenhängen, dass es sich im 

regionalen Raum eher anbietet, vor verdächti-

gen Personen zu warnen oder mit Hinweisen 

nach ihnen zu fahnden. Eine allgemeine thema-

tische Beschäftigung mit Gewalt gegen Frauen 

ist hingegen eher für überregionale Zeitungen 

Anlass zur Berichterstattung (dazu mehr weiter 

unten), während Regional- und vor allem Bou-

levard-Zeitungen öfter auf konkrete Einzelfälle 

zurückgreifen. Insgesamt sind die Anlässe der 

Berichterstattung bei den verschiedenen Zei-

tungstypen allerdings eher durch Gemeinsam-

keiten als durch Unterschiede geprägt.

4.2 Dargestellte Delikte, strukturelle Ein­
ordnung und geforderte Maßnahmen

Wie bereits erwähnt, müssen Ereignisse be-

stimmte Merkmale (sogenannte Nachrichten-

werte) aufweisen, um für die Berichterstattung 

ausgewählt zu werden. Studien zeigen, dass 

die Medien generell eher schwere Verbrechen 

mit großem Schaden aufgreifen und dass aty-

pische Verbrechen die Schwelle zur Publikation 

eher überwinden als alltägliche Delikte (z. B. 

Schönhagen & Brosius, 2004). Dies gilt auch 

für die Berichterstattung über Gewalt gegen 

Abbildung 4

Deliktarten nach Häufigkeit in der Berichterstattung und in der Realität

Quelle: Eigene Darstellung, n = 3.265 Artikel. 16 Artikel enthielten andere Straftaten, 224 Artikel thematisierten 
keinen konkreten Straftatbezug. Anmerkung: Pro Artikel konnten mehrere Delikte erhoben werden. Die realwelt-

liche Verteilung der Deliktarten gegen weibliche Opfer wurde der Polizeilichen Kriminalstatistik 2015-2019 entnom-
men (Bundeskriminalamt 2016a-2020a) und gemittelt (vollendet und versuchte Delikte), wobei die aufgelisteten 

Verbrechen als Basis für 100 Prozent galten. Zur Vergleichbarkeit mit der Kriminalstatistik wurden hier Straftaten 
zusammengefasst. Unter Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung fallen Vergewaltigung, Missbrauch, 

sexuelle Nötigung; unter Straftaten gegen die persönliche Freiheit fallen Nötigung, Bedrohung, Freiheits-
beraubung, Zwangsprostitution und Zwangsheirat. 
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Frauen. Alltägliche Formen von Gewalt werden 

kaum sichtbar, dagegen werden extreme und 

außergewöhnliche Fälle von den Medien über-

betont (Soothill & Walby, 1991) und besonders 

schwere Formen von körperlicher Gewalt und 

Gewalttaten mit Todesfolge werden häufig auf-

gegriffen (Mason & Monckton-Smith, 2008; 

Sutherland et al., 2019). 

Diese Erkenntnisse spiegeln sich auch 

in der vorliegenden Studie wider. (Versuch-

ter) Mord bzw. (versuchter) Totschlag sind 

die häufigste Form des berichteten Verbre-

chens (Abbildung 4). An zweiter Stelle erfol-

gen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbe-

stimmung (Vergewaltigung, Missbrauch und 

sexuelle Nötigung), an dritter Stelle steht 

Körperverletzung. Über alle anderen Formen 

von Gewalt gegen Frauen (z. B. Stalking, Nöti-

gung, Freiheitsberaubung oder Zwangshei-

rat) wird deutlich seltener berichtet. In der 

polizeilichen Kriminalstatistik stellen sich die 

Häufigkeiten jedoch anders dar: So sind un-

ter den weiblichen Opfern die meisten Fälle 

unter Körperverletzung geführt (232.918 Fäl-

le), an zweiter Stelle folgen Straftaten gegen 

die persönliche Freiheit (104.537 Fälle) und 

an dritter Stelle stehen Straftaten gegen die 

sexuelle Selbstbestimmung (29.012 Fälle). 

(Versuchter) Mord und Totschlag wurde hin-

gegen „nur“ 1.079  mal angeführt: Mord und 

Totschlag werden von den Medien also deut-

lich überproportional thematisiert, während 

vor allem Straftaten gegen die persönliche 

Freiheit stark unter proportional zu ihrem rea-

len Vorkommen berichtet werden (siehe Abbil-

dung 4, bzw. Tabelle 3). 

Tabelle 3
Berichtete Delikte nach Zeitungstypen

Delikte Überregionale 
Zeitungen

Regional­
zeitungen

Boulevard­
zeitungen

Gesamt 
Bericht­

erstattung

Gesamt 
polizeiliche 

Kriminalstatistik

Mord, Totschlag 58 % 48 % 60 % 55 % <1 %

Straftaten gegen 
die sexuelle Selbst­
bestimmung

44 % 42 % 38 % 41 % 6 %

Körperverletzung 15 % 22 % 17 % 18 % 65 %

Straftaten gegen die 
persönliche Freiheit 11 % 14 % 12 % 12 % 29 %

Anzahl der Artikel 1.178 1.220 867 3.265 ­

Quelle: Eigene Darstellung. Fehlende Artikel thematisierten keinen konkreten Straftatbezug. Zahlen der PKS gerundet.
Anmerkung: Pro Artikel konnten mehrere Delikte erhoben werden. Die realweltliche Verteilung der Deliktarten gegen weibliche Opfer wurde 

der Polizeilichen Kriminalstatistik 2015-2019 entnommen (Bundeskriminalamt 2016a-2020a) und gemittelt (vollendet und versuchte Delik-
te), wobei die aufgelisteten Verbrechen als Basis für 100 Prozent galten. Zur Vergleichbarkeit mit der Kriminalstatistik wurden hier Straf-
taten zusammengefasst. Unter Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung fallen Vergewaltigung, Missbrauch, sexuelle Nötigung; 

unter Straftaten gegen die persönliche Freiheit fallen Nötigung, Bedrohung, Freiheitsberaubung, Zwangsprostitution und Zwangsheirat.  
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Pro Artikel konnten mehrere Deliktarten 

codiert werden. In den Daten zeigt sich, dass 

über ein Viertel der Artikel (27  Prozent), die 

über Vergewaltigung berichteten, auch (voll-

endeten oder versuchten) Mord zum Thema 

hatten. Dieser Befund deckt sich mit anderen 

Studien: Sexualisierte Gewalt wird in den Me-

dien vor allem dann aufgegriffen, wenn sie mit 

Mord in Verbindung steht – bzw. eine solche 

Verbindung wird von den Medien suggeriert 

(Mason & Monckton-Smith, 2008; Sutherland 

et  al., 2019), obwohl die meisten Vergewalti-

gungen nicht mit dem Tod des Opfers enden. 

Im Jahr 2018 wurden 9.234 Vergewaltigungen 

registriert, von denen etwa zwölf Prozent als 

besonders schwere Fälle gelten und weniger 

als ein Prozent mit dem Tod des Opfers endeten 

(Bundeskriminalamt, 2019a).

Betrachtet man die Verbrechensthemati-

sierung in den unterschiedlichen Medien (Ta-

belle 3), so zeigt sich, das Regionalzeitungen 

etwas häufiger über Körperverletzung, dafür 

tendenziell etwas seltener über Tötungsdelik-

te berichten. Insgesamt stellen Regionalzei-

tungen Gewalt gegen Frauen im Vergleich zum 

realen Vorkommen am realistischsten dar – je-

doch immer noch stark verzerrt. 

Sprachliche Umschreibungen und 
strukturelle Einordnung des Themas
Um zu betrachten, wie Gewalt gegen Frauen 

medial eingeordnet wird, werden drei Fakto-

ren herangezogen. Zum einen wird betrachtet, 

inwiefern Gewalt gegen Frauen als Einzelfall 

dargestellt wird oder inwiefern Verbindungen 

zu anderen Gewalttaten hergestellt werden. 

Zusätzlich wird betrachtet, ob in den Artikeln 

politische oder gesellschaftliche Maßnahmen 

gefordert werden, um dem Problem zu begeg-

nen. Zuletzt wird auf sprachliche Aspekte, ins-

besondere verharmlosende Sprache geachtet. 

In der Gesamtschau soll gezeigt werden, ob 

und in welchem Maße die Taten als tragische 

Einzelfälle präsentiert werden und wann auf 

ein größeres, strukturell übergreifendes Pro-

blem aufmerksam gemacht wird. 

Bei einer Einzelfallbeschreibung handelt 

es sich um die Berichterstattung eines Gewalt-

akts, der räumlich und zeitlich abgegrenzt ist 

und sich nur auf Fakten bezieht, die mit diesem 

Fall in Verbindung stehen. Sofern suggeriert 

wird, dass es sich um eine Reihe von (zufälli-

gen) Einzelfällen handelt, wird das Publikum 

auch eher die am beschriebenen Einzelfall be-

teiligten Personen für den Gewaltakt verant-

wortlich machen. Folglich wird auch die Ver-

antwortung zur Lösung des Problems eher bei 

(unmittelbar beteiligten) Einzelpersonen, als 

in der Veränderung gesellschaftlicher Struk-

turen gesucht (Maxwell et al., 2000; Meyers, 

1994; Palazzolo & Roberto, 2011). Thematische 

Beschreibungen hingegen verweisen auf das 

strukturelle Problem von Gewalt gegen Frau-

en in der Gesellschaft, in dem sie entweder 

ähnliche Fälle zitieren (und so das Publikum 

darauf aufmerksam machen, dass kein Einzel-

fall vorliegt), oder aber breitere Aspekte von 

Gewalt ansprechen, beispielsweise Statistiken 

oder Meinungen von Sachverständigen (Cul-

len et al., 2019). Eine solche Darstellung kann 

dazu führen, dass die Verantwortung für die 

Pro blematik auch eher in der Gesellschaft ge-
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sucht wird, als ausschließlich bei den unmittel-

bar beteiligten Einzelpersonen (Scheufele, 

1999). Eine große Zahl von Studien zeigt, dass 

Medien bei der Berichterstattung über Gewalt 

gegen Frauen auf isolierte Ereignisse fokus-

sieren, anstatt ein strukturell gesellschaftlich 

verankertes Problem zu betonen (Andelsman & 

Mitchelstein, 2019; Carll, 2003; Carlyle et al., 

2014; Cullen et al., 2019; Morgan & Simons, 

2018; Spies, 2020; Sutherland et al., 2019). 

Diese Tendenz zeigt sich auch für die vorlie-

gende Untersuchung deutlich. Die wenigsten 

Artikel (275 Berichte, acht Prozent der Gesamt-

berichterstattung) im ausgewählten Zeitraum 

sind rein thematische Berichte über Gewalt ge-

gen Frauen. Hierunter wurden Artikel gefasst, 

die (strukturelle) Gründe für Gewalt gegen 

Frauen thematisieren sowie über Tendenzen 

und Entwicklungen dieser Gewalttaten, bei-

spielsweise anhand von Statistiken, berichten. 

Es zeigt sich, dass die thematische Berichter-

stattung direkt nach den Ereignissen der Kölner 

Silvesternacht deutlich ansteigt (22 Berichte). 

Danach bleibt sie auf gleichbleibend niedrigem 

Niveau, steigt allerdings regelmäßig im Monat 

November an – immer dann, wenn die Polizei-

liche Kriminalstatistik über partnerschaftliche 

Gewalt veröffentlicht wird (ein Viertel der the-

matischen Berichte fallen auf den Monat No-

vember). Über die Jahre lässt sich für die the-

matische Berichterstattung ein leichter Anstieg 

feststellen, was als größere Sensibilität für die 

Thematik gedeutet werden kann. 

Neben dieser rein thematischen Berichter-

stattung gibt es auch Mischformen, also Be-

richterstattung die einen Einzelfall aufgreift, 

jedoch im Zuge des Berichts auch auf andere 

Verbrechen hinweist, die unter Gewalt gegen 

Frauen fallen. Hierunter fällt etwa ein Fünftel 

(19 Prozent) der Artikel der gesamten Bericht-

erstattung. Betrachtet man diese Artikel ge-

nauer, so nimmt die Mehrheit von ihnen Bezug 

zum gleichen Täter (445 von 674 Artikeln, rund 

zwei Drittel der entsprechenden Artikel). Der 

beschriebene Einzelfall wird also nur um Taten 

der gleichen Person erweitert. Auch dies schürt 

vermutlich den Eindruck, dass Gewalt gegen 

Frauen vornehmlich mit Charakterzügen oder 

anderen Attributen von einzelnen Personen in 

Zusammenhang steht, jedoch keine strukturel-

le Ursache hat. Die überwiegende Mehrheit der 

Berichterstattung (62 Prozent) verbleibt gänz-

lich auf einer reinen Einzelfallbeschreibung 

von Gewalt gegen Frauen. In ca. 10 Prozent der 

Fälle konnte keine Einteilung nach themati-

scher oder Einzelfalldarstellung vorgenommen 

werden, beispielsweise weil zwar auf andere 

Verbrechen verwiesen wurde, diese aber nicht 

unter Gewalt gegen Frauen fielen. 

Generell zeigt sich, dass vor allem über-

regionale Zeitungen thematisch berichten, 

wogegen diese Form der Berichterstattungen 

in Regionalzeitungen deutlich seltener vor-

kommt und in Boulevardzeitungen kaum eine 

Rolle spielt. Ein entsprechend spiegelverkehr-

tes Bild ergibt sich für die Darstellung reiner 

Einzelfälle, die am häufigsten in Boulevardzei-

tungen und seltener in überregionalen Zeitun-

gen stattfindet (Tabelle 4). 

Oftmals wird Medien im Kontext von Ge-

walt gegen Frauen auch sprachliche Verharm-

losung vorgeworfen. So suggerieren Worte 

Die Sichtbarkeit und Darstellung von Gewalt gegen Frauen in den deutschen Medien
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wie „Drama“ oder „Tragödie“, dass es sich 

um unvorhersehbare und tragische Einzelfälle 

handelt – auch dies verdeckt tendenziell die 

strukturelle Problematik von Gewalt gegen 

Frauen. Zudem wird hiermit impliziert, dass 

die Täter auch Opfer eines dramatischen Ge-

schehens, z. B. einer zerrütteten Beziehung 

oder Familie sind. Empirisch zeigt sich diese 

Form der Verharmlosung in der untersuchten 

Berichterstattung jedoch nur relativ selten. In 

der vorliegenden Studie wurden die Bezeich-

nungen Drama oder Tragödie (bzw. Wortkombi-

nationen wie Beziehungsdrama, Familiendra-

ma oder Eifer suchtstragödie) in drei Prozent 

der Artikel gefunden. Dabei ergeben sich kei-

ne nennenswerten Unterschiede zwischen den 

Zeitungstypen, Boulevardzeitungen, Regional-

zeitungen und überregionale Zeitungen nutzen 

die Begrifflichkeiten in etwa gleich. Wenn diese 

Bezeichnungen verwendet werden, dann wenn 

Opfer und Täter sich nahestehen (40  Artikel 

mit Bezeichnungen dieser Art in partnerschaft-

licher Beziehung, 19 im sozialen Nahfeld, 5 bei 

unklaren Beziehungen). Auch wenn die häu-

figsten Nennungen dieser Wörter im Kontext 

von partnerschaftlicher Gewalt auftreten wer-

den sie von Journalist*innen auch für andere 

Beziehungsformen genutzt. Ähn liches gilt für 

die Bezeichnung „Beziehungstat“. Bei der Nut-

zung dieses Begriffs gilt die Kritik, dass der 

Fokus auf die Beziehung zwischen Täter und 

Opfer gelegt wird, dabei aber die strukturel-

len Ursachen hinter partnerschaftlicher Gewalt 

verdeckt. Der Begriff „Beziehungstat“ wird von 

den Medien am häufigsten im Kontext partner-

schaftlicher Gewalt genannt (51 Artikel), jedoch 

fällt er auch bei der Beschreibung von Gewalt 

im sozialen Nahfeld (23 Artikel). Tendenziell 

verharmlosende Verwendungen scheinen bei 

Medienschaffenden also sowohl für partner-

schaftliche Gewalt als auch für Gewalt aus 

dem engen sozialen Nahfeld benutzt zu wer-

den. Dies birgt die Gefahr einer Verwischung 

von strukturell unterschiedlichen Tatmustern. 

Tabelle 4
Thematische Berichterstattung und Einzelfalldarstellung über Gewalt gegen Frauen 
nach Zeitungstyp

Darstellung Überregionale 
Zeitungen

Regional­
zeitungen

Boulevard­
zeitungen Gesamt

Reine Einzelfall­
darstellung 59 % 73 % 80 % 69 %

Mischform 26 % 20 % 17 % 22 %

Rein thematische 
Berichterstattung 15 % 7 % 2 % 9 %

Anzahl der Artikel 1.163 1.159 798 3.120

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: In 369 Artikel konnte keine Einteilung nach Einzelfalldarstellung bzw. themati-
scher Darstellung vorgenommen werden. Abweichungen von 100 % in der Summe ergeben sich durch Rundungen.  
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Es deutet sich jedoch eine Veränderung über 

Zeit an: In der ersten Jahreshälfte 2019 sind nur 

noch zwei Artikel pro Zeitungstyp zu finden, die 

die Wörter Drama oder Tragödie im Kontext von 

Gewalt gegen Frauen benutzen. Dies kann darauf 

zurückzuführen sein, dass diese Bezeichnungen 

zunehmend in Kritik geraten sind. Die deutsche 

Presse-Agentur kündigte im September 2019 

an, diese Begriffe nicht mehr zu verwenden. 

Auch das verharmlosende Wort „Sextäter“ oder 

„Sextat“ im Kontext von sexueller Gewalt wur-

de im vorliegenden Untersuchungszeitraum nur 

selten genutzt (in weniger als einem Prozent der 

Artikel), Tendenzen für eine häufigere Nutzung 

in Boulevardmedien zeigen sich ebenfalls nicht.

Geforderte Maßnahmen und Bezug 
auf Hilfseinrichtungen
Wird in den Artikeln in Bezug auf die Gewalt-

taten bzw. deren Prävention Handlungsbedarf 

erwähnt, so wurde dieser unter „Maßnahmen“ 

erfasst. Dabei ist unerheblich, wie realistisch 

deren Umsetzung ist oder von wem sie gefor-

dert wurden. Codiert wurden drei verschie-

dene Kategorien, die an den oder die vorder-

gründigen Adressat*innen für die Umsetzung 

dieser Maßnahmen geknüpft sind: Politische 

Maßnahmen (z. B. mehr Gelder für Frauen-

häuser oder eine veränderte Abschiebepoli-

tik), persönliche Maßnahmen (z. B. präventive 

Sicher heitsempfehlungen wie nachts die Woh-

nungstür abzuschließen) sowie unklare, eher 

gesamtgesellschaftliche ausgesprochene For-

derungen (z. B. mehr Aufmerksamkeit für das 

Problem in der Gesellschaft, Achtsamkeit ge-

genüber Notsituationen). Es konnten mehrere 

Maßnahmen pro Artikel codiert werden. 

Die Ergebnisse zeigen, dass Maßnahmen 

insgesamt eher selten gefordert wurden (in 

rund jedem zehnten Artikel). Am häufigsten ge-

schieht dies insgesamt in überregionalen Zei-

tungen (Tabelle 5). Meistens werden dabei poli-

tische Maßnahmen gefordert (in acht Prozent 

der Artikel). Dies lässt sich aber hauptsächlich 

Tabelle 5
Geforderte Maßnahmen nach Zeitungstypen

Maßnahmen Überregionale 
Zeitungen

Regional­
zeitungen

Boulevard­
zeitungen Gesamt

Politische Maßnahmen 16 % 4 % 4 % 8 %

Gesamtgesell­
schaftliche/unklare 
Adressierung 

9 % 2 % 1 % 4 %

Persönliche Maßnahmen 5 % 2 % 2 % 3 %

Anzahl der Artikel 1.327 1.283 879 3.489

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: Es konnten pro Artikel mehrere Maßnahmen codiert werden.   
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auf die häufige Forderung von Maßnahmen in 

überregionalen Zeitungen zurückführen, die in 

regionalen und Boulevardzeitungen deutlich 

seltener erhoben werden. Die Datenlage lässt 

eine weitere Aufschlüsselung welche Maßnah-

men genau gefordert werden nicht zu. Eine 

Thematisierung von (potentiell präventiven) 

Maßnahmen findet zudem fast ausschließlich 

nur in Artikeln statt, die thematisch über den 

Einzelfall hinausgehend berichten. Im Zeitver-

lauf zeigt sich, dass vor allem das Berichtsjahr 

2016 (und hier vor allem der Januar) ausschlag-

gebend für die Thematisierung von Maßnah-

men waren. Dies hängt sehr wahrscheinlich 

mit den Ereignissen der Kölner Silvesternacht 

zusammen (mehr dazu in Kapitel 6)

Insgesamt werden in der Berichterstat-

tung sehr wenige Verweise auf Hilfseinrich-

tungen gegeben. Dazu gehörten telefonische 

Hotlines, Kontaktadressen zu Frauenhäusern 

oder anderen Hilfseinrichtungen und Unter-

stützungs- und Beratungsangebote. In nur 79 

der 3.489 Artikel, das sind rund zwei Prozent, 

wird ein solcher Verweis gemacht, wobei dies 

hauptsächlich in überregionalen Zeitungen 

(47 Artikel) und so gut wie nie in Boulevardzei-

tungen (vier Artikel) geschieht. Dieser Befund 

deckt sich mit anderen Studien, die in der Be-

richterstattung über Gewalt gegen Frauen nur 

in seltenen Fällen Verweise auf Hilfsangebote 

finden (Sutherland et al., 2019).

4.3 Darstellung von Opfern 
 und Tatverdächtigen

Sowohl Opfer als auch Tatverdächtige von 

Gewaltverbrechen genießen in der medialen 

Berichterstattung besonderen Schutz. Insbe-

sondere im Kontext von partnerschaftlicher 

und sexualisierter Gewalt gilt es für Journa-

Tabelle 6
Anzahl berichteter Opfer und Tatverdächtiger in den untersuchten Artikeln

Anzahl genannter 
Personen

Anteil Artikel mit entsprechender 
Zahl an Opfern

Anteil Artikel mit entsprechender 
Zahl an Tatverdächtigen

1 74 % 71 %

2 8 % 10 %

3 3 % 1 %

4 1 % 1 %

5 <1 % 2 %

Mehr als 5 3 % 2 %

Keine genannt 11 % 13 %

Anzahl der Artikel 3.489 3.489

Quelle: Eigene Darstellung. Abweichungen von 100 % in der Summe ergeben sich durch Rundungen.    
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list*innen zu beachten, dass mediale Be-

richterstattung Opfer von Gewalt (und deren 

Angehörige) retraumatisieren kann. Bagatel-

lisierende Äußerungen, Fokussierung auf Tat-

verdächtige sowie Verantwortungszuschrei-

bung an das Opfer sind relevante Faktoren für 

seine sogenannte sekundäre Viktimisierung 

(Dürr et al., 2016). Doch nicht nur für die Opfer 

selbst, sondern auch für das Publikum spie-

len Details in der Berichterstattung eine Rolle. 

Wie viele Informationen über die beteiligten 

Personen preisgegeben werden, kann die 

Wahrnehmung von Gewalt und die Attribution 

von Verantwortung für die Tat beeinflussen. 

Persönliche Informationen wie beispielsweise 

die Nennung eines Namens, des Alters, oder 

eines Berufs kann dem Publikum das Gefühl 

geben, die Person besser zu kennen. Studien 

zeigen, dass persönliche Informationen be-

sonders bei weiblichen Opfern zu mehr Em-

pathie führen. Gleichzeitig erhöht sich mit 

der Abwesenheit solcher Informationen das 

„Victim Blaming“, das Opfer wird also stär-

ker selbst für die Tat verantwortlich gemacht 

(Anastasio & Costa, 2004).  Auch in Bezug auf 

Täter*innen gilt es, ihre Identität zu schützen 

und somit langfristig eine potentielle Resozia-

lisierung nicht zu gefährden. Bei der Bericht-

erstattung über Gewaltverbrechen müssen 

Journalist*innen also im Einzelfall abwägen, 

welche Kontextinformationen der Tat für das 

Publikum hilfreich sind und wo andererseits 

persönliche Informationen zur Identifizierung 

beitragen. Sowohl Opfer- als auch Täter*in-

nenschutz sind im deutschen Pressekodex 

(Ziffer 8) festgeschrieben. 

In den vorliegenden Daten wird in der Mehr-

heit der Fälle mindestens ein Opfer (89 Prozent 

der Fälle) oder mindestens eine tatverdächtige 

Person (87 Prozent der Fälle) genannt. In etwas 

mehr als jedem zehnten Artikel werden Opfer 

oder Tatverdächtige nicht erwähnt, beispiels-

weise, weil sie zum Zeitpunkt der Berichterstat-

tung noch unbekannt sind, oder aber weil kein 

konkreter Einzelfall benannt wird. Sofern Opfer 

oder Tatverdächtige in den Medien themati-

siert werden, handelt es sich bei der überwie-

genden Mehrheit der Berichte um eine Person 

(Tabelle 6). 

Für die folgende Analyse über die Informa-

tionen zu Opfern und Tatverdächtigen werden 

folglich nur Artikel herangezogen, in denen Op-

fer oder Tatverdächtige genannt werden. Dabei 

werden alle genannten Personen einzeln ge-

zählt – werden in einem Bericht beispielswei-

se drei Tatverdächtige genannt, so fließen alle 

drei Personen einzeln in die nachfolgende Ana-

lyse ein. Damit ist die Leseart eine andere als 

im bisherigen Auswertungsteil, die Angaben 

in diesem Abschnitt beziehen sich jetzt nicht 

mehr auf Artikel, sondern auf einzeln genannte 

Personen. Die nachfolgende Analyse bezieht 

sich insgesamt auf 3.649 einzelne Opfer und 

3.735 einzelne Tatverdächtige. 

Betrachtet man nur, ob überhaupt Attribute 

von Personen genannt werden, ergeben sich 

keine gravierenden Unterschiede zwischen 

Tatverdächtigen und Opfern. Neben dem Ge-

schlecht ist das am häufigsten genannten 

Attri but von Opfern und Tatverdächtigen das 

Alter (Tabelle 7). Erste Unterschiede finden sich 

in der Namensnennung: Etwa ein Fünftel der 

Die Sichtbarkeit und Darstellung von Gewalt gegen Frauen in den deutschen Medien
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Opfer und ein Drittel der Tatverdächtigen wer-

den mit einem Namen oder einer Namensabkür-

zung bezeichnet. Dies deckt sich mit Studien, 

die zeigen, dass vor allem für weibliche Opfer 

seltener personalisierende Attribute genannt 

werden, als für männliche Opfer (auch wenn 

ein solcher Vergleich in dieser Studie nicht 

gezogen werden kann; siehe z. B. Anastasio & 

Costa, 2004). Deutliche Unterschiede gibt es 

auch in Bezug auf die Herkunftsnennung bzw. 

in Bezug auf den Asylstatus der genannten 

Personen. Beide werden für Tatverdächtige 

deutlich häufiger genannt als für Opfer. Auch 

psychische Erkrankungen und Alkohol- oder 

Drogenkonsum zum Tatzeitpunkt werden für 

Tatverdächtige häufiger genannt als für Opfer. 

Eine genauere Beschreibung der Darstellung 

findet sich in den folgenden Abschnitten.

Opfer
Am häufigsten werden in den Medien Kinder 

(zehn Prozent aller dargestellten Opfer) und Ju-

gendliche (13 Prozent aller dargestellten Opfer) 

als Opfer von Gewalt gegen Frauen präsentiert. 

Darüber hinaus verteilen sich Opferdarstellun-

gen relativ gleichmäßig auf alle Altersklassen, 

die in Anlehnung an die polizeiliche Kriminal-

statistik erstellt wurden (Tabelle 8). Damit wer-

den Kinder und Jugendliche überproportional 

zu ihrem realen Vorkommen präsentiert (in der 

polizeilichen Kriminalstatistik 2018 machen 

sie 7,9 Prozent bzw. 8,9 Prozent der weiblichen 

Tabelle 7
Genannte Attribute von Opfern und Tatverdächtigen 

Genannte Attribute Anteil der Opfer, bei denen das 
Attribut genannt wird

Anteil der Tatverdächtigen, bei 
denen das Attribut genannt wird

Geschlecht 99 % 98 %

Alter 78 % 79 %

Name* 20 % 37 %

Nationalität/
Kontinentalherkunft 8 % 29 %

Aufenthaltsstatus <1 % 10 %

Religion 2 % 3 %

Beruf 17 % 18 %

Behinderung/
Pflegebedürftigkeit 1 % <1 %

Psychische Erkrankung <1 % 5 %

Alkohol­/Drogenkonsum 4 % 9 %

Anzahl der Personen 3.649 3.735

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: Attribute der einzeln genannten Opfer oder Tatverdächtigen. 
Es konnten bis zu fünf Opfer und Tatverdächtige pro Artikel codiert werden. 

* Vorname, Nachname oder abgekürzte Namen, inklusive von der Redaktion geänderte Namen.      
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Opfer aus; Bundeskriminalamt, 2019a). Jüngere 

Frauen erscheinen leicht überproportional, vor 

allem ältere Opfer sind dagegen (zum Teil stark) 

unterrepräsentiert. Einzig für die Altersgruppe 

ab 60 Jahren findet wieder eine realistische Ab-

bildung statt. Insgesamt lässt sich konstatieren: 

Je älter die Opfer, desto weniger Beachtung fin-

den sie in den Medien. Diese Tendenz findet sich 

etwas stärker in den überregionalen Zeitungen 

als in Boulevard- und Regionalzeitungen. 

Nur ein geringer Teil der Opfer wurde mit 

Vornamen (sieben Prozent) und/oder Nach-

namen (20 Prozent) benannt, wobei der Nach-

namen in den meisten Fällen abgekürzt wur-

de. In nur zwei Prozent der Fälle wurde darauf 

hingewiesen, dass der Name des Opfers von 

der Redaktion geändert wurde. Dabei kann 

davon ausgegangen werden, dass Namens-

nennungen besonders in prominenten Fällen 

geschehen, die dem Publikum bereits bekannt 

sind. So zeigte sich auch in den vorliegenden 

Daten, dass häufige Nennungen den eingangs 

genannten prominenten Fällen entsprechen. 

Zudem werden Namensnennungen (vor al-

lem Vornamen) hauptsächlich von Boulevard-

medien vorgenommen (28 Prozent der Fälle), in 

überregionalen Zeitungen kommt dies seltener 

(18 Prozent der Fälle) und in Regionalmedien 

am seltensten vor (acht Prozent der Fälle). Es 

kann davon ausgegangen werden, dass die Ab-

wesenheit von Namensnennungen das Victim 

Blaming, also die Schuldattribution der Tat auf 

Tabelle 8
Alter von Opfern in der medialen Darstellung und in der Realität 

Altersklassen
Anteil der Opfer in der jeweiligen 

Altersklasse in der medialen 
Darstellung

Anteil der Opfer in der jeweiligen 
Altersklasse in der polizeilichen 

Kriminalstatistik

Kinder (bis 12 Jahre) 14 % 8 %

Jugendliche (13­17 Jahre) 18 % 9 %

Heranwachsende 
(18­21 Jahre) 12 % 8 %

21 < 25 Jahre 10 % 11 %

25 < 30 Jahre 11 % 13 %

30 < 40 Jahre 13 % 21 %

40 < 50 Jahre 9 % 14 %

50 < 60 Jahre 6 % 10 %

60 Jahre und älter 7 % 5 %

Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf 2.659 einzelnen in der Berichterstattung genannten Opfer. 
Zahlen der PKS gerundet. Anmerkung: In 812 Fällen war kein Alter erkennbar, in 176 Fällen war die Altersangabe 

unklar (z. B. „die Erwachsenen“). Die realweltliche Altersverteilung ist der polizeilichen Kriminalstatistik 2018 ent-
nommen (Bundeskriminalamt 2019a), beachtet wurden alle Gewalttaten im Kontext von Tötungsdelikten, Körperver-

letzung, Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung und Straftaten gegen die persönliche Freiheit. 
Abweichungen von 100 % in der Summe ergeben sich durch Rundungen.  

Die Sichtbarkeit und Darstellung von Gewalt gegen Frauen in den deutschen Medien
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das Opfer, beim Publikum erhöht (Anastasio & 

Costa, 2004). 

Nur selten wird (explizit) über nichtdeutsche 

Opfer berichtet. In der großen Mehrheit der Fäl-

le wird keine Nationalität des Opfers genannt 

(92 Prozent). Von den gennannten Nationalitä-

ten sind Rumänisch und Syrisch die häufigsten 

(jeweils 17 Opfer), ansonsten lassen sich keine 

weiteren mehrheitlich genannten Nationalitä-

ten ausmachen. In der polizeilichen Kriminal-

statistik 2018 sind 22,6 Prozent nichtdeutsche 

Opfer aufgeführt, wobei hier nicht mehr nach 

Geschlecht aufgeschlüsselt wird, weswegen 

kein direkter Vergleich gezogen werden kann 

(Bundeskriminalamt, 2019a). Ein Asylstatus 

bzw. eine Bezeichnung als Geflüchtete wird in 

ein Prozent der Fälle erwähnt, was in etwa dem 

Anteil der weiblichen Opfer in der polizeilichen 

Kriminalstatistik entspricht. Dunkelfeldstudien 

weisen in diesem Zusammenhang allerdings 

besonders für geflüchtete Frauen auf eine hohe 

Gewaltbetroffenheit hin, sowohl hinsichtlich der 

Intensität als auch der Häufigkeit. Diese erfah-

ren sie häufig durch Beziehungspartner, zusätz-

lich zu rassistischen und sexuellen Übergriffen 

sowohl durch fremde Personen als auch durch 

Beratungs- und Betreuungspersonen (Müller & 

Schröttle, 2004). Diese Betroffenengruppe fin-

det sich so weder in der Hellzifferstatistik noch 

in der medialen Berichterstattung. Auf körper-

liche, psychische oder geistige Beeinträchti-

gung oder eine Pflege bedürftigkeit gibt es kaum 

Hinweise (unter ein Prozent der Fälle). Auch hier 

handelt es sich vermutlich um eine Personen-

gruppe, die sowohl in der Hellzifferstatistik als 

auch in den Medien stark unterrepräsentiert 

ist. Eine repräsentative Studie zu Gewaltbetrof-

fenheit von Frauen mit Beeinträchtigungen und 

Behinderungen zeigt, dass jede dritte bis vierte 

Frau aus dieser Gruppe sexualisierte Gewalt er-

fahren hat (Schröttle et al., 2012). 

Religiöse Zugehörigkeit wird nur selten 

erwähnt (zwei Prozent der Opfer), wobei sich 

die Nennungen etwa in gleichem Maße auf 

Christen tum und Islam beziehen. Hinweise auf 

Alkoholkonsum zur Tatzeit gibt es bei zwei Pro-

zent der genannten Opfer, in ein Prozent der 

Fälle wurde Drogenkonsum erwähnt. Inwiefern 

die genannten Attribute (Nationalitätsnennung, 

Religionszugehörigkeit, Alkohol- bzw. Drogen-

konsum) sich auf die Empathie des Publikums 

gegenüber dem Opfer bzw. auf Schuldzuwei-

sungen auswirken, muss durch zusätzliche ex-

perimentelle Studien geprüft werden. 

Tatverdächtige
Betrachtet man die mediale Darstellung von 

Tatverdächtigen, muss der Vergleich mit der 

polizeilichen Kriminalstatistik entfallen, da 

Tatverdächtige dort nur in Zusammenhang mit 

den Delikten, nicht aber in Zusammenhang mit 

den Opfern ausgewiesen werden. Insofern ist 

ein Vergleich mit Straftaten, die an Frauen und 

Mädchen ausgeübt wurden, nicht unmittelbar 

möglich. 

Insgesamt sind 89 Prozent der berichteten 

Tatverdächtigen männlich und acht Prozent 

weiblich, bei den restlichen drei Prozent der 

Fälle wurde das Geschlecht nicht berichtet. Die 

häufigste genannte Altersgruppe ist 30-39 Jah-

re, gefolgt von 40-49 Jahre. Etwas über ein Drit-

tel der Täter wurde mit Vornamen (37 Prozent) 
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und Nachnamen (36 Prozent) bezeichnet, wo-

bei sich letztere überwiegend auf eine Abkür-

zung bezieht. In zwei Prozent der Fälle wurde 

angegeben, dass der Name von der Redaktion 

geändert wurde. Auch hier werden Namen vor 

allem in Kontext von prominenten Fällen ge-

nannt, die dem Publikum bereits bekannt sind. 

Schließt man diese aus der Berichterstattung 

aus, findet eine Namensnennung deutlich sel-

tener statt (25 Prozent der Fälle). Ähnlich wie 

bei den Darstellungen der Opfer werden in 

Boulevardmedien deutlich häufiger Namens-

nennungen vorgenommen als in den regiona-

len und überregionalen Zeitungen. 

Bei etwa einem Viertel der Täter wird eine 

Nationalität erwähnt, ein Prozent wird als 

„Deutsch“ beschrieben. Von den übrigen sind 

Irakisch, Syrisch und Türkisch die am häufigs-

ten genannten Nationalitäten. In zehn Prozent 

der Fälle wird ein Asylstatus ausgewiesen, bzw. 

die Person mit einer Beschreibung als Geflüch-

teter versehen. Eine Religionszugehörigkeit 

wird in drei Prozent der Fälle genannt, wobei 

der Islam die am häufigsten genannte Religion 

ist. Hier ergeben sich keine nennenswerten Un-

terschiede zwischen den Zeitungstypen (eine 

vertiefende Analyse der Berichterstattung über 

migrantische Täter findet sich in Abschnitt 4.3). 

Auf körperliche oder geistige Beeinträch-

tigung oder eine Pflegebedürftigkeit gibt es 

kaum Hinweise (unter ein Prozent der Fälle). 

Psychische Erkrankungen werden in fünf Pro-

zent der Fälle erwähnt. Hinweise auf Alkohol-

konsum zur Tatzeit gab es bei sechs Prozent der 

genannten Tatverdächtigen, in drei Prozent der 

Fälle wurde Drogenkonsum erwähnt. In etwas 

mehr als jedem zehnten Fall wird darauf hin-

gewiesen, dass der/die Tatverdächtige bereits 

früher gewalttätig war, tendenziell etwas häu-

figer in überregionalen Zeitungen als in Boule-

vard- oder Regionalzeitungen. 

Fokus auf Opfer und Tatverdächtige
Für die Artikel wurde auch erhoben, ob sie ins-

gesamt eher einen Fokus auf den Täter oder 

das Opfer richten, wem in der Berichterstat-

tung also mehr Raum gegeben wird. Dabei geht 

es darum, wie Informationen von Opfer und 

Tabelle 9
Fokus auf Opfer und Tatverdächtige in der Berichterstattung

Fokus Überregionale 
Zeitungen

Regional­
zeitungen

Boulevard­
zeitungen Gesamt

Auf den/die 
Tatverdächtigen 46 % 47 % 48 % 47 %

Ausgeglichen 32 % 37 % 36 % 35 %

Auf den/die Opfer 21 % 16 % 16 % 18 %

Anzahl der Artikel 1.327 1.283 879 3.489

Quelle: Eigene Darstellung. Abweichungen von 100 % in der Summe ergeben sich durch Rundungen.      

Die Sichtbarkeit und Darstellung von Gewalt gegen Frauen in den deutschen Medien
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Täter im Verhältnis zueinander stehen. Dies 

wurde vor allem anhand sprachlicher Darstel-

lungen und Informationen über die beteilig-

ten Personen festgemacht. Neben den bereits 

angesprochenen Attributen wurden hier auch 

Hintergrundinformationen und personalisie-

rende Beschreibungen zu den Personen (z. B. 

Beschreibung des Aussehens, des Lebenswan-

dels, Hobbies) hinzugezogen.  

Fast die Hälfte der Artikel nimmt (eher) 

den Fokus auf den oder die Tatverdächtigen 

ein (Tabelle  9). Etwa in einem Drittel der Ar-

tikel findet eine ausgeglichene Berichterstat-

tung hinsichtlich des Fokus auf Tatverdächtige 

und Opfer statt. Dagegen nimmt nur etwa ein 

Fünftel der Artikel (eher) den Fokus auf das Op-

fer ein. Hier ergeben sich kaum Unterschiede 

zwischen den Zeitungstypen, wobei ein Fokus 

auf das Opfer etwas häufiger in überregiona-

len Zeitungen zu finden ist. Trotzdem wird ein 

solcher Fokus auf das oder die Opfer in der 

Berichterstattung nur selten eingenommen, 

während den Tatverdächtigen deutlich mehr 

Raum gegeben wird. 

Ein besonderer Fall, welcher nicht nur den 

Fokus auf den oder die Tatverdächtigen legt, 

sondern (teilweise) deren Perspektive wieder-

gibt, ist die Darstellung von Tatmotiven. Durch 

deren Präsentation werden (scheinbare) 

Gründe für die ausgeübte Gewalt genannt. 

Insgesamt werden solche Motive in der unter-

suchten Berichterstattung über Gewalt gegen 

Frauen nur selten explizit genannt (die nach-

folgenden Motivnennungen finden jeweils in 

höchstens drei Prozent der Fälle statt). Das am 

häufigsten genannten Motiv ist eine drohende 

oder kürzlich erfolgte Trennung (115 Artikel), 

gefolgt von der Verdeckung einer anderen 

Straftat (76  Artikel), Eifersucht (71  Artikel) 

und Habgier (71 Artikel). Danach folgen Ehre 

und Befriedigung des Geschlechtstriebs (je-

weils 59 Artikel) als genannte Tatmotive. Die 

verschiedenen Zeitungstypen unterscheiden 

sich nicht voneinander, was die Nennung ei-

nes Motivs betrifft. 

4.4 Zwischenfazit zur medialen Darstel­
lung von Gewalt gegen Frauen

In der Berichterstattung über Gewalt gegen 

Frauen zeigt sich, dass sie zumindest zum Teil 

von Schlüsselereignissen (wie der Kölner Sil-

vesternacht) geprägt ist und dass eher wenige 

Fälle einen prominenten Platz in den Medien 

einnehmen. Dies deckt sich mit anderen Befun-

den internationaler Studien zur Berichterstat-

tung über Gewalt gegen Frauen (Sutherland 

et al., 2019). Besonders in überregionalen Me-

dien scheinen „alltägliche“ Formen von Gewalt 

gegen Frauen schwer die Schwelle der Bericht-

erstattung zu überwinden. Dies scheint in Re-

gionalmedien und Boulevardmedien einfacher 

zu passieren. Trotzdem muss Gewalt gegen 

Frauen, damit sie in den Medien aufgegriffen 

wird, besonders gewalttätige Ausmaße anneh-

men. Tötungsdelikte sind überproportional ge-

genüber ihrem Vorkommen in der Realität in 

der Berichterstattung vorhanden, gleichzeitig 

werden mildere Formen der Gewaltausübung 

kaum berichtet – das trifft auf alle Zeitungs-

typen gleichermaßen zu. Eine solche Bericht-

erstattung kann das gesellschaftliche Bild der 
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Problematik trüben und eine Sensibilisierung 

für andere Formen der Gewaltausübung ver-

hindern.

Gleichzeitig scheint vor allem in über-

regionalen Medien eine strukturelle, politi-

sche Einordnung des Themas stattzufinden. 

Das heißt, hier findet am ehesten eine über 

den Einzelfall hinausgehende Berichterstat-

tung statt – wenn auch immer noch verhält-

nismäßig selten und vor allem dann, wenn 

die neue polizeiliche Kriminalstatistik zu 

partnerschaftlicher Gewalt erscheint. In Re-

gional- und noch stärker in Boulevard medien 

findet fast ausschließlich eine auf den Ein-

zelfall redu zierte Berichterstattung statt. 

Gleichzeitig werden hier die wenigsten Maß-

nahmen zur Bekämpfung und Verhinderung 

von Gewalt gegen Frauen gefordert. Dies birgt 

die Gefahr, dass die strukturelle Problematik 

von Gewalt gegen Frauen durch die Berichter-

stattung verdeckt wird. Stattdessen wird der 

Eindruck geweckt, es handele sich um (tragi-

sche) Einzelfälle, die plötzlich auftreten und 

nicht hätten verhindert werden können. Zu-

dem scheint die Berichterstattung insgesamt 

einen Fokus auf die Tatverdächtigen, weniger 

auf die Opfer der Gewalt zu lenken. Dies kann 

durchaus durch den Opferschutz gerechtfer-

tigt werden, trotzdem führt die Abwesenheit 

von personalisierenden Attributen tendenziell 

zu einem erhöhten Victim Blaming beim Pu-

blikum (Anastasio & Costa, 2004). 

Insgesamt scheint die Thematik in den 

deutschen Medien eher durch Gemeinsamkei-

ten als durch Unterschiede geprägt, die den 

Rückschluss zulassen, dass noch viel Luft für 

eine stärkere Aufdeckung struktureller, der 

Gewalt zu Grunde liegender Problematiken 

ist. Auch vulnerable Opfergruppen (geflüchte-

te Frauen, Frauen mit Beeinträchtigungen und 

Behinderungen) erscheinen in der Berichter-

stattung kaum. Medienschaffende könnten 

hier viel stärker den Blick auf ein gesellschaft-

liches Defizit lenken, um Öffentlichkeit und 

Politiker*innen auf Maßnahmen im Sinne des 

Opferschutzes aufmerksam machen. 

Die Sichtbarkeit und Darstellung von Gewalt gegen Frauen in den deutschen Medien
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Wie bereits erwähnt ist Gewalt gegen Frauen 

in partnerschaftlichen Beziehungen ein in 

Deutschland alltäglich auftretendes Phäno-

men, das erst langsam Einzug in den gesell-

schaftlichen Diskurs findet. 

Im vorliegenden Kapitel wird ein Fokus auf 

das Verhältnis zwischen Opfern und Tatverdäch-

tigen gelegt und die Berichterstattung über Ge-

walt in Partnerschaften, als einer speziellen Ka-

tegorie von Gewalt gegen Frauen, untersucht. 

So wird überprüft, ob in der Berichterstattung 

Unterschiede zu finden sind, je nachdem ob Op-

fer und Täter in einer romantischen Beziehung 

sind (bzw. waren) oder sich nicht kannten. Dazu 

wird zunächst erneut die Häufigkeit betrachtet, 

mit der partnerschaft liche Gewalt in den Medi-

en thematisiert wird. Es folgt eine Darstellung 

der Deliktarten, sowie schließlich ein Fokus 

auf Opfer und Tatverdächtige. Wann immer es 

möglich ist, wird hier ein direkter Vergleich zu 

der polizeilichen Kriminalstatistik über partner-

schaftliche Gewalt gezogen.

5.1 Häufigkeit

Bevor der Kontrast zwischen der Berichterstat-

tung über Gewalt durch intime (Ex-)Partner und 

Fremde untersucht wird, soll kurz vorangestellt 

werden, welche Beziehungsformen zwischen 

Opfern und Tatverdächtigen überhaupt in der 

Berichterstattung Raum finden. 

Allgemein wurde die Beziehung zwischen 

Opfer(n) und Täter(n) in der Hälfte der Artikel 

nicht erwähnt, wobei in nur zwei Prozent der 

Fälle explizit darauf aufmerksam gemacht wur-

de, dass das Verhältnis zwischen Täter(n) und 

Opfer(n) zum Zeitpunkt der Berichterstattung 

unklar ist. 

Tabelle 10
Häufigkeit der Beziehungsart zwischen Tatverdächtigen und Opfer in der Berichterstattung (nach Deliktart)

Beziehungsart Mord, Totschlag

Vergewaltigung/ 
sexueller Miss­

brauch/sexuelle 
Nötigung

Körperverletzung Gesamt 
Berichterstattung

Gesamt laut poli­
zeilicher Kriminal­

statistik

Ehe/Partnerschaft/ 
Familie 32 % 11 % 24 % 23 % 38 %

Informelle Beziehung 15 % 2 % 13 % 10 % 21 %

Formelle Beziehung 2 % 7 % 4 % 4 % 4 %

Fremde 7 % 21 % 19 % 13 % 31 %

Ungeklärt/
nicht genannt 44 % 60 % 38 % 50 % 6 %

Anzahl der Artikel 1.795 1.028 599 3.489 ­

Quelle: Eigene Darstellung. Zahlen der PKS gerundet. Anmerkung: Ausgewählte Straftaten. Es konnten mehrere Straftaten pro Zeitungsbericht 
codiert werden. Sofern im Bericht mehrere Täter oder Opfer genannt werden, wurde die Beziehung des im Bericht zuerst genannten Opfer mit 

dem zuerst genannten Täter codiert. Die Gesamtverteilung der Straftaten an weiblichen Opfern aufgeschlüsselt nach Beziehungsart wurde aus 
den Berichtsjahren 2015-2019 der poli zeilichen Kriminalstatistik gemittelt (vollendete und versuchte Delikte, Bundeskriminalamt 2016a-2020a). 

Zwischen den Jahren 2015 und 2019 schwanken die Häufigkeiten der Delikte nach Beziehungsarten in der PKS um höchstens zwei Prozent-
punkte. Abweichungen von 100 % in der Summe ergeben sich durch Rundungen.

5 Die Berichterstattung über Gewalt in Partnerschaften
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Für einen Vergleich mit der polizeilichen 

Kriminalstatistik werden die in den Medien 

genannten Beziehungen zunächst angelehnt 

an deren Kategorisierungen zusammenge-

fasst unter Ehe/Partnerschaft/Familie, infor-

melle Beziehungen (freundschaftliches oder 

bekanntschaftliches Verhältnis), formelle Be-

ziehung (in Institutionen, z. B. Lehrerin und 

Schülerin; Arzt und Patient), Fremde sowie un-

geklärtes Verhältnis. 

Vergleicht man die berichteten Straftaten 

mit der polizeilichen Kriminalstatistik fällt 

auf, dass bei allen drei Verbrechensarten vor 

allem partnerschaftliche und familiäre Ver-

hältnisse unterproportional berichtet werden 

(Tabelle 10). Dies fällt vor allem bei Mord und 

Totschlag sowie Körperverletzung ins Gewicht. 

Frauen und Mädchen werden bei Tötungs-

delikten, aber auch bei Körperverletzung meist 

Opfer von Verwandten oder Bekannten. Im Jahr 

2018 wurden 44  Prozent der Verbrechen der 

Kategorie (versuchter) Mord und Totschlag 

sowie 46 Prozent der Körperverletzungsdelik-

te gegen Frauen in ehelichen, partnerschaft-

lichen oder familiären Verhältnissen verortet, 

deutlich mehr als die 32  Prozent (Mord/Tot-

schlag) und 24 Prozent (Körperverletzung) in 

der Berichterstattung suggerieren. Ebenfalls 

stark unterrepräsentiert sind Vergewaltigun-

gen und Missbrauch in freundschaftlichen und 

bekanntschaftlichen Verhältnissen: 33 Prozent 

der Fälle werden in dieser Beziehungsform in 

der polizeilichen Kriminalstatistik 2018 ge-

listet, in der Berichterstattung ist dieses Ver-

gehen im Freundes- und Bekanntenkreis mit 

nur zwei Prozent kaum existent (Bundeskrimi-

nalamt, 2019a).

Verhältnismäßig unterrepräsentiert sind 

aber auch Straftaten, die von Fremden ausgeübt 

wurden. In der polizeilichen Kriminalstatistik 

machen Fremde bei Mord und Totschlag 34 Pro-

zent (Berichterstattung: sieben Prozent) und bei 

Vergewaltigung und Missbrauch 40 Prozent (Be-

richterstattung: 21 Prozent) der Tatverdächtigen 

aus. Geringer ist der Unterschied bei Körperver-

letzungsdelikten. Während hier in der Kriminal-

statistik 25 Prozent der Tatverdächtigen Fremde 

sind, sind es in der Berichterstattung 19 Prozent. 

In der vorliegenden Studie wurde „Fremde“ al-

lerdings nur dann als solche codiert, wenn von 

den Medien explizit erwähnt wurde, dass Opfer 

und Täter sich fremd sind. Es ist denkbar, dass 

in vielen Fällen ohne eine explizite Erwähnung 

eine fremde Beziehung trotzdem suggeriert 

bzw. von den Lesenden als solche aufgefasst 

wird. Wäre dies der Fall, wären in allen drei 

Verbrechensarten eine überproportionale Er-

wähnung von Gewalt durch Fremde gegeben, 

während Gewalt aus dem sozialen Nahfeld noch 

stärker unterproportional berichtet würde. Eine 

verzerrte mediale Darstellung im Sinne unter-

proportionaler Sichtbarkeit von Gewalttaten ge-

gen Frauen aus partnerschaftlichen, familiären 

und freundschaftlichen Beziehungen lässt sich 

somit in jedem Falle konstatieren.

Partnerschaftliche Gewalt
In diesem Abschnitt und fortfolgend wird expli-

zit auf partnerschaftliche Gewalt, also Gewalt, 

die von Partnern oder Ex-Partnern ausgeführt 

wird, eingegangen. Insgesamt macht partner-

schaftliche Gewalt in etwa ein Fünftel (22 Pro-

zent) der Berichterstattung über Gewalt gegen 

Frauen aus.

Die Berichterstattung über Gewalt in Partnerschaften
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Im Untersuchungszeitraum der vorliegen-

den Studie liegt der Anteil der weiblichen Op-

fer von Partnerschaftsgewalt laut polizeilicher 

Krimi nalstatistik an allen (unter den relevanten 

Delikten) erfassten (weiblichen) Opfern zwi-

schen 34 Prozent und 36 Prozent. Dieser Anteil 

wird in keinem Berichterstattungsjahr erreicht. 

Am höchsten liegt er im Jahr 2015 mit 23 Prozent 

der berichteten Fälle von Gewalt gegen Frauen, 

am niedrigsten in der ersten Jahreshälfte 2019 

mit nur 15 Prozent. Im Verhältnis zu ihrem tat-

sächlichen Vorkommen wird partnerschaftliche 

Gewalt also deutlich unterproportional berich-

tet aus. Besonders selten wird sie in überregio-

nalen Medien beleuchtet, häufiger findet sie 

Platz in der Berichterstattung von Regionalzei-

tungen und Boulevardzeitungen, wobei auch 

hier der reale Anteil von partnerschaftlicher 

Gewalt an allen berichteten Delikten nicht er-

reicht wird (Abbildung  5). Betrachtet man die 

Berichterstattung über die 30 prominentesten 

Fälle der Stichprobe – von denen erwartet wer-

den kann, dass sie den Leser*innen besonders 

im Gedächtnis bleiben – zeigt sich, dass diese 

vor allem Gewalt durch Fremde thematisieren 

(84 Prozent der Fälle), während partnerschaft-

liche Gewalt viel seltener vorkommt (16 Prozent 

der Fälle). Anders gesprochen: Gewalt an Frauen 

durch Fremde hat einen höheren Nachrichten-

wert als partnerschaftliche Gewalt. 

Um im nächsten Schritt zu überprüfen, ob 

mediale Darstellungen von partnerschaftlicher 

Gewalt von der Darstellung solcher Gewalt, die 

nicht in partnerschaftlichen Beziehungen statt-

Abbildung 5

Anteil partnerschaftlicher Gewalt an allen Delikten

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: Die Gesamtverteilung der weiblichen Opfer partnerschaftlicher Gewalt an 
allen Delikten wurde aus den Berichtsjahren 2015-2019 der polizeilichen Kriminalstatistik gemittelt (vollendete und 

versuchte Delikte, Bundeskriminalamt 2016b-2020b). Zwischen den Jahren 2015 und 2019 schwanken die Häufigkei-
ten der weiblichen Opfer partnerschaftlicher Gewalt an allen Delikten in der PKS um höchstens zwei Prozentpunkte. 
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findet, abweichen, werden ausgewählte Befun-

de mit Darstellungen von Gewalt kontrastiert, 

in denen keine Beziehung erwähnt bzw. expli-

zit darauf aufmerksam gemacht wird, dass sich 

Tatverdächtige und Opfer fremd sind.7 

5.2 Dargestellte Delikte, strukturelle Ein­
ordnung und geforderte Maßnahmen

Betrachtet man nur die Fälle partnerschaft licher 

Gewalt, so ist die am häufigsten genannte Ver-

brechensform (versuchter) Mord oder Totschlag 

(Tabelle 11). Dieses Delikt wird in drei von vier 

Artikeln thematisiert die über partnerschaft-

liche Gewalt berichten. Realweltlich handelt es 

sich hier jedoch um eine verhältnismäßig sel-

ten vorkommende Deliktart. In den 114.903 Fäl-

len, in denen weibliche Opfer partnerschaft-

licher Gewalt im Jahr 2018 in der polizei-

lichen Kriminalitätsstatistik gelistet wurden, 

werden 301  Fälle unter Mord und Totschlag, 

bzw. Körper verletzung mit Todesfolge gelistet 

(Bundeskrimi nalamt, 2019b). Das macht weit 

unter ein Prozent der Fälle aus. Körperverlet-

zung spielt in partnerschaftlichen Delikten sta-

tistisch gesehen mit Abstand die größte Rolle 

(Tabelle 11). In den Medien spielt sie jedoch nur 

in jedem vierten Bericht eine Rolle. Auch Bedro-

hung und Nöti gung wird stark unterproportional 

berichtet. Während sie 25 Prozent der angezeig-

ten Fälle in der polizeilichen Kriminalstatistik 

ausmacht, werden sie nur in sieben Prozent der 

berichteten Fälle erwähnt. Adäquater erscheint 

die Berichterstattung in Bezug auf Vergewalti-

gung – diese kommt in partnerschaftlicher Ge-

walt real weltlich (zumindest in der Hellziffer-

statistik) eher selten vor und werden auch in 

der Berichterstattung selten erwähnt. 

Tabelle 11
Berichtete Delikte partnerschaftlicher Gewalt nach Zeitungstyp

Delikte Überregionale 
Zeitungen

Regional­
zeitungen

Boulevard­
zeitungen Gesamt

Gesamt laut poli­
zeilicher Kriminal­

statistik

Mord, Totschlag 81 % 69 % 79 % 75 % <1 %

Körperverletzung 18 % 27 % 22 % 23 % 73 %

Bedrohung, Stalking, 
Nötigung 6 % 10 % 6 % 7 % 25 %

Vergewaltigung 5 % 6 % 2 % 4 % 3 %

Anzahl der Artikel 201 328 247 776 ­

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: Es konnten mehrere Delikte codiert werden, daher können die Spalten prozente mehr als 100 Prozent 
ergeben. Die Gesamtverteilung der Straftaten an weiblichen Opfern in partnerschaft licher Gewalt wurde aus den Berichtsjahren 2015-2019 der 

polizeilichen Kriminalstatistik gemittelt (vollendete und versuchte Delikte, Bundeskriminalamt 2016b-2020b). Zwischen den Jahren 2015 und 
2019 schwanken die Häufigkeiten der Delikte nach Beziehungs arten in der PKS um höchstens zwei Prozentpunkte. 

Abweichungen von 100 % in der Summe ergeben sich durch Rundungen. 

7 Um die Straftaten vergleichbar zu halten wurden für diese vergleichende Analyse Fälle ausgeschlossen, in denen Tat-
verdächtige oder (erstgenannte) Opfer noch Kinder (also unter zwölf Jahren) waren.
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Betrachtet man die Berichterstattung in Ab-

hängigkeit zu den verschiedenen Zeitungs typen 

fällt auf, dass Regionalzeitungen tendenziell 

etwas seltener über Mord und Totschlag und 

dafür etwas häufiger über Körperverletzungs-

delikte und Bedrohung, Stalking und Nöti gung 

berichten als Boulevardzeitungen und über-

regionale Zeitungen (Tabelle  11). Bei der Be-

richterstattung über partnerschaftliche Gewalt 

weisen Regionalmedien also die geringsten 

Verzerrungen in Bezug auf bestimmte Delikte 

auf – trotzdem kann auch hier noch von einer 

starken Verzerrung zu Gunsten von besonders 

gewalttätigen Delikten gesprochen werden. An-

ders gesagt: Partnerschaftliche Gewalt spielt 

in den Medien hauptsächlich dann eine Rolle, 

wenn sie mit dem Tod des Opfers endet.

Strukturelle Einordnung, sprachliche Rah­
mung und geforderte Maßnahmen
Wie in Kapitel 4.1 mit Blick auf die mediale Dar-

stellung von Gewalt gegen Frauen insgesamt, 

soll im Folgenden mit speziellem Blick auf 

partnerschaftliche Gewalt gegen Frauen unter-

sucht werden, inwiefern solche Gewalttaten 

thematisch gerahmt und als größeres, struk-

turell übergreifendes Problem dargestellt oder 

als Einzelfälle präsentiert werden. Es lässt sich 

feststellen: Gewalt in Beziehungen wird in den 

Medien so gut wie nicht thematisch gerahmt. 

In über 80 Prozent der Berichte wird partner-

schaftliche Gewalt als reiner Einzelfall präsen-

tiert, eine ausschließlich thematische Bericht-

erstattung, die über strukturelle Gründe und 

das Ausmaß des Problems aufklärt, findet sich 

hingegen nur in drei Prozent der Artikel (Tabel-

le 12). Werden über den Einzelfall hinaus Bezü-

ge zu anderen Gewalttaten gemacht, so sind 

fast ausschließlich Gewalttaten des gleichen 

Täters genannt. Unterschieden nach Zeitungs-

typen findet thematische Berichterstattung 

über partnerschaftliche Gewalt tendenziell eher 

in überregionalen Zeitungen als in Boulevard- 

oder Regionalzeitungen statt – aber auch hier 

sind solche Berichte eher selten. Vergleicht man 

die mediale Präsentation partnerschaft licher 

Gewalt mit der Präsentation der von Fremden 

begangenen Gewalttaten gegen Frauen, wird 

Tabelle 12
Thematische Berichterstattung und Präsentation als Einzelfall nach Beziehungsart

Darstellung Partnerschaftliche Gewalt Fremde/
nicht genannte Beziehungsart

Reine Einzelfalldarstellung 82 % 61 %

Mischform 15 % 25 %

Rein thematische Bericht­
erstattung 3 % 14 %

Anzahl der Artikel 709 1.621

Quelle: Eigene Darstellung. Betrachtet wurden nur Artikel, bei welchen klar über partnerschaftliche Gewalt bzw. klar 
über durch Fremde/nicht in Beziehung zum Opfer stehende Personen ausgeübte Gewalt berichtet wurde.     
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deutlich, dass über letztere häufiger thema-

tisch berichtet wird. Dieser Befund deckt sich 

mit anderen Studien zur medialen Darstellung 

von partnerschaftlicher Gewalt (Bullock & Cu-

bert, 2002; Carlyle et al., 2014; Gillespie et al., 

2013; Lindsay-Brisbin et al., 2014). 

Hinsichtlich in der Berichterstattung ge-

forderter Maßnahmen zeigt sich, dass im Kon-

text der Berichterstattung partnerschaftlicher 

Gewalt deutlich weniger Maßnahmen auf al-

len Ebenen gefordert werden als bei Gewalt-

taten durch Fremde bzw. nicht genannte Be-

ziehungen (Tabelle 13). Dies fällt vor allem bei 

politischen Maßnahmen ins Gewicht. Wenn 

überhaupt Maßnahmen im Kontext partner-

schaftlicher Gewalt angesprochen werden, 

geschieht das in überregionalen Zeitungen.  

Es ist denkbar, dass die Forderung von Maß-

nahmen im Kontext von Gewalt durch Fremde 

näher liegen, da sie hauptsächlich die Sicher-

heit im öffentlichen Raum betreffen, während 

Schutzmaßnehmen im Kontext intimer Bezie-

hungen komplexer erscheinen und sich auch 

auf den privaten Raum ausdehnen. Die selte-

nen gestellten Forderungen im Bereich partner-

schaftlicher Gewalt können auch als Anzeichen 

dafür gesehen werden, dass (medial) vor allem 

Gewalt durch Fremde als ein Problem gedeutet 

wird, dem mit politischen Maßnahmen begeg-

net werden muss, während partnerschaftliche 

Gewalt (noch) als Privatsache angesehen wird. 

Dies ist, in Rückbezug auf die Darstellungen in 

Kapitel 2.4 bemerkenswert, da partnerschaft-

liche Gewalt immer noch die gefährlichste aller 

Gewaltformen für Frauen in Deutschland ist.

5.3 Darstellung von Opfern 
 und Tatverdächtigen

Für die Analyse der Darstellung der Opfer part-

nerschaftlicher Gewalt werden wieder einzelne 

Personen (anstatt einzelne Artikel) betrachtet 

(wie in Kapitel 4.3). In den meisten Fällen part-

nerschaftlicher Gewalt wird ein Opfer genannt 

(89 Prozent), in den weiteren Fällen zwei (acht 

Prozent), drei (zwei Prozent) und vier (ein Pro-

zent) Opfer. Betrachtet man die Fälle, in denen 

mehr als ein Opfer genannt wurde, so sind die 

Tabelle 13
Geforderte Maßnahmen bei Berichterstattung zu partnerschaftlicher Gewalt

Maßnahmen Partnerschaftliche Gewalt Fremde/
nicht genannte Beziehungsart

Politische Maßnahmen 6 % 12 %

Gesamtgesellschaftliche/
unklare Adressierung 3 % 6 %

Persönliche Maßnahmen 1 % 4 %

Anzahl der Artikel 775 1.478

Quelle: Eigene Darstellung. Betrachtet wurden nur Artikel, bei welchen klar über partnerschaftlicher Gewalt 
bzw. klar über durch Fremde/nicht in Beziehung zum Opfer stehende Personen ausgeübte Gewalt berichtet wurde. 

Anmerkung: Es konnten mehrere Maßnahmen pro Artikel codiert werden.    
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zusätzlichen aufgeführten Opfer häufig Kinder 

und Jugendliche (60 Prozent der Fälle) und ste-

hen zur Tatperson meist in einem verwandt-

schaftlichen Verhältnis (83 Prozent). Es ist also 

davon auszugehen, dass in solchen Fällen Ge-

walt in der Familie thematisiert wird.8  

Die größte Altersgruppe der im partner-

schaftlichen oder ex-partnerschaftlichem Ver-

hältnis genannten Opfer beträgt 30-39 Jahre, 

gefolgt von jenen der Altersgruppe 40-49 Jahre 

und 20-25 Jahre. Dies entspricht den Verhält-

nissen der polizeilichen Kriminalstatistik 2018 

(Bundeskriminalamt, 2019b). Im Gegensatz zur 

medialen Darstellung von Gewalt gegen Frauen 

insgesamt (siehe Kapitel 4.1), sind ältere Opfer 

bei partnerschaft licher Gewalt also nicht unter-

repräsentiert. 

Anders sieht dies hinsichtlich der Reprä-

sentation von Opfern nichtdeutscher Nationa-

lität aus: In etwa neun Prozent der Fälle wird 

eine nichtdeutsche Nationalität des Opfers 

angegeben, in der polizeilichen Kriminalsta-

tistik machen nichtdeutsche Opfer allerdings 

rund 30 Prozent der Fälle aus. Nichtdeutsche 

Opfer partnerschaftlicher Gewalt sind im Ver-

hältnis zu deutschen Opfern also deutlich 

unter repräsentiert. Die rumänische und sy-

rische Staatsbürgerschaft wird hierbei am 

häufigsten erwähnt, danach lassen sich keine 

mehrheitlichen Nennungen ausmachen. In der 

polizeilichen Kriminalstatistik sind hingegen 

hauptsächlich türkische und polnische Opfer 

partnerschaftlicher Gewalt (bei Opfern nicht-

deutscher Staatsangehörigkeit) ausgewiesen, 

syrische und rumänische Opfer folgen danach. 

Eine Religionszugehörigkeit wird in drei Pro-

zent der Fälle, ein Aufenthaltsstatus lediglich 

in einem Prozent der Artikel erwähnt. Auch gibt 

es so gut wie keine Erwähnungen von geisti-

gen oder körperlichen Beeinträchtigungen oder 

Pflegebedürftigkeit (zusammen neun Opfer). 

Allerdings machen diese Attribute in der poli-

zeilichen Kriminalstatistik insgesamt ebenfalls 

nur ein Prozent aller Opfer aus (auch wenn da-

von ausgegangen werden kann, dass es sich 

hier um besonders vulnerable Opfer handelt, 

deren Anteil realweltlich vermutlich höher ist). 

Auch gibt es kaum Hinweise auf Opfer unter 

Alkohol (zwei Prozent) oder Drogen einfluss 

(ein Prozent) zur Tatzeit, auch dies entspricht 

in etwa der polizeilichen Krimi nalstatistik. Bei 

allen diesen Angaben über Opfer partnerschaft-

liche Gewalt ergeben sich keine nennenswerten 

Unterschiede, wenn man sie mit der medialen 

Präsentation von Opfern durch fremde Gewalt-

tätige vergleicht. Im Kontext partnerschaft-

licher Gewalt werden medial also keine beson-

deren Opfermerkmale oder vulnerable Gruppen 

gegenüber der Darstellung von Gewalt gegen 

Frauen insgesamt präsentiert. Insgesamt er-

scheint die Darstellung der Opfer – zumindest 

nach den hier beachteten Merkmalen – im Kon-

text partnerschaftlicher Gewalt also weitest-

gehend angemessen, mit Ausnahme der Tat-

sache, dass Opfer nichtdeutscher Nationalität 

unterrepräsentiert erscheinen. Diese Tatsache 

8 Das in den Medien thematisierte Verbrechen wurde in Zusammenhang mit dem ersten im Bericht erwähnten Opfer 
codiert. Daher kann an dieser Stelle keine Aussage darüber getroffen werden, welchen Delikten die zusätzlichen ge-
nannten Personen zum Opfer gefallen sind und ob die mediale Repräsentation von partnerschaftlicher Gewalt gege-
benenfalls besonders dann hervorgehoben wird, wenn Kinder oder Familienangehörige betroffen sind.
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wird allerdings nur an der expliziten Herkunfts-

nennung der Opfer abgelesen. Es ist durchaus 

möglich, dass sie in der Berichterstattung er-

scheinen und nicht als Opfer nichtdeutscher 

Nationalitäten beschrieben werden. 

Dargestellte Tatverdächtige 
In über 95 Prozent der Fälle partnerschaftlicher 

Gewalt wird in den Medien nur ein Täter be-

richtet, in 99 Prozent der Fälle ist dieser Täter 

männlich. Am häufigsten werden Tatverdächti-

ge im Alter von 30 bis unter 40 Jahren abgebil-

det, gefolgt von den 40 bis unter 50-jährigen. 

Diese Verteilung entspricht den Verhältnissen 

der polizeilichen Kriminalstatistik, sodass hier 

keine Verzerrung konstatiert werden kann. 

In 24 Prozent der berichteten Fälle wurde 

eine nichtdeutsche Nationalität von Tätern part-

nerschaftlicher Gewalt in den Medien erwähnt. 

Dieser Wert liegt unter dem tatsäch lichen Anteil 

von 35,6 Prozent der polizeilichen Kriminalsta-

tistik (Bundeskriminalamt, 2019b). Die Anzahl 

der nichtdeutschen Nationalitätsnennungen 

schwankt aller dings über die Jahre: Waren es 

im Jahr 2015 nur elf Prozent Nennungen, so 

lag die Nennung im Jahr 2017 bei 37 Prozent, 

2018 und 2019 wiederrum deutlich darunter. 

Im Vergleich mit der Nationalitätsnennung bei 

Gewalttaten durch Fremde gibt es keine bemer-

kenswerten Unterschiede, die nichtdeutsche 

Nationalität wird also unabhängig von der Be-

ziehungsart zwischen Täter und Opfer genannt. 

Bei den genannten Fällen machte die türkische 

Nationalität den größten Anteil aus, was der 

Kriminalstatistik entspricht. Eine Religionszu-

gehörigkeit des Täters wurde unabhängig von 

der Nationalität nur selten erwähnt (weniger 

als ein Prozent der Fälle, 31 Fälle), wenn sie 

erwähnt wurde, war es mehrheitlich der Islam 

(weniger als ein Prozent der Fälle, 24 Fälle). 

Hinweise auf körperliche oder geistige 

Beeinträchtigung der Täter gibt es kaum (bei-

de in weniger als ein Prozent der Fälle), eine 

psychische Erkrankung wird in acht Prozent 

der Fälle erwähnt, bei sieben Prozent gibt es 

Hinweise auf Alkoholeinfluss, in vier Prozent 

der Fälle Hinweise auf Drogeneinfluss zur Tat-

zeit. Dies liegt deutlich unter den Daten der 

polizeilichen Kriminalitätsstatistik, die im Jahr 

2019 für rund 23 Prozent der Tatverdächtigen 

in Delikten partnerschaftlicher Gewalt Alkohol-

einfluss aufführt. In der medialen Erwähnung 

all dieser Attribute ergeben sich jedoch keine 

nennenswerten Unterschiede, wenn man sie 

mit Taten durch Fremde vergleicht. 

In etwa zehn Prozent der Fälle wird erwähnt, 

dass der/die Tatverdächtige bereits früher an 

Verbrechen beteiligt bzw. polizeilich in Erschei-

nung getreten war. Dieser Wert liegt unter dem 

der polizeilichen Kriminalstatistik (55  Prozent 

der Tatverdächtigen insgesamt und 59 Prozent 

der männlichen Tatverdächtigen 2018 waren 

bereits in Erscheinung getreten). Allerdings 

kann eine solche mediale Erwähnung früherer 

Gewalttätigkeit als zweischneidiges Schwert 

betrachtet werden. Zwar ist es möglich, dass 

hierdurch strukturelle Problematiken von part-

nerschaftlicher Gewalt sichtbarer werden, weil 

deutlich wird, dass nicht früher eingegriffen 

und geholfen wurde (z. B. durch die Polizei). 

Allerdings kann eine solche Erwähnung insbe-

sondere im Kontext partnerschaftlicher Gewalt 

auch die Gefahr erhöhen, dass das Opfer verant-

wortlich gemacht wird („Victim Blaming“), da 

Die Berichterstattung über Gewalt in Partnerschaften
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suggeriert wird, das Opfer hätte den Täter früher 

verlassen müssen (Anastasio & Costa, 2004).  

Für partnerschaftliche Gewalt werden ins-

gesamt nicht häufiger Motive präsentiert als für 

Gewalt durch Fremde. Unterschiede ergeben 

sich jedoch mit Blick auf den Fokus der media len 

Berichterstattung: In 50 Prozent der Fälle der Be-

richterstattung partnerschaftlicher Gewalt wird 

der Fokus (eher) auf den Tatverdächtigen gelegt, 

wohingegen das Opfer nur in acht Prozent der 

Fälle im Fokus stand. Bei Gewalttaten durch 

Fremden wird der Fokus tendenziell etwas sel-

tener auf den/die Tatverdächtigen (45 Prozent), 

vor allem aber häufiger (eher) auf das Opfer ge-

legt (20 Prozent). Mit Wissen um die Wirkung 

personalisierender Darstellungen lässt sich 

vermuten, dass somit beim Publikum eher für 

die Opfer von Taten durch Fremde Empathie ge-

weckt wird als für Opfer von partnerschaftlicher 

Gewalt (Anastasio & Costa, 2004). 

5.4 Zwischenfazit zur medialen Darstel­
lung partnerschaftlicher Gewalt

Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass 

Gewalt aus dem sozialen Nahfeld allgemein 

(also in partnerschaftlichen, familiären und 

bekanntschaftlichen Verhältnissen) in der me-

dialen Berichterstattung unterrepräsentiert ist. 

Demgegenüber ist Gewaltausübung von Frem-

den (bzw. durch die Berichterstattung vermut-

lich suggerierten Fremdheit, wenn keine Be-

ziehung zwischen Tatverdächtigem und Opfer 

genannt wird) überrepräsentiert. Gewalt gegen 

Frauen in partnerschaftlichen Beziehungen wird 

vor allem von Boulevardmedien und Regional-

medien aufgegriffen: hier scheint sie einen hö-

heren Nachrichtenwert zu genießen als in den 

überregionalen Medien. Trotzdem erreicht der 

Anteil der Berichterstattung über partnerschaft-

liche Gewalt an der Gesamt berichterstattung 

über Gewalt gegen Frauen auch in Boulevard- 

und Regionalmedien in keinem Berichtsjahr 

den realweltlichen Anteil.  Ähnlich wie in Kapi-

tel 4 zeigt sich auch hier, dass partnerschaftli-

che Gewalt ein besonders drastisches Ausmaß 

annehmen muss, um in die Berichterstattung zu 

gelangen. Besonders auffällig ist, dass es vor 

allem bei partnerschaftliche Gewalt bei einer 

medialen Einzelfalldarstellung verbleibt. The-

matische Berichterstattung zu diesem Thema 

gibt es selten. Auch politische Maßnahmen zur 

Bekämpfung von partnerschaftlicher Gewalt 

werden in den Medien kaum gefordert. An-

scheinend wird partnerschaftliche Gewalt bei 

Journalist*innen immer noch vornehmlich als 

privates Thema aufgefasst. Dies ist, in Rück-

bezug auf die Darstellungen in Kapitel 2.4, be-

merkenswert da ein intimer (Ex-)Partner statis-

tisch gesehen immer noch die größte Gefahr 

für Frauen in Deutschland darstellt. Hier kön-

nen Journalist*innen mehr tun, um strukturelle 

Problematiken von partnerschaftlicher Gewalt 

aufzudecken. Dazu gehört auch, mehr Fokus auf 

die Opfer zu lenken und aufzuzeigen, welche ty-

pischen Beziehungsmuster partnerschaftlicher 

Gewalt zu einer lebensgefährlichen Situation 

auswachsen können. Tötungsabsichten in Part-

nerschaften entstehen nicht spontan, sondern 

langfristig aus der Angst, Kontrolle über die Be-

ziehung und die Partnerin zu verlieren (Monck-

ton Smith, 2019). Solch kontrollierendes Ver-

halten zeigt sich oft deutlich früher als in einem 

lebensgefährlichen Gewaltakt. Medien können 

hier wichtige Aufklärungsarbeit über (wenig in-

formative) Einzelfalldarstellung hinaus leisten.
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Im dritten Teil der Ergebnisdarstellung wird ein 

Fokus auf die Berichterstattung über nichtdeut-

sche Tatverdächtige gelegt. Hier wird gezeigt, 

was die Berichterstattung über nichtdeutsche 

Tatverdächtige charakterisiert und wie sich die 

Darstellung von Gewalt gegen Frauen in solchen 

Fällen von derjenigen über deutsche Tatverdäch-

tige unterscheidet. Dafür wird die Berichterstat-

tung kontrastiert, nach denjenigen Tatverdäch-

tigen bei denen eine nichtdeutsche Herkunft 

explizit genannt (z. B. über die Nennung einer 

anderen Nationalität, über die Nennung einer 

Kontinentalherkunft), suggeriert oder über ei-

nen Asylstatus angezeigt wird und nach denje-

nigen Tatverdächtigen, die explizit als Deutsch 

bezeichnet werden bzw. bei denen keine Her-

kunftsnennung stattfindet. In der Gesamtschau 

wird gezeigt, wie häufig Herkunftsnennung in 

der medialen Berichterstattung über Gewalt ge-

gen Frauen stattfindet, ob und in welchem Maße 

die Taten als strukturell und übergreifendes Pro-

blem präsentiert werden, wenn der Tatverdäch-

tige nichtdeutscher Herkunft ist und was Tatver-

dächtige nichtdeutscher Herkunft in der media-

len Darstellung charakterisiert. Wann immer es 

möglich ist, wird hier ein Vergleich zur polizei-

lichen Kriminalstatistik gezogen. Ein direkter 

Vergleich ist an dieser Stelle allerdings nur be-

dingt möglich und sinnvoll: In der polizeilichen 

Kriminalstatistik wird zwischen deutschen und 

nichtdeutschen Tatverdächtigen auf Basis der 

Staatsangehörigkeit differenziert, dabei wird 

ein eventueller Migrationshintergrund nicht 

berücksichtigt. Unklar ist jedoch, wie deutlich 

die Medien in ihrer Berichterstattung zwischen 

Migrationshintergrund und Staatsangehörig-

keit differenzieren. Es ist denkbar, dass Medien 

eine nichtdeutsche Herkunft suggerieren (z. B. 

über den Verweis auf eine Landes-, bzw. Konti-

nentalherkunft, eine Ethnie oder die Herkunft ei-

nes Elternteils des Tatverdächtigen), obwohl der 

Tatverdächtige einen deutschen Pass besitzt. 

Auch ist denkbar, dass Medien implizit die Her-

kunft eines Tatverdächtigen suggerieren (z. B. 

über die Nennung eines ausländisch klingenden 

Namens, Nennung einer Hautfarbe), die in der 

vorliegenden Untersuchung nicht erfasst wurde. 

Zudem nennen Medien nicht zwangsläufig eine 

nichtdeutsche Herkunft eines Tatverdächtigen 

(mehr dazu im weiteren Verlauf dieses Kapitels). 

Häufig wird die Herkunft eines Tatverdächtigen 

gar nicht angesprochen, in den seltensten Fäl-

len wird eine explizit deutsche Herkunft ausge-

wiesen (siehe Kapitel 6.1). Inwiefern ein Tatver-

dächtiger dann vom Publikum als nichtdeutsch 

eingestuft wird, ist unklar. Zu vermuten ist, dass 

sich über die Herkunft eines Tatverdächtigen kei-

ne Gedanken gemacht wird oder vermutet wird, 

dass ohne eine explizite Herkunftsnennung die 

tatverdächtige Person deutsch ist (auch wenn 

es dies noch in experimentellen Untersuchungs-

anlagen zu testen gilt). Daher wird im Vergleich 

eine nichtdeutsche Herkunftsnennung als be-

wusstes Abgrenzungskriterium verstanden, mit 

dem der Tatverdächtige in der medialen Bericht-

erstattung von der Mehrheitsgesellschaft abge-

grenzt wird.   

Eine verstärkte Hervorhebung von migran-

tischen9 (bzw. ethnisch fremden) Tätern im 

Kontext von Kriminalität bzw. eine andere Dar-

9 Von migrantischen Tätern/Tatverdächtigen ist im folgenden Abschnitt die Rede, wenn auf Studien Bezug genommen 
wird, die nicht im deutschen Raum durchgeführt wurden. Von nichtdeutschen Tätern/Tatverdächtigen ist die Rede, 
wenn die Ergebnisse sich explizit auf Deutschland beziehen. 

Die Berichterstattung über Tatverdächtige nichtdeutscher Herkunft
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stellung und Einordnung von Taten, je nach-

dem ob der Tatverdächtige der Mehrheitsge-

sellschaft angehört oder nicht, kann als ein 

Abgrenzungsprozess verstanden werden: Eine 

klare Teilung in „Wir“ und „die anderen“. Em-

pirische Studien zeigen, dass Medienbericht-

erstattung über migrantische Täter*innen oft 

(stark) verzerrt ist. Insgesamt kommen migran-

tische Personen bisheriger Forschung zufolge 

in der Berichterstattung deutlich unterpro-

portional zu ihrer rea len Existenz vor  – aber 

wenn über sie berichtet wird, dann in negativer 

Weise: Von Migrant*innen ausgehende Krimi-

nalität wird überproportional häufig themati-

siert (Eberl et al., 2018). Vor allem männliche 

Migranten sind in den Medien im Zusammen-

hang mit Krimi nalität deutlich überrepräsen-

tiert (Lind & Meltzer, 2020). Oft wird im Kon-

text von Gewalt gegen Frauen einerseits ein 

geschlechtergerechtes, friedliches Bild der 

Mehrheitsgesellschaft gezeichnet, während 

„die anderen“ (meistens Nicht-Europäer) durch 

gewalttätige und patriarchalische Verhaltens-

weisen gekennzeichnet werden (Karlsson 

et al., 2020).  Diese mediale Darstellung ist 

problematisch, weil sie suggeriert Gewalt ge-

gen Frauen sei ein Problem der vermeintlich 

anderen, ein Pro blem, das von außen nach 

Deutschland getragen wurde – und das sich 

folglich auch durch eine verschärfte Asylpolitik 

„abschieben“ lässt. Zu dieser Form der unter-

schiedlichen Darstellungen von deutschen und 

nichtdeutschen Tatverdächtigen gehört, dass 

vor allem bei deutschen Tatverdächtigen der 

Personenschutz gewährt bleibt und dass ihre 

Beweggründe und Motive für die Tat hinterfragt 

werden, während dies für nichtdeutsche Tat-

verdächtige nicht geschieht. Letztere werden 

in der medialen Berichterstattung mit wenigen 

individuellen Merkmalen versehen und eher 

als kollektive Gruppe dargestellt (Jäger, 2000). 

Wie bereits erwähnt kann die Silvesternacht 

2015/16, in der es in Köln und anderen deut-

schen Städten zu sexuel len Übergriffen kam, 

an denen mehrheitlich nichtdeutsche Tatver-

dächtige beteiligt waren, als Schlüsselereig-

nis betrachtet werden. Dies ist für den Unter-

suchungsgegenstand der vorliegenden Studie 

von besonderem Belang, da in diesem Kontext 

hauptsächlich Frauen Opfer wurden. Nicht 

selten steigt nach einem Schlüssel ereignis 

an dem (scheinbar) überproportional migran-

tische Tatverdächtige beteiligt sind auch die 

stereotype Berichterstattung an (Ruigrok & van 

Atteveldt, 2007). 

Nach den Ereignissen der Silvesternacht in 

Köln wurde die mediale Debatte um Gewalt ge-

gen Frauen vor allem im Kontext von kriminellen 

(männlichen) Asylbewerbern diskutiert (Dürr 

et al., 2016). Journalist*innen sahen sich dabei 

häufig vor der Herausforderung, abzuwägen, in 

welchem Kontext eine Herkunftsnennung von 

Tätern angemessen ist. Im Jahr 2016 sah der 

Pressekodex noch vor, eine Zugehörigkeit zu 

ethnischen, religiösen oder anderen Minder-

heiten nur dann zu erwähnen, wenn „ein be-

gründeter Sachbezug“ besteht (Richtlinie 12.1), 

wenn die Zugehörigeit also in direktem Zusam-

menhang mit der Tat steht (so kann die Nen-

nung der Religion eines Täters beispielsweise 

notwendig sein, um dem Publikum deutlich 

zu machen, ob ein Angriff auf eine Synagoge 
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rechtsextremistisch oder islamistisch motiviert 

ist). Im Nachgeschehen der Kölner Silvester-

nacht wurde eine solche Herkunftsnennung ins-

besondere in den sozialen Netzwerken jedoch 

zunehmend gefordert. Wurde die Herkunft von 

Tätern nicht genannt, sahen sich Medienschaf-

fende dem Vorwurf ausgesetzt, dass Nichtdeut-

sche (und insbesondere Geflüchtete) von den 

Medien geschützt würden (Dürr et al., 2016). 

„Lügenpresse“- Vorwürfe wurden laut und Jour-

nalist*innen gerieten stark unter Druck. Einige 

Zeitungen reagierten mit der Erklärung, ab jetzt 

die Herkunft von Tatverdächtigen immer zu nen-

nen – auch wenn es sich um Deutsche handelt 

(z. B. die Sächsische Zeitung). Auch der deut-

sche Presserat reagierte auf diese Entwicklun-

gen mit einer Neuformulierung der Richtlinie 12. 

In der neuen Fassung vom 22.03.2017 wird eine 

solche Herkunftsnennung dann vorgesehen, 

wenn „begründetes öffentliches Interesse“ be-

steht. Dies stellt eine Liberalisierung im Um-

gang mit Herkunftsnennungen von Tatverdäch-

tigen dar, gibt Redaktionen aber auch keine 

Entscheidungshilfe für die Herkunftsnennung 

mehr an die Hand, da „öffentliche Interesse“ 

nicht definiert und für mediale Berichterstat-

tung im Grunde immer von Belang ist. Studien 

zeigen, dass die Änderung im Pressekodex zu 

einem (z. T. starken) Anstieg von Herkunftsnen-

nungen in den Medien geführt hat: Während sie 

Anfang 2015 kaum eine Rolle gespielt haben, 

sind Herkunftsnennungen seit der Silvester-

nacht 2015/2016 beständig angestiegen. Eine 

Studie zur Kriminalitätsberichterstattung zeigt 

weiterhin, dass 2019 fast jeder zweite Zeitungs-

beitrag und jeder dritte Fernsehbeitrag die Her-

kunft von Tatverdächtigen krimineller Handlun-

gen erwähnt (Hestermann, 2019). 

6.1 Häufigkeit der Herkunftsnennung

Ähnliche Befunde zeigen sich in der vorlie-

genden Studie im Kontext von Gewalt gegen 

Frauen (Abbildung 6). 

Zu Beginn des Untersuchungszeitraums 

wird die Herkunft von Tatverdächtigen in der Be-

richterstattung über Gewalt gegen Frauen kaum 

thematisiert und liegt bis zum Ende des Jahres 

2015 bei unter 25 Prozent. Ein erster deutlicher 

Anstieg von explizit genannter, oder (über die 

Thematisierung eines Asylstatus, Kontinental-

herkunft oder Bezeichnung als Flüchtling) sug-

gerierter nichtdeutscher Herkunft geschieht im 

Januar 2016. Danach ergeben sich im Jahr 2016 

Schwankungen, doch bereits vor der Änderung 

der Richtlinie 12 durch den Presserat ist ein er-

neuter Anstieg in der Herkunftsnennung zu ver-

zeichnen, der danach auch nicht mehr absinkt. 

Zwar werden vermehrt Tatverdächtige auch als 

explizit deutsch bezeichnet, doch vor allem 

die nichtdeutschen Nennungen (bzw. Sugges-

tion) steigen stark an. Mitte 2019 benennt je-

der zweite Medienbeitrag über Gewalt gegen 

Frauen einen nichtdeutschen Tatverdächtigen. 

Die Herkunftsnennung nichtdeutscher Tatver-

dächtiger unterliegt allerdings Schwankungen. 

Im Jahresdurchschnitt zeigt sich, ein nicht-

deutscher Tatverdächtiger wurde 2015 in zehn 

Prozent der Artikel erwähnt, 2017 und 2018 in 

26 Prozent der Artikel, in der ersten Jahreshälf-

te 2019 in 23 Prozent der Artikel über Gewalt 

gegen Frauen. 

Die Berichterstattung über Tatverdächtige nichtdeutscher Herkunft
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Ein direkter Vergleich mit der polizeilichen 

Kriminalstatistik ist an dieser Stelle nicht mög-

lich, da weibliche Opfer in Verbindung mit De-

likten, nicht aber in Verbindung mit Tatverdäch-

tigen ausgewiesen werden. 

Bei Deliktarten, in denen Frauen überpro-

portional betroffen sind, kann ein nährungs-

weiser Vergleich gezogen werden: Nichtdeut-

sche machen in partnerschaftlicher Gewalt 

35  Prozent der Tatverdächtigen aus (Bundes-

kriminalamt, 2019b), in der Berichterstattung 

sieht es ähnlich aus (34 Prozent nichtdeutsche 

genannte oder suggerierte Tatverdächtige im 

Kontext partnerschaftlicher Gewalt). Bei sexu-

eller Gewalt (einschließlich Vergewaltigung, 

sexuelle Nöti gung und sexueller Übergriff mit 

Todesfolge) finden sich in der polizeilichen 

Kriminalstatistik 38,5  Prozent nichtdeutsche 

Tatverdächtige (Bundeskriminalamt, 2019a), 

in der Berichterstattung erscheint dies ähn-

lich (38 Prozent nichtdeutsche genannte oder 

suggerierte Tatverdächtige). Die Nennung 

nichtdeutscher Tatverdächtiger bei Straftaten 

gegen die sexuel le Selbstbestimmung sowie in 

partnerschaftlicher Gewalt hat in der medialen 

Berichterstattung stetig zugenommen (in bei-

Abbildung 6

Herkunftsnennung von Tatverdächtigen im Zeitverlauf

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: Prozentuierte Darstellung, auf Monatsbasis. Die auf 100 Prozent fehlenden Prozente 
entstammen der Kategorie „Keine Nationalität genannt“. Beachtet wurden nur Artikel, in denen mindestens eine tatverdächtige Person 

genannt wird (n = 3.036). „Nichtdeutsche Nationalität suggeriert“ bedeutet, es wurde keine explizite Nationalität des Tatverdächtigen 
genannt, jedoch über die Nennung einer Kontinentalherkunft (z. B. Nordafrikaner), über einen Asylstatus oder die Bezeichnung als 

Flüchtling oder Migrant eine nichtdeutsche Herkunft suggeriert.
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den Deliktbereichen geschieht eine Herkunfts-

nennung im Jahr 2015 noch relativ selten (ca. 

zehn Prozent der Fälle), steigt vor allen in den 

Jahren 2017 und 2018 an (auf über 35 Prozent 

der Fälle) und sinkt in der ersten Jahreshälfte 

leicht ab. Insgesamt spricht dies dafür, dass vor 

allem seit 2017 nichtdeutsche Tatverdächtige 

in der medialen Berichterstattung über Gewalt 

gegen Frauen stärker erwähnt werden, jedoch 

in Bezug auf ihren realweltlichen Anteil nicht 

überrepräsentiert sind. Mit Blick auf die Opfer 

ergibt sich ein anderes Bild. In der Mehrheit der 

Fälle, in denen ein nichtdeutscher Täter genannt 

oder suggeriert wird, wir die Nationalität oder 

Herkunft des Opfers nicht genannt (87 Prozent). 

Generell sind nichtdeutsche weibliche Opfer in 

den Medien deutlich stärker unterrepräsentiert 

als nichtdeutsche Tatverdächtige (siehe auch 

Kapitel 4.3). Augen merk auf nichtdeutsche 

Personen wird in der Berichterstattung also 

vornehmlich dann gelegt, wenn sie Täter, nicht 

jedoch, wenn sie Opfer sind. Eine Thematisie-

rung ausschließlich nichtdeutscher (genannter 

oder suggerierter) Tatverdächtiger kommt in 

618  Artikeln vor, ausschließlich deutsche Tat-

verdächtige werden in 45 Artikeln präsentiert. 

Dass deutsche und nichtdeutsche Tatverdächti-

ge gemeinsam in einem Artikel genannt werden 

kommt so gut wie nicht vor (drei Artikel). In der 

medialen Darstellung von Gewalt gegen Frauen 

wird also klar zwischen nicht-deutschen und 

deutschen Tatverdächtigen getrennt.

Betrachtet man die im Untersuchungszeit-

raum genannten 30 prominentesten Fälle der 

Berichterstattung deutet sich ebenfalls an, 

dass ein nichtdeutscher Tatverdächtiger be-

sonderen Nachrichtenwert besitzt. In promi-

nenten Fällen ist die Anzahl nichtdeutscher 

Tatverdächtiger im Durchschnitt deutlich höher 

(46 Prozent) als in nicht prominenten Fällen 

(28 Prozent). Dabei ist unerheblich, in welcher 

Beziehung Tatverdächtige und Opfer zueinan-

der stehen oder standen. 

6.2 Strukturelle Einordung 
 und geforderte Maßnahmen

In diesem Abschnitt wird betrachtet, inwiefern 

Gewalt gegen Frauen je nach der Herkunfts-

nennung des Tatverdächtigen als Einzelfall 

dargestellt wird oder inwiefern Verbindungen 

zu anderen Gewalttaten hergestellt werden. 

Zudem wird betrachtet, inwiefern die Tather-

kunft damit in Zusammenhang steht, ob in 

den Artikeln politische oder gesellschaftliche 

Maßnahmen gefordert werden, um dem Pro-

blem zu begegnen. Zuletzt wird auf sprach­

liche Aspekte geachtet.  Für die folgende Ana-

lyse wird zwischen Tatverdächtigen, bei de-

nen keine Herkunftsnennung geschieht bzw. 

die explizit als Deutsch bezeichnet werden 

und solchen, bei denen eine nichtdeutsche 

Nationalität genannt oder suggeriert wird, 

unter schieden. 

Deutliche Unterschiede ergeben sich in 

Bezug auf die strukturelle Einordnung für 

nichtdeutsche Tatverdächtige. Artikel, die ei-

nen oder mehrere nichtdeutsche Tatverdäch-

tige thematisieren fordern insgesamt deutlich 

häufiger (potenziell präventive) Maßnahmen 

als Artikel mit deutschen Tatverdächtigen 

(bzw. solchen, in deren Zuge keine Herkunfts-

Die Berichterstattung über Tatverdächtige nichtdeutscher Herkunft
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nennung geschieht, Tabelle  14). Dies fällt, 

unabhängig vom Zeitungstyp, vor allem bei 

politischen Maßnahmen ins Gewicht, die in 

Artikeln mit nichtdeutschen Tatverdächtigen 

dreimal häufiger gefordert werden als in Arti-

keln mit deutschen Tatverdächtigen (bzw. sol-

chen, in deren Zuge keine Herkunftsnennung 

geschieht). 

Artikel, die Gewalt gegen Frauen von nicht-

deutschen Tätern thematisieren, ordnen diese 

Gewalt häufiger thematisch ein als Artikel mit 

deutschen Tatverdächtigen (Tabelle 15). Zwei 

Drittel der Fälle mit nichtdeutschen (genann-

ten oder suggerierten) Tatverdächtigen werden 

als reiner Einzelfall berichtet, während es bei 

Artikeln mit Tatverdächtigen nicht genannter/ 

deutscher Nationalität drei Viertel aller Fäl-

le sind. Bei der Mischform der Darstellung, 

wenn also Bezüge zu anderen Verbrechen im 

Kontext von Gewalt gegen Frauen hergestellt 

werden, werden diese Bezüge bei Artikeln mit 

nichtdeutschen Tätern häufiger hergestellt 

Tabelle 14
Geforderte Maßnahmen nach Nationalität der Tatverdächtigen

Maßnahmen Deutsche/
Nicht genannte Nationalität

Nichtdeutsche Nationalität 
genannt oder suggeriert

Politische Maßnahmen 4 % 11 %

Gesamtgesellschaftliche/
unklare Adressierung 2 % 5 %

Persönliche Maßnahmen 1 % 3 %

Anzahl der Artikel 1.356 618

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: Es konnten mehrere Maßnahmen pro Artikel codiert werden. 
Ausgenommen werden Artikel, in denen keine Tatverdächtigen genannt sind.    

Tabelle 15
Thematische Berichterstattung und Einzelfalldarstellung nach Nationalität 
der Tatverdächtigen

Darstellung Deutsche/
Nicht genannte Nationalität

Nichtdeutsche Nationalität 
genannt oder suggeriert

Reine Einzelfalldarstellung 76 % 64 %

Mischform 23 % 33 %

Rein thematische 
Berichterstattung 1 % 3 %

Anzahl der Artikel 1.174 530

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: Ausgenommen werden Artikel, in denen keine Tatverdächtigen 
genannt sind und denen keine Präsentationsform zugeordnet werden kann.     
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(16 Prozent), während das bei Tatverdächtigen 

nicht genannter/deutscher Nationalität nur in 

neun Prozent der Fälle geschieht10. Insgesamt 

wird in Artikeln über Gewalt gegen Frauen mit 

nichtdeutschen Tatverdächtigen also häufiger 

auf strukturelle Gründe bzw. wiederkehren-

de Tatmuster aufmerksam gemacht, während 

Gewalt gegen Frauen von deutschen Tatver-

dächtigen (bzw. solchen, deren Herkunft nicht 

genannt wird) eher als Einzelfall präsentiert 

wird. Während in Boulevardmedien generell 

fast nie thematische Darstellungen gemacht 

werden, unabhängig von der Herkunft der Tat-

verdächtigen, wird vor allem in regionalen und 

überregio nalen Zeitungen stärker thematisch 

berichtet, wenn der Täter nicht Deutsch ist. 

Dies ist auch (aber nicht nur) auf die promi-

nenten Fälle zurückzuführen. Vor allem in den 

überregionalen Medien werden Fälle mit nicht-

deutsche Tatverdächtigen auch seltener in der 

Rubrik Panorama und häufiger im Ressort In-

land/Politik diskutiert. Insgesamt werden also 

vor allem durch nichtdeutsche Täter ausgeführ-

te Gewaltakte gegen Frauen in den Medien als 

Politikum präsentiert.

In Bezug auf die Nennung von Motiven gibt 

es kaum Unterschiede. In Artikeln mit nicht-

deutschen Tatverdächtigen wurde etwas häu-

figer das Motiv der Ehre erwähnt (drei Prozent 

der Artikel), als bei Tatverdächtigen nicht ge-

nannter/deutscher Nationalität (unter einem 

Prozent der Artikel) – dies geschah haupt-

sächlich in Zusammenhang mit sogenannten 

Ehrenmorden. In Artikeln mit Tatverdächtigen 

deutscher/nicht genannter Herkunft wurde 

dagegen etwas häufiger die Befriedigung des 

Geschlechtstriebs und Habgier (jeweils drei 

Prozent der Artikel) erwähnt als in Artikeln mit 

nichtdeutschen Tatverdächtigen (jeweils etwa 

ein Prozent der Artikel). In der Gesamtschau 

werden für nichtdeutsche Tatverdächtige aber 

nicht mehr oder weniger Motive erwähnt als 

für Tatverdächtige deutscher/nicht genannter 

Herkunft. In Bezug auf den Fokus der Berich-

te ergeben sich ebenfalls keine nennenswer-

ten Unterschiede. Unabhängig davon ob der 

Tatverdächtige deutsch oder nichtdeutsch ist, 

wird der Fokus eher auf die Tatverdächtigen 

und nur selten auf die Opfer gelegt. 

Der Begriff „Ehrenmord“ wird im Unter-

suchungszeitraum in ein Prozent der Artikel 

genannt (40 Artikel), tendenziell etwas häu-

figer in überregionalen Zeitungen und für Tö-

tungsdelikte im sozialen Nahfeld. Der Begriff 

wird dabei häufiger für Tatverdächtige mit 

nichtdeutscher Nationalität bzw. der Sugges-

tion einer solchen über die Nennung eines 

Asylstatus genannt – jedoch nicht ausschließ-

lich (drei Nennungen im Kontext Tatverdäch-

tiger, bei denen keine Herkunft genannt ist), 

24 Nennungen in Artikeln ohne Tatverdächtige 

(dies sind trotzdem noch weniger als ein Pro-

zent der Fälle)). Die für Gewalttaten verharm-

losenden Begriffe wie Drama oder Tragödie 

(auch Familiendrama, Eifersuchtstragödie) 

finden sich hingegen häufiger für deutsche als 

10 Die fehlenden Prozente in der Kategorie „Mischform“ entfallen hier auf Artikel, die andere Verbrechen thematisieren, 
die aber nicht unter Gewalt gegen Frauen fallen.

Die Berichterstattung über Tatverdächtige nichtdeutscher Herkunft
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für nichtdeutsche Tatverdächtige (16 Nennun-

gen im Kontext nichtdeutscher Tatverdächti-

ger, weniger als ein Prozent der Fälle), 78 Nen-

nungen im Kontext deutscher Tatverdächtiger 

oder Tatverdächtiger, bei denen keine Her-

kunftsnennung erfolgt ist (zwei Prozent der 

Fälle). Wenn sprachliche Verharmlosungen 

benutzt werden (was in der vorliegenden Stu-

die insgesamt eher selten vorkommt), dann 

für deutsche Tatverdächtige (bzw. solche, de-

ren Nationalität nicht genannt wird).

6.3 Darstellung der Tatverdächtigen

In Artikeln mit Tatverdächtigen nicht genann-

ter und deutscher Herkunft findet sich eine ge-

ringere Anzahl an tatverdächtigen Personen, 

während nichtdeutsche Tatverdächtige in der 

media len Darstellung häufiger in Gruppen 

agieren. Etwa acht Prozent der Artikel mit 

nichtdeutschen Tatverdächtigen behandelt 

fünf oder mehr Tatverdächtige für das gleiche 

genannte Verbrechen, für Tatverdächtige nicht 

genannter/deutscher Herkunft liegt dieser 

Wert unter einem Prozent. Dieser Unterschied 

ist vor allem auf die Darstellung im Jahr 2016 

zurückzuführen, in der pro Artikel eine Vielzahl 

von Tatverdächtigen im Nachgang der Ereignis-

se der Silvesternacht von Köln genannt wird (im 

Schnitt 21 genannte nichtdeutsche Tatverdäch-

tige pro Artikel im Jahr 2016, davor und danach 

zwischen einem und drei). 

In der vorliegenden Studie konnten bis zu 

fünf einzelne Tatverdächtige festgehalten wer-

Tabelle 16
Genannte Attribute von Tatverdächtigen nach Nationalität/Herkunft

Attribute Deutsche/
Nicht genannte Nationalität

Nichtdeutsche Nationalität 
genannt oder suggeriert

Geschlecht 97 % 99 %

Alter 78 % 83 %

Name* 38 % 65 %

Religion 2 % 6 %

Beruf 20 % 12 %

Behinderung/Pflegebedürftigkeit 1 % 1 %

Psychische Erkrankung 5 % 4 %

Alkohol­/Drogenkonsum 7 % 13 %

Anzahl der Personen 2.843 892

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: Attribute der einzeln genannten Tatverdächtigen. 
Es konnten bis zu fünf Tatverdächtige pro Artikel codiert werden. 

* Vorname, Nachname oder abgekürzte Namen, inklusive von der Redaktion geänderte Namen.    
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den. Sofern im Artikel die Anzahl der Tatver-

dächtigen nicht genau benannt wurde, wurde 

erhoben, ob spezielle Tätergruppen angespro-

chen wurden. In der Mehrheit der Artikel, in der 

solche spezifischen Gruppen angesprochen 

wurden (30 von 43 Artikeln), wurden Bezeich-

nungen verwendet, die mit Migration in Verbin-

dung stehen (z. B. Asylanten, Ausländer, Flücht-

linge, Migranten, Nordafrikaner). Hier finden 

sich also Tendenzen für eine Kollektivierung 

von Tatverdächtigen in Bezug auf ihre Herkunft. 

Für die nachfolgende Analyse wird erneut 

eine Unterteilung vorgenommen in nichtdeut-

sche Tatverdächtige (suggerierte und explizite 

nichtdeutsche Herkunftsnennung) und Tat-

verdächtiger deutscher und nicht genannter 

Nationalität. Erneut werden an dieser Stelle 

Tatverdächtige als Einzelpersonen betrachtet. 

Wenn also fünf Tatverdächtige in einem Artikel 

genannt werden, werden sie als fünf einzelne 

Personen gezählt. Die nachfolgende Analyse 

beruht auf 3.735 einzelne Tatverdächtigen. 

Mehrheitlich wird keine Nationalität der 

Tatverdächtigen genannt (75  Prozent), in elf 

Prozent wird eine andere als die deutsche 

Nationalität genannt, in 13 Prozent eine nicht-

deutsche Nationalität suggeriert. Die deutsche 

Nationalität wird bei einem Prozent der Tatver-

dächtigen genannt. Von den genannten nicht-

deutschen Nationalitäten sind Irakisch (neun 

Prozent), Bulgarisch (vier Prozent), Rumänisch, 

Eritreisch und Ghanaisch (jeweils drei Prozent) 

sowie Nigerianisch (zwei Prozent) die meistge-

nannten. Es werden also im Kontext von Gewalt 

gegen Frauen vor allem Nichtdeutsche aus dem 

arabischen, afrikanischen und osteuropäi-

schen Raum genannt. 

Betrachtet man, welche Kontextinformatio-

nen medial genannt werden, gibt es deutliche 

Unterschiede zwischen nichtdeutschen Tat-

verdächtigen und Tatverdächtigen deutscher 

oder nicht genannter Herkunft (Tabelle 16). Bei 

nichtdeutschen Tatverdächtigen wird etwas 

häufiger das Alter, deutlich häufiger jedoch 

ein Name und (auf niedrigem Niveau) eine 

Reli gionszugehörigkeit genannt (wobei sich 

diese für nichtdeutsche Tatverdächtige haupt-

sächlich auf den Islam bezieht). Die gehäufte 

Namensnennung ist auf die prominenten Fäl-

le zurückzuführen, die häufig in der Bericht-

erstattung zu finden sind und überproportio-

nal migrantische Tatverdächtige aufweisen. 

Schließt man die prominenten Fälle aus der 

Analyse aus, so werden deutsche und nicht-

deutsche Tatverdächtige in etwa gleich stark 

mit Namen bezeichnet. Trotzdem wird bei deut-

schen Tatverdächtigen die Persönlichkeit stär-

ker geschützt, da deren Nachnamen in der Be-

richterstattung häufiger abgekürzt, anstatt voll 

ausgeschrieben wird (drei Prozent der deut-

schen und fünf Prozent der nichtdeutschen Tat-

verdächtigen werden mit vollem Nachnamen 

genannt). Für deutsche Tatverdächtige (bzw. 

solcher nicht genannter Herkunft) wird zudem 

fast doppelt so oft ein Beruf genannt, wie bei 

nichtdeutschen. Zudem werden nichtdeutsche 

Tatverdächtige etwas häufiger im Kontext von 

Alkohol- oder Drogenkonsum dargestellt. Da-

bei ändern sich diese Unterschiede nicht im 

Zeitverlauf oder zwischen den Zeitungstypen. 

Die Berichterstattung über Tatverdächtige nichtdeutscher Herkunft
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6.4 Zwischenfazit zur medialen Darstel­
lung nichtdeutscher Tatverdächtiger

Insgesamt zeigt sich, dass die Herkunftsnen-

nung von Tatverdächtigen über den Zeitlauf 

der untersuchten Jahre stetig zugenommen 

hat – und das bereits vor der Veränderung der 

Richtlinie 12 des Pressecodex. Dabei werden 

vor allem nichtdeutsche Tatverdächtige, vor-

nehmlich aus dem arabischen, afrikanischen 

und osteuropäischen Raum genannt. Eine ex-

plizite Nennung deutscher Nationalität findet 

hingegen selten statt. In den Medien wird also 

im Kontext der Darstellung von Gewalt gegen 

Frauen zunehmend eine Abgrenzung vorge-

nommen. Diese Herkunftsnennung erscheint 

im Vergleich zur polizeilichen Kriminalstatis-

tik nicht überproportional – zumindest für 

die in der vorliegenden Analyse erfolgte Ein-

teilung in explizite und suggerierte Nennung 

einer nichtdeutschen Herkunft. Allerdings 

ergeben sich in der Art und Weise, wie nicht-

deutsche im Vergleich zu deutschen (bzw. 

nicht weiter benannten) Tatverdächtige darge-

stellt werden klare Unterschiede. Im Kontext 

von medial berichteter Gewalt gegen Frauen 

von nichtdeutschen Tatverdächtigen werden 

deutlich häufiger (vor allem politische) Maß-

nahmen gefordert und die Gewaltausübung 

häufiger strukturell eingeordnet. Dagegen 

verbleibt die Darstellung von durch deutsche 

Tatverdächtige ausgeübte Gewalt (bzw. solche 

von Tatverdächtigen ohne Herkunftsnennung) 

häufiger bei einer reinen Einzelfalldarstellung 

und es werden keine (präventiven) Maßnah-

men gefordert. Die insgesamt wenigen Fälle, 

in denen sich verharmlosende Begriffe wie 

Eifer suchtsdrama oder Familientragödie fin-

den, finden sich vornehmlich im Kontext von 

deutschen Tatverdächtigen (bzw. von Tatver-

dächtigen ohne Herkunftsnennung). Auch 

wenn sich in der Gesamtschau nur Tendenzen 

finden, lassen sich die vorliegenden Befunde 

durchaus so deuten, dass vor allem Gewalt-

ausübung durch nichtdeutsche Täter in den 

Medien als (politisches) Problem präsentiert 

und thematisch eingeordnet wird, während 

dies seltener oder gar nicht im Kontext von 

deutschen Tätern geschieht. Dies kann lang-

fristig den Eindruck schüren, dass das Pro-

blem nur im Kontext von nichtdeutschen Tä-

tern gelöst werden muss oder kann – während 

es sich bei durch Deutsche ausgeübte Gewalt-

taten gegen Frauen um Einzelfälle handelt, bei 

denen man keinen politischen Handlungsbe-

darf sieht. Statistisch gesehen ist die gefähr-

lichste Person für eine Frau in Deutschland 

aber immer noch ein deutscher Mann. Hier 

können Medien mit einer veränderten Be-

richterstattung (also thematische Einordnung 

und Forderungen von Maßnahmen nicht nur 

bei nichtdeutschen, sondern bei allen Tätern) 

eine wichtige Rolle für eine veränderte Wahr-

nehmung der Problematik spielen.
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Die vorliegende Arbeit hat untersucht, wie in 

Deutschland in den Medien über Gewalt gegen 

Frauen berichtet wird. Hintergrund und Motiva-

tion ist dabei das Wissen um die große Bedeu-

tung medialer Darstellungen für die Wahrneh-

mung von und den Umgang mit Problemen in 

Gesellschaft und Politik. 

Um die Berichterstattung über Gewalt ge-

gen Frauen in Deutschland systematisch zu 

erfassen, wurde eine quantitative Medien-

inhaltsanalyse mit einem breiten Sample von 

überregionalen und regionalen Tageszeitun-

gen sowie Boulevardzeitungen über einen Zeit-

raum von viereinhalb Jahren (2015-Mitte 2019) 

durchgeführt. Durch die Analyse bestimmter 

Merkmale der Berichterstattung und den Ver-

gleich der Darstellung in den Medien mit der 

polizeilichen Kriminalstatistik lassen sich 

Muster herausstellen, die im Folgenden noch 

einmal zusammenfassend dargestellt werden.

7.1 Zusammenfassung der Ergebnisse

In den untersuchten Zeitungen erscheinen im 

Durchschnitt pro Monat 20 Artikel, die sich 

Gewalt gegen Frauen widmen. Dabei gibt es 

Unter schiede zwischen den untersuchten Me-

dien. Gewalt gegen Frauen wird insgesamt 

vor allem in Boulevardmedien thematisiert, 

in überregio nalen Medien findet sie deutlich 

seltener Aufmerksamkeit – dort dann häufig 

im Ressort Panorama. Wenn überregionale Me-

dien Gewalt gegen Frauen thematisieren, dann 

greifen sie besonders bekannte Fälle auf, über 

die insgesamt viel berichtet wird. Insgesamt 

machen die 30 prominentesten Fälle der Be-

richterstattung ein Fünftel der Berichterstat-

tung im vorliegenden Untersuchungszeitraum 

von 2015 bis Mitte 2019 aus. Die mediale Re-

präsentation von Gewalt gegen Frauen zeich-

net sich also in einem relevanten Maß durch 

die wiederholte Thematisierung der (wenigen) 

gleichen Fälle aus. 

Damit Fälle überhaupt in den Medien be-

richtet werden, also Nachrichtenwert besitzen, 

müssen sie eine extreme Form aufweisen. Tö-

tungsedlikte werden von den Medien deutlich 

überproportional thematisiert, während vor 

allem Straftaten gegen die persönliche Frei-

heit stark unterproportional zu ihrem realen 

Vorkommen berichtet werden. Sexualisierte 

Gewalt wird in den Medien also vor allem dann 

aufgegriffen, wenn sie mit Mord in Verbindung 

steht. Diese Taten machen jedoch nur einen 

Bruchteil der Delikte in der polizeilichen Krimi-

nalstatistik aus. „Mildere“, aber alltäglichere 

Formen von Gewalt gegen Frauen (wie Körper-

verletzung) werden deutlich unterproportional 

zu ihrem realen Vorkommen berichtet. 

Besonders partnerschaftliche Gewalt, als 

eine spezielle Form der Gewalt gegen Frau-

en, wird in den Medien vor allem dann auf-

gegriffen, wenn sie mit einem Tötungsdelikt 

in Verbindung steht. Andere Deliktarten wie 

Bedrohung oder Nötigung werden stark un-

terproportional zu ihrem realen Vorkommen 

medial erwähnt. Dieser Fokus auf Ereignisse 

mit großem Schaden ist zwar nichts, was le-

diglich Berichterstattung über Gewalt gegen 

Frauen betrifft, sondern folgt der allgemeinen 

Logik von (Gewalt-)Berichterstattung in den 

Medien (Kepplinger, 2011a; Schönhagen & 

Fazit

7 Fazit
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Brosius, 2004). Trotzdem hat diese Logik im 

Kontext partnerschaft licher Gewalt zur Folge, 

dass nur ein kleines und stark verzerrtes Bild 

der realen Entwicklungen gezeigt wird. Denn 

Gewalt in Paarbeziehungen entwickelt sich 

oft nicht spontan, sondern über einen langen 

Zeitraum, und durchläuft dabei verschiedenen 

Eskala tionsstufen. Dazu gehört eine stetig 

wachsende Kontrollsucht des Täters, die sich 

immer drastischer entwickelt und emotional, 

finanziell oder anderweitig auswirkt. Ein Aus-

löseereignis wie eine Trennung kann dann zu 

einer Tötungsabsicht führen, die mitunter von 

langer Hand geplant wird (Monckton Smith, 

2019). Mediale Berichterstattung, die lediglich 

auf die letzte und drastischste Eskalations-

stufe der Gewaltausübung fokussiert, ver-

nachlässigt die strukturellen Gründe für den 

Gewaltakt. Auch wenn in der Berichterstattung 

über Gewalt gegen Frauen selten ein Motiv 

erwähnt wird: Dass Medienschaffende beson-

ders im Kontext von partnerschaftlicher Gewalt 

Eifersucht und Trennungssituationen als Motiv 

für die Tat präsentieren (in 13 Prozent der Fälle 

über partnerschaftliche Gewalt), obwohl diese 

lediglich Auslöser, nie aber Grund für eine Tö-

tungsabsicht sind, verschärft den Eindruck, es 

handelt sich um plötzliche und unvorherseh-

bare Ereignisse. Die tatsächlichen Gründe für 

einen Tötungsakt in einer Trennungssituation 

sind oftmals jedoch krankhafte Kontrollsucht 

und patriarchalisches Besitzdenken am Ende 

einer meist langen Gewaltspirale.

Die überwiegende Mehrheit der Artikel 

verbleibt zudem auf einer reinen Einzelfallbe-

schreibung von Gewalt gegen Frauen. Eine the-

matische Einordnung, inklusive dem Aufzeigen 

von Gründen für Gewalt und dem Aufzeigen von 

Lösungswegen und präventiven Maßnahmen 

findet kaum statt (jeweils in nur etwa zehn Pro-

zent der Artikel). Beides geschieht nochmal sel-

tener im Kontext partnerschaftlicher Gewalt: 

Zwar findet sich im Laufe der Jahre ein leichter 

Anstieg von thematischer Berichterstattung – 

hauptsächlich findet sie aber dann statt, wenn 

neue Statistiken zu partnerschaftlicher Gewalt 

vom Bundeskriminalamt veröffentlicht werden. 

Offensichtlich wird insbesondere Gewalt gegen 

Frauen in partnerschaftlichen Beziehungen von 

Medienschaffenden (noch) nicht als Politikum 

wahrgenommen. Das Aufdecken von Mustern 

hinter den (scheinbaren) Einzelereignissen 

könnte jedoch größere Sensibilität und damit 

Schutz schaffen, sowohl für Frauen in Gewalt-

beziehungen selbst als auch für das gesell-

schaftliche Umfeld. 

Ein etwas anderes Bild wird von den Me-

dien gezeichnet, wenn sie über Gewalt gegen 

Frauen von nichtdeutschen Tatverdächtigen 

berichten. Vor allem seit den Ereignissen der 

Silvesternacht in Köln nennen die Medien mit 

zunehmender Häufigkeit die Herkunft von Tat-

verdächtigen. Diese Entwicklung wird auch 

durch die Neuformulierung des Pressekodex 

begünstigt, der eine Herkunftsnennung dann 

als angemessen ansieht, wenn sie im Interesse 

der Öffentlichkeit ist – wobei dieses Interesse 

nicht weiter definiert wird. Vor allem seit 2017 

werden nichtdeutsche Tatverdächtige in der 

medialen Berichterstattung über Gewalt gegen 

Frauen stärker erwähnt. Zwar sind sie in Bezug 

auf ihren realweltlichen Anteil an Gewalttaten 
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gegen Frauen nicht überrepräsentiert, jedoch 

werden sie in einem anderen Licht dargestellt 

als deutsche Tatverdächtige. So wird vor allem 

im Kontext von nichtdeutschen Tatverdäch-

tigen auf strukturelle Gründe bzw. wieder-

kehrende Tatmuster aufmerksam gemacht, 

während Gewalt gegen Frauen von deutschen 

Tatverdächtigen (bzw. solchen, deren Herkunft 

nicht genannt wird) eher als Einzelfall präsen-

tiert wird. Über Muster und Strukturen von 

Gewaltausübung lernt das Publikum also vor 

allem im Kontext von nichtdeutschen Tatver-

dächtigen. Anhand dieser Ergebnisse lässt sich 

schlussfolgern, dass vor allem die Taten von 

Nichtdeutschen in der Berichterstattung häu-

figer zum Politikum und Gewalt gegen Frauen 

somit kulturalisiert wird. Eine solche Darstel-

lung kann Ängste schüren und in stereotypen 

Wahrnehmungen von Gewalt resultieren. For-

derungen nach härteren Strafen für bestimm-

te Tätergruppen (in diesem Kontext vor allem 

nichtdeutsche Täter) sind eine mögliche Folge. 

Hier ergibt sich die Gefahr von Anknüpfungs-

punkten rechter Narrationen für die breite bür-

gerliche Mitte. Gleichzeitig wird verdeckt, dass 

statistisch gesehen zwei von drei Gewalttaten 

gegen Frauen von deutschen Tatverdächtigen 

ausgehen.

Verharmlosenden Begriffe für Gewalt gegen 

Frauen – wie Drama oder Tragödie – wurden in 

der vorliegenden Studie nur selten gefunden. 

Zudem zeigt sich, dass, wenn solche Begriffe 

doch verwendet wurden, diese nicht nur part-

nerschaftlicher Gewalt vorbehalten sind, son-

dern insgesamt von Journalist*innen für die 

Beschreibung von Gewalt aus dem sozialen 

Nahfeld herangezogen werden. Dies scheint 

auf den ersten Blick Ergebnissen von anderen 

Studien zu widersprechen, die eine deutlich 

häufigere Bezeichnungen von verharmlosen-

den Begriffen finden (z. B. das regelmäßig 

durchgeführte Medienscreening von Gender 

Equality Media e. V.). Das Ergebnis ist jedoch 

vor allem darauf zurückzuführen, dass in der 

vorliegenden Studie nicht nur Artikel aufge-

griffen wurden, die solche Begriffe enthalten, 

sondern alle Artikel, die eine Form von Gewalt 

gegen Frauen oder Mädchen thematisieren. 

Anteilig an der Gesamtberichterstattung fin-

den sich solche Bezeichnungen somit nur in 

einem Bruchteil der Artikel (drei Prozent) und 

tendenziell seltener gegen Ende des Unter-

suchungszeitraums. Dies kann als Hinweis da-

für angesehen werden, dass die Kritik an der 

Benutzung solcher Begriffe langsam Früchte 

trägt. Trotzdem stellt jeder verharmlosende 

Begriff im Kontext einer Gewalterfahrung eine 

unwürdige Berichterstattung für die Opfer dar. 

Ein weiteres problematisches Ergebnis ist 

der Umstand, dass vor allem die von Gewalt 

betroffenen Frauen wenig Raum in der Be-

richterstattung bekommen. Nur in etwa einem 

Fünftel der Artikel wird ein Fokus auf das Opfer 

gelegt, wohingegen die Hälfte der Artikel (eher) 

auf den oder die Tatverdächtigen fokussiert. 

Auch dies kann Auswirkungen auf geforderte 

Maßnahmen zur Eindämmung von Gewalt ge-

gen Frauen haben, da besonders eine affekti-

ve Perspektive auf das Opfer dazu führt, dass 

Leser*innen auch bereit sind persönlich für 

mehr Opferschutz zu einzutreten (Carlyle et al., 

2014). Vor allem im Kontext partnerschaftlicher 

Fazit
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Gewalt wird eine solche Perspektive aber nicht 

geliefert. Insgesamt liegt der mediale Fokus 

zudem auf jüngeren Opfern, je älter die Op-

fer, desto weniger Beachtung finden sie in den 

Medien. Über besonders vulnerable Gruppen, 

wie nichtdeutsche und geflüchtete Frauen oder 

Frauen mit Beeinträchtigungen und Behinde-

rungen, wird selten berichtet – dabei haben 

sie realweltlich ein hohes Risiko, Opfer von 

Gewalttaten zu werden. Zudem wird äußerst 

selten, in nur rund zwei Prozent der Artikel, auf 

Hilfsangebote (Telefonnummern, Kontakt von 

Frauenhäusern oder Hilfseinrichtungen) für be-

troffene Frauen aufmerksam gemacht. 

7.2 Anregungen für zukünftige 
 Berichterstattung

Welche Schlussfolgerungen aus den Ergebnis-

sen der Studie lassen sich für die zukünftige 

Berichterstattung zu Gewalt gegen Frauen zie-

hen? 

Gewalt gegen Frauen ist in Deutschland 

stark verbreitet und alltäglich. Sie betrifft 

Frauen allen Alters aus allen sozialen Schich-

ten. Statistisch gesehen kennt jede Leserin 

und jeder Leser dieses Berichts eine von Ge-

walt betroffene Frau. Trotzdem liegt auf der 

Thematik ein großes Tabu. Nur ein Bruchteil 

der von Gewalt Betroffenen schaltet jemals die 

Polizei ein  – die Ausmaße des sogenannten 

Dunkelfelds lassen sich nur erahnen. Damit 

das Thema nicht mehr als privates, sondern 

als gesamtgesellschaftliches Problem aner-

kannt wird müssen sich auch soziale Normen 

verändern. Medien können ihren Teil dazu leis-

ten das Problem einzudämmen, indem sie mit 

einer angemessenen und sorgfältigen Bericht-

erstattung die Dimensionen des Phänomens 

aufzeigen und somit aktuell und zukünftig be-

troffene Frauen und Mädchen vor Gewalt schüt-

zen. Erfreulicherweise ist jedoch festzuhalten, 

dass sich vor allem in den letzten Jahren eine 

gewachsene gesellschaftliche Sensibilität für 

die Thematik abzeichnet. Forderungen aus der 

Istanbul-Konvention des Europarates zur Be-

kämpfung von Gewalt gegen Frauen werden 

politisch sukzessive angegangen. Positiv zu 

bewerten ist in diesem Kontext beispielsweise 

der geplante Aufbau einer Monitoring-Stelle 

zur besseren Dokumentation von Gewalt ge-

gen Frauen. Eine verbesserte Datenlage zu 

geschlechtsspezifischer Gewalt ist der Aus-

gangspunkt auf der Suche nach möglichen Lö-

sungswegen. Auch für die Polizei sind in jüngs-

ter Zeit Weiterbildungsangebote in Bezug auf 

Gewaltdelikte mit weiblichen Opfern, sowohl 

in als auch außerhalb partnerschaftlicher Be-

ziehungen, ausgebaut worden. 

Auch bei den Medienschaffenden scheint 

das Thema angekommen zu sein. Im Novem-

ber 2019 gab die Deutsche Presseagentur 

bekannt, dass sie in der Berichterstattung 

über Gewaltverbrechen in Familien und part-

nerschaftlichen Beziehungen künftig Begriffe 

wie „Familientragödie“ oder „Beziehungsdra-

ma“ nicht mehr als eigene Formulierung ver-

wenden wird. Und auch wenn die vorliegende 

Studie die Verwendung solcher Begriffe nur 

selten nachweist, können und sollten Medien-

schaffende ihrer Sorgfaltsplicht hier zukünftig 

(noch) besser nachkommen. Dazu gehört auch 
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eine Sensibilisierung von Journalist*innen für 

die Thematik. In Australien werden beispiels-

weise spezielle Trainings für die Berichterstat-

tung über Gewalt gegen Frauen angeboten, die 

sich positiv auswirken (Easteal et al., 2021). 

In Deutschland könnten entsprechende Trai-

nings beispielsweise redaktionsübergreifend 

als Aus- und Weiterbildungsmaßnahme vom 

deutschen Journalistenverband organisiert 

werden. Auch erscheint es sinnvoll, Grund-

steine für eine würdevolle Berichterstattung 

bereits in die journalistische Ausbildung (bei-

spielsweise als Bestandteil journalistischer 

Ethik in den entsprechenden Studiengängen) 

zu integrieren. 

Darüber hinaus gibt es in einigen Ländern 

Leitfäden für die mediale Berichterstattung 

über Gewalt gegen Frauen (z. B. Australien, 

Großbritannien, Kanada und Neuseeland, für 

einen Überblick siehe Sutherland et al., 2016). 

Im deutschsprachigen Raum wurde bisher nur 

in Österreich eine entsprechende Broschüre 

veröffentlicht (Geiger & Wolf, 2014). Auch hier 

könnte in Deutschland in den Redaktionen ent-

sprechende Aspekte aufgenommen werden. In 

der Gesamtschau geben alle diese Leitfäden 

ähnliche Hinweise für eine angemessene Be-

richterstattung, die vor den Befunden der vor-

liegenden Studie noch einmal unterstrichen 

werden sollen: 

1) Weg von der Einzelfallbeschreibung: In der 

Berichterstattung wird Gewalt gegen Frau-

en überwiegend als Einzelfall dargestellt. 

Damit werden die Gewalttaten isoliert prä-

sentiert, ohne Verbindungen zu ähnlichen 

Fällen oder allgemeineren Aspekten von ge-

schlechtsspezifischer Gewalt herzustellen. 

Der Fokus dessen, was als berichtenswert 

gilt, sollte erweitert werden. Dazu gehört 

eine thematische Berichterstattung, die das 

Ausmaß von Gewalt über den Einzelfall hi-

naus dokumentiert und die strukturellen Ur-

sachen von Gewalt aufzeigt – und zwar nicht 

nur am Weltfrauentag und wenn die neue 

Kriminalstatistik zu partnerschaft licher Ge-

walt erscheint. Wenn über die Kriminalsta-

tistik berichtet wird, sollte in diesem Zuge 

auch darüber informiert werden, dass sie 

zu Ungunsten von bestimmten Opfergrup-

pen verzerrt ist und dass bestimmte Tat-

verdächtige vermutlich überrepräsentiert 

sind. Es ist klar, dass nicht jeder einzelne 

Fall im Kontext struktureller Entwicklungen 

dargestellt werden kann. Trotzdem kann 

auch im Einzelfall mit wenigen Mitteln (wie 

z. B. Verweise auf Statistiken, Expertise von 

Sachverständigen, Beleuchtung der gesam-

ten Geschichte der Gewalteskalation, Ver-

meidung von verharmlosenden Begriffen 

und sachlichen Differenzierung der gesell-

schaftlichen Kontexte) zum schrittweisen 

Verständnis für die Dimensionen der Pro-

blematik beigetragen werden.

2) Mehr Raum für Opfer, weniger Raum für Tat­
verdächtige: Die vorliegende Studie zeigt, 

dass Opfern von Gewalt oft wenig Raum in 

der Berichterstattung gegeben wird. Opfer-

schutz ist im Pressekodex festgeschrieben 

und es gilt ihn zu wahren, um eine Retrau-

matisierung von Opfern oder Angehörigen 

Fazit
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zu vermeiden. Doch auch ohne identifizie-

rende Merkmale kann die Berichterstat-

tung die Perspektive der Opfer beleuchten. 

Dies kann Gewaltbetroffenen das Gefühl 

nehmen, mit ihren Erfahrungen isoliert 

zu sein und Umstehende in der Wahrneh-

mung gefährdeter Frauen sensibilisieren. 

Zur sorgfältigen Berichterstattung über 

die Thematik gehört auch die Recherche 

zu und Beleuchtung von besonders vulne-

rablen Gruppen, die nicht im Hellfeld der 

polizeilichen Kriminalstatistik erscheinen 

(beispielsweise geflüchtete Frauen, Frauen 

mit Migrationshintergrund, Opfer von Men-

schenhandel, Genitalverstümmelung oder 

Zwangsverheiratung, Obdachlose, Frauen 

mit Beeinträchtigungen und Behinderun-

gen). Gleichzeitig sollte unbedingt vermie-

den werden, Tätern zu viel Raum zu geben 

und mit der Beschreibung einer möglichen 

Motivlage die Tat zu begründen und damit 

zu relativieren.

3) Sorgsame Abwägung von Herkunftsnen­
nungen: Mit der Neuformulierung der 

Richtlinie  12 des Pressekodex wird Jour-

nalist*innen mehr Freiraum gewährt, die 

Herkunft von Tatverdächtigen im Zuge der 

Berichterstattung zu nennen. Im Kontext 

der Berichterstattung über Gewalt gegen 

Frauen birgt eine überproportionale Nen-

nung jedoch die Gefahr, dass sie als ein 

„Thema der anderen“ wahrgenommen wird. 

Hier gilt es, eine sorgfältige Abwägung zu 

treffen. Medienschaffende sollten sich fra-

gen, ob die Herkunft tatsächlich für die Tat 

relevant war oder ob der Gewaltausübung 

Strukturen zu Grunde liegen, die so auch in 

Deutschland, bzw. bei deutschen Tätern zu 

finden sind. Die Nennung oder Suggestion 

einer nichtdeutschen Herkunft suggeriert 

einen Zusammenhang mit der Tat, der in 

den meisten Fällen so nicht gegeben sein 

dürfte. 

4) Bereitstellen von Informationen für Hilfe­
suchende: Medien können eine niedrig-

schwellige Informationsquelle für diejeni-

gen sein, die aus einer Gewaltbeziehung 

ausbrechen oder sich für die Bewältigung 

einer Gewalttat Unterstützung holen möch-

ten. Trotzdem werden Hilfsangebote in der 

Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen 

nur äußert selten thematisiert. Eine aktive 

Bereitstellung von Beratungsangeboten 

oder Telefonnummern (ähnlich wie es mitt-

lerweile bei der Berichterstattung über Sui-

zide üblich ist) würde das Wissen, wohin sich 

im Notfall gewendet werden kann, in der Ge-

samtbevölkerung stärker verbreiten. Noch 

immer wissen rund zehn Prozent der Frauen 

nicht, wohin sie sich bei Gewaltbetroffenheit 

wenden sollen (Bundesministerium für Fami-

lie, Senioren, Frauen und Jugend, 2020). 

Abschließend muss betont werden, dass es 

noch weiterer Forschung zum Thema mediale 

Darstellung von Gewalt gegen Frauen bedarf. 

So mussten für die vorliegende quantitative 

Untersuchung viele Merkmale der Berichter-

stattung ausgeblendet werden. Bestimmte As-

pekte, z. B. narrative Elemente (Beschreibung 
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eines Lebensweges, Beschreibung von Emotio-

nen), Bildberichterstattung, implizite Beschrei-

bungen von Tatverdächtigen oder Opfern (z. B. 

die Rolle von Attraktivität, Darstellung von 

Reichtum oder Armut) wurden in dieser Unter-

suchung nicht aufgenommen. Es ist durchaus 

anzunehmen, dass alle diese Aspekte bei der 

Wahrnehmung von Gewalt gegen Frauen als 

gesellschaftliches Problem eine Rolle spielen. 

Zudem ist diese Untersuchung auf Printbericht-

ersattung fokussiert, welche zusätzliche Dyna-

mik sich in bewegten Bildern entfaltet, muss 

zukünftig noch erforscht werden. 

 Die Rolle der Medien in Bezug auf die (so-

wohl Aufrechterhaltung als auch potentielle 

Verminderung) gesellschaftliche Tabuisierung 

des Themas gilt es ebenfalls weiter zu untersu-

chen. Dazu gehören Studien, die die Wirkung 

konkreter Formen der Berichterstattung in den 

Fokus nehmen. Sowohl die Kontextfaktoren, 

die Opfer, Tatverdächtige und Tat beschreiben, 

als auch die Wirkung thematischer Berichter-

stattung auf die Sensibilisierung der Thematik 

wurde im internationalen Raum häufig nicht im 

Kontext von Gewalt gegen Frauen und im deut-

schen Raum noch so gut wie gar nicht unter-

sucht. Auch qualitative Studien mit Medien-

schaffenden können einen sinnvollen Beitrag 

dazu leisten, die Entstehung blinder Flecken 

der Berichterstattung aufzudecken. 

Hier können Sie Hilfe suchen: 

 Nummer des Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“: 08000 116016

 Eine Übersicht von Frauenhäusern in Deutschland findet sich unter: 

 https://www.frauenhauskoordinierung.de/hilfe-bei-gewalt/frauenhaussuche/ 

 Hilfe und Beratung für Täter (oder Täterinnen): https://www.bag-taeterarbeit.de/

Fazit
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